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1. Einleitung 

 

In einem Gespräch über mein Diplom-Thema sagte mir eine Freundin spontan: ĂNun 

lass doch mal die armen Eltern in Ruhe!ñ Als Grundschullehrerin und Mutter von drei 

schulpflichtigen Kindern hat sie die Erfahrung gemacht, dass von Eltern viel gefordert 

wird und nichts mehr Ăeinfach soñ geschieht. 

Eine weitere Freundin, ebenfalls Grundschullehrerin und vierfache Mutter, erzählte mir, 

dass sie als Klassenleitung einer ersten Klasse im ersten Vierteljahr jeden Abend Trä-

nen vergoss: Der Großteil ihrer Schüler konnte weder still sitzen noch zuhören; die 

eigenen Sachen zu finden und zu behalten, war für die meisten ein immenses Prob-

lem, und einen Zettel in eine Mappe zu heften ohne Unterstützung schlicht unmöglich. 

Noch anders erlebte ich es im Praktikums-Kindergarten: Zum Elternabend für die Vor-

schulkinder kam eine Reihe verunsicherter Mütter, die gerne wissen wollten, wie sie 

ihre Kinder am besten auf die Schule vorbereiten könnten und was der Kindergarten 

dafür tue.  

Diese Arbeit steht in eben diesem Spannungsfeld: Eltern tragen Verantwortung für ihre 

Kinder und möchten informiert und beteiligt werden, wenn es um die neue Situation 

Schulanfang geht. Sie teilen mit ihren Kindern Vorfreude, Erwartungen und Ängste. In 

unserer Gesellschaft der großen Bildungsmöglichkeiten und -erwartungen erleben sie 

einen hohen Druck, ihren Kindern die bestmöglichen Chancen für ein erfülltes und so-

zial abgesichertes Leben zu bieten. (Schul-)Bildung ist hierfür ein Schlüsselfaktor, des-

sen Bedeutung sich Eltern sehr bewusst sind. Andererseits aber sind sie eingebunden 

in ein breites Aufgabenfeld zwischen Familie und Beruf, Partnerschaft und persönli-

chen Lebensumständen. Diese Aspekte auszubalancieren, bringt nicht wenige an die 

Grenzen ihrer zeitlichen und persönlichen Kräfte. Vor allem aber geraten sie ins 

Schwimmen,  wenn   es   um   konkrete   Anforderungen   der   Schulvorbereitung   und   

-begleitung geht, da es keine einheitlichen Vorgaben und Hilfestellungen ï nicht einmal 

auf kommunaler Ebene! ï gibt. Erziehungsziele haben sich geändert, ebenso wie die 

Erwartungen an Kindergarten und Schule. Der Übergang vom Kindergarten in die 

Grundschule wird zu einem in der Forschung viel beachteten Schlüsselerlebnis für die 

Schullaufbahn ï nicht nur für die Kinder, sondern auch für die Eltern. 

Nach einem im Studium entstandenen Interesse an den Möglichkeiten frühkindlicher 

Bildung erlebte ich im Praktikum das niedersªchsische Modellprojekt ĂDas letzte Kin-

dergartenjahr als Br¿ckenjahr zur Grundschuleñ. Die Arbeit in diesem Projekt sowie die 

persönliche Erfahrung als dreifache Mutter konfrontierte mich mit Erwartungen, Hoff-

nungen und Wünschen an den kindlichen Bildungsweg und an die Begleitung durch die 

Institutionen. So konzentrierte sich meine Aufmerksamkeit auf die Rolle, die Eltern in 

diesem Übergang spielen, spielen wollen und können.  
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Um diese Rolle und die elterliche Beteiligung am Übergangsgeschehen zu beschreiben  

und zu klären, wird ein Überblick sowohl über Literatur zur Transitionsforschung als 

auch über aktuelle Untersuchungen zum Selbstverständnis der Eltern und zu ihrem 

Verständnis des Übergangs gegeben. Anhand des niedersªchsischen āBr¿ckenjahró-

Projektes erfolgt die beispielhafte Darlegung eines Ansatzes zur Umsetzung der Über-

gangs-Theorien. 

Übergänge als Lebens- und Entwicklungsaufgaben sind Gegenstand etlicher psycho-

logischer Theorien und pädagogischer Handlungsansätze. Die vielfältigen Anforderun-

gen, denen sich Kinder und Eltern an der Schnittstelle der Einschulung stellen müssen, 

und ihre Bewältigung werden in der Forschung als Transitionsprozess bezeichnet. Ver-

schiedene weitere Akteure begleiten diesen Prozess (Kapitel 2). 

Auch bildungspolitisch lässt sich ein zunehmendes Interesse an gelingenden Transitio-

nen feststellen. Nachdem in den PISA-Studien in Deutschland der engste Zusammen-

hang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg festgestellt wurde, war die früh-

kindliche Bildung schnell als Handlungsfeld für Lösungsansätze identifiziert. Infolge- 

dessen stellt sich die Frage nach der Anschlussfähigkeit der Bildungsprozesse von 

Kindergärten und Grundschulen; damit verbunden ist der gesamte Blick auf förderliche 

und hinderliche Strukturen des Übergangs. In Bezug auf die Eltern ist besonders be-

deutsam, welche Vorstellungen sie von Schulvoraussetzungen und Schulfähigkeit be-

sitzen (Kapitel 3). 

Schulvorbereitung und Anschlussfähigkeit sind nicht nur Themen der öffentlichen Insti-

tutionen. Eltern sind Experten ihrer Kinder, auch im Übergang zur Grundschule. Dieses 

Expertentum muss artikuliert, unterstützt und entfaltet, mancherorts sogar noch ent-

deckt werden. Die aktuelle Perspektive auf den Transitionsprozess umfasst daher auch 

die Zusammenarbeit der Institutionen mit den Eltern ï möglichst in einer Partnerschaft 

auf Augenhöhe zwischen Pädagogen und Familien (Kapitel 4). 

Die bildungspolitische Bedeutung des Transitionsprozesses hat in den Bundesländern 

zu zahlreichen Initiativen geführt, deren Ziel es ist, Brüche in den Bildungsbiographien 

der Kinder zu vermeiden. Das niedersªchsische Modellprojekt ĂDas letzte Kindergar-

tenjahr als Br¿ckenjahr zur Grundschuleñ ist eine solche Initiative und hat sich unter 

anderem die Zusammenarbeit mit den Eltern zur Aufgabe gemacht (Kapitel 5). 

Ergebnis des Modellprojekts sollen auch konkrete Handlungsanregungen zur Gestal-

tung der Transition sein. Ein Beispiel für eben so eine Anregung ist die Elternfortbil-

dung ĂFamilienErgo ï Schulvorbereitung im Familienalltagñ von Rupert Dernick, die im 

niedersächsischen Modellprojekt und darüber hinaus Verbreitung findet. Als Abschluss 

der Betrachtungen wird sie dahingehend untersucht, ob sie in ihren Zielen, Methoden 

und Möglichkeiten für eine Verwendung im Transitionsprozess geeignet ist (Kapitel 6). 
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Da der Fokus dieser Arbeit auf den Eltern liegt, werden andere Bereiche nur randstän-

dig behandelt. Hierzu gehören die Bildungs- und Entwicklungsprozesse der Kinder 

sowie die Möglichkeiten, Grenzen und Schwierigkeiten in der Kooperation zwischen 

Kindergärten und Schulen bzw. zwischen Erzieherinnen und Lehrern. 

Von unbestrittener Bedeutung  im Zusammenhang mit Übergängen ist der Begriff der 

Resilienz. Sie ist eine wichtige Voraussetzung für die Bewältigung von Transitionspro-

zessen. Die Resilienzforschung beschäftigt sich ausführlich mit den Schutz- und Risi-

kofaktoren, die Menschen mit den Veränderungen von Lebensumständen und -

situationen zurechtkommen oder an ihnen scheitern lassen. Dass Eltern eine wichtige 

Rolle für die Entwicklung von kindlicher Resilienz spielen, setze ich voraus. Als eigener 

Forschungsbereich ist sie aber nicht vorrangiges Thema dieser Arbeit und kann daher 

nur im Zusammenhang mit den allgemeinen Grundlagen der Transitionsforschung be-

trachtet werden. 

In dieser Arbeit geht es um Eltern in ihrer gesamten gesellschaftlichen, d.h. sozialen, 

kulturellen und persönlichen Pluralität. Mein Anliegen ist es, die grundlegenden Aufga-

ben und Chancen von Eltern im Transitionsprozess zu klären, und zwar geleitet von 

einem konkret-praktischen Interesse an Kooperationsansätzen und -ideen. Eine diffe-

renzierte Betrachtungsweise hinsichtlich ethnischer oder sozial-ökonomischer Aspekte 

wäre die konsequente Fortführung dieser Herangehensweise, würde aber über den 

gesteckten Rahmen hinausreichen.  

Um die Lesbarkeit zu vereinfachen, nutze ich bei geschlechtsspezifischen Begriffen 

ausschließlich die männliche Form. Mit einer Ausnahme allerdings: Angesichts der 

Seltenheit von männlichen Fachkräften in den Kindergärten verbietet sich mir eine ge-

nerelle Rede von āErziehernó. Daher schreibe ich ausdr¿cklich nur āErzieherinnenó und 

subsumiere darunter die männlichen Fachkräfte. 

Ebenfalls der besseren Lesbarkeit geschuldet ist die Verwendung des Begriffs āElternó; 

alle weiteren Erziehungsberechtigten werden hier selbstverständlich impliziert! 

Zusammenfassend für alle Formen der institutionellen Kindertagesbetreuung steht der 

traditionelle und von Eltern vielfach benutzte Begriff Kindergarten. 

Die Namensnennung der im Erfahrungsbericht dargestellten Kooperation erfolgt mit 

ausdrücklicher Genehmigung der Kindergarten-Leitung. 
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 Ein Mann, der Herrn K. lange nicht gesehen hatte, 

                                                                                            begrüßte ihn mit den Worten: 

                                                                                 āSie haben sich gar nicht verªndert.ó 

                                                                                    āOh!ó sagte Herr K. und erbleichte. 

          Bertolt Brecht 

                   

2.     Der Übergang vom Kindergarten in die Grundschule 

 

ĂMein Kind kommt in die Schuleñ (sªchs. Staatsministerium für Kultus und Sport, 2010): 

Dieser Satz, den die meisten Eltern irgendwann einmal ï stolz oder ängstlich ï äußern, 

spiegelt den antizipierten und erlebten Unterschied zwischen zwei prägenden Lebens-

abschnitten wider. Hier wird etwas abgeschlossen, dort wartet etwas Neues, das mit 

Rollenveränderung zu tun hat und einen Statuswechsel beinhaltet. Was dazwischen 

geschieht, können sowohl Eltern als auch Kinder oft nicht artikulieren, da sie in der 

Regel keine genaue Vorstellung davon haben, wie der Übergang vollzogen wird. Bevor 

auf diesen besonderen Wechsel eingegangen wird, soll zunächst dargestellt werden, 

was ein Übergang ist und welche Bedeutung ihm im Lebenslauf zukommen kann. 

 

     2.1    Der Begriff des Übergangs: Definition und Charakterisierung 

Übergänge gehören als existentielle Erlebnisse zum Leben. Die ersten Übergänge ï 

von der Geburt abgesehen ï  geschehen in der Regel bereits im frühen Kindesalter 

durch veränderte Betreuungssituationen: von der Familie zur Tagesmutter, in die Krip-

pe oder den Kindergarten. Später erfolgt der Wechsel in die Grund- bzw. die weiterfüh-

rende Schule, in eine Ausbildung oder ein Studium, in das Berufsleben und den Ru-

hestand. Neben diesen institutionellen Übergängen gibt es weitere in den individuellen 

Lebensbezügen von Familien und einzelnen Personen, z.B. in der Pubertät, bei Heirat, 

Geburt von Kindern, Trennung, Scheidung, neuen Partnern oder der Gründung von 

Patchwork-Familien. Der Begriff  bezeichnet in dieser Arbeit demnach einen Ăstrukturel-

len Zustandswechselñ (Carle 2004, S.32) durch die Veränderung der Rolle und der 

Lebensanforderungen in einer bestimmten Lebenssituation. 

Ă¦bergªngen kommt eine Mittlerfunktion zwischen der zur¿ckliegenden und der noch 

ungewissen zuk¿nftigen Lebensphase zuñ (Carle 2004, S.30). Sie sind somit Teil des 

Lebens und ihre Bewältigung ein wichtiger Schritt in der Entwicklung und Gestaltung 

der Persönlichkeit. Strategien zur Bewältigung von Übergängen werden als Basiskom-

petenz für ein gelingendes Leben angesehen (vgl. Fthenakis 2004, S.11).   

Übergänge entstehen durch die Einteilung des Lebens in unterschiedliche Abschnitte 

oder Phasen und die daraus folgende Notwendigkeit, diese miteinander zu verbinden. 

Von der Antike an wurden dabei die erreichten Lebensphasen fokussiert und weniger 
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die Schnittstellen und Wandlungsprozesse, die zu ihnen hinführen. Die Einflussnahme 

des Individuums auf die verschiedenen Stadien galt als eher begrenzt (vgl. Wörz 2004, 

S.22). Erst durch die Folgen der Aufklªrung und die dadurch entstehende Ărational-

innerweltliche (...) Wirklichkeitsauffassungñ (Carle 2004, S.33) beginnen empirische 

Untersuchungen aus entwicklungspsychologischer Sicht von Übergängen; das lässt 

den Gedanken von Selbstbestimmung und Gestaltbarkeit solcher Umbruchzeiten zu. 

Übergänge, die vom Menschen nicht oder nur begrenzt beeinflussbar sind, werden 

ambivalent beurteilt: Auf der einen Seite gelten sie als Möglichkeit, eigene Kräfte zur 

Bewältigung zu mobilisieren. Andererseits braucht es Unterstützung  und Begleitung, 

damit die u.U. als chaotisch erlebte Situation eines Übergangs in neue, konstruktive 

Bahnen überführt werden kann. Soziale Bewältigungshilfe drückt sich u. a. in Form von 

Riten aus, wie sie an Wendepunkten des Lebens (Geburt, Pubertät, Eheschließung, 

Tod) und auch z.B. beim Schuleintritt begangen werden (vgl. a.a.O., S.32-34). 

ĂIhre Funktion liegt darin, die mit Unsicherheit verbundene drohende Krise aufzufan-

gen. Die einbindende Kultur muss Hilfe in Form von Regeln, Symbolen und Deutungs-

mustern gebenñ (Wºrz 2004, S.22). Durch diese Form der Unterstützung ist der Über-

gänger nicht nur aktiv Handelnder sondern auch Empfänger von Interpretationen, Er-

wartungen und Handlungen, er ist Ă(é) zugleich Subjekt und Objekt des Geschehensñ 

(ebd.).  

ĂIn ¦bergªngen verbinden sich soziale mit persönlichen Erwartungen, institutionelle mit 

individuellen Potenzialen und Risikenñ (Carle 2004, S.30). Nach dem Soziologen Ar-

nold van Gennep (1873-1957) bestehen solche Übergangs-Riten aus drei aufeinander-

folgenden Phasen: Der Separation, der Transition und der Reincorporation; also einer 

Trennungs- oder Ausgliederungsphase, einer Übergabe- oder Schwellenphase und 

einer Neueingliederungs- oder Angliederungsphase (vgl. Carle 2004, S.34).  

Ein Beispiel für einen Übergangs-Prozess ist die Pubertät. Er umfasst Merkmale des 

Abschieds (von der Kindheit, von der bisherigen Selbstsicht und inneren Stabilität) und 

der Ablösung (von den Eltern, von der kindlichen Rolle und den dazugehörigen Hand-

lungsmustern) sowie eine Phase der Unsicherheit, des Suchens und Ausprobierens, 

und mündet bei geglückter Bewältigung in eine neue Stabilität, ein neues Selbstbild 

und in eine veränderte Beziehungsgestaltung.  

In der Entwicklungspsychologie werden Übergänge in zwei Kategorien gefasst: Zum 

Einen als normative Ereignisse, die alterstypisch sind und damit einen großen Teil von 

Menschen in einer bestimmten Lebensphase betreffen. Hierzu zählen z.B. der Schul-

eintritt, die Pubertät oder die Elternschaft. Ein wichtiges Kennzeichen ist ihre Vorher-

sehbarkeit. Die zweite Kategorie umfasst non-normative Lebensereignisse, die ungep-

lant und unvorhersehbar sind und sich in der Regel auf einzelne Individuen beziehen, 
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z.B. Krankheit, Verlust einer nahestehenden Person durch Tod oder Trennung, oder 

Arbeitslosigkeit (vgl. Beelmann 2006, S.12; Cowan 1991, S.9).  

Gemeinsam ist beiden Formen, dass ihre Bewältigung sowohl Risiken als auch Chan-

cen birgt, je nachdem, ob sie als Herausforderung angenommen werden oder als un-

lösbares Problem gelten. Dabei spielt besonders die individuelle Bewertung solcher 

Ereignisse eine Rolle. Diese ist unter anderem von der eigenen Selbstwirksamkeits-

Überzeugung, von der normativen Beurteilung der Umwelt und von der Anzahl der be-

troffenen Individuen abhängig. Ansätze, die sich mit der ersten Kategorie befassen, 

sehen Übergänge als Entwicklungsaufgaben an1. Hier spielen neben den sich verän-

dernden Personen auch die jeweiligen Lebensumstände und sozialen Interaktionen 

eine generierende Rolle. Der Eintritt in die Schule gehört mit in diesen Bereich (s. Kap. 

2). Ist die Bewältigung von Entwicklungsaufgaben nicht möglich, können sie zu Krisen 

werden (vgl. Oerter/Montada 2008, S.36-40).                   .                                                                                                                     

In Anlehnung an Eriksons Modell der Persönlichkeitsentwicklung betonen viele Theo-

rien der Übergangsforschung die Wechselwirkung zwischen dem Übergänger und sei-

nen Bezugspersonen. So wird diese Phase zu einem Sozialisationsprozess, der durch 

das Handeln und die Unterstützung der Bezugspersonen einen ko-konstruktiven Cha-

rakter erhält. Das Konzept der Statuspassage nach Glaser und Strauss (1971) be-

zeichnet  Ă¦bergªnge im menschlichen Lebensverlauf als Wechsel von einem sozialen 

Status in einen anderenñ (Wºrz 2004, S.25).  

Neben diesen Denkmodellen von eher zeitlich definierten und zielgerichteten Wand-

lungsprozessen entstand durch Untersuchungen der Entwicklungs- und Sozialpsycho-

logie die Erkenntnis, dass Übergänge noch vielschichtiger sind und weit über bisher 

angenommene Grenzen von sozial normierten Vorgängen hinausreichen. In Gesell-

schaften, die von sich immer schneller wandelnden Umständen und freiheitlichen 

Wertvorstellungen geprägt sind, sehen sich die Individuen größeren eigenverantwortli-

chen Handlungsanforderungen gegenüber. Schon die Stichworte Arbeitslosigkeit, Fle-

xibilität im Arbeitsleben oder  Scheidung deuten das an. Die Vorstellung eines linear 

verlaufenden Lebens, in dem einige mehr oder weniger schwierige Zeiten des Wandels 

zu überwinden sind, erscheint vor diesem Hintergrund zu simpel. Um die komplexen 

Strukturen solcher zahlreichen, unterschiedlichen und individuellen Übergangsge-

schehnisse zu erfassen, wird zunehmend von ĂTransitionñ gesprochen. (vgl. Wºrz 

2004, S.24-27)2. 

 

 

                                                           
1
 z.B. das Modell der Persönlichkeitsentwicklung nach Erikson (1973) und das Konzept der Entwicklungs-  

   aufgaben nach Havighurst (1972) 
2
 Zur weiteren Forschungsgeschichte siehe auch Welzer 1993 



10 

 

     2.2 Der Transitionsansatz 

Der Begriff  Transition geht zurück auf das lateinische bzw. englische Wort für Über-

gang transition. Die Ergebnisse der unterschiedlichen Ansätze in der Übergangsfor-

schung sollen durch ihn in ein einheitliches Konzept integriert und eine Abgrenzung 

zum alltagssprachlichen Gebrauch gezogen werden. Cowan (1991) bezeichnet damit 

Veränderungen, die sich sowohl auf die Selbst- und Weltsicht eines Individuums oder 

einer Familie beziehen, als auch auf die vorhandenen Rollen und Beziehungen des/der 

Beteiligten (vgl. a.a.O., S.5 d. Vorwortes).  

ĂI propose (é) to describe transitions as longterm processes that result in a qualitative 

reorganization of  both inner life and external behavior. For a life change to be designated 

as transitional, it must involve a qualitative shift from the inside looking out (how the indi-

vidual understands and feels about the self and the world) and from the outside looking in 

(reorganization of the individualôs or familyôs level of personal competence, role arrange-

ments, and relationships with significant others)ò (Cowan 1991, S.5). 

Der Transitions-Begriff soll im Deutschen diese umfassende Sicht auf  das Übergangs-

geschehen aufnehmen.3 Das Konzept, das Erkenntnisse aus der Entwicklungs-, der 

Sozial- und der Familienpsychologie vereint, ist als theoretisch fundierte Grundlage für 

die pädagogische Praxis gedacht, um Übergangsgeschehnisse besser nachvollziehen 

und begleiten zu können (vgl. Niesel/Griebel/Netta 2008, S.11). 

ĂAls Transitionen werden komplexe, ineinander ¿bergehende und sich ¿berblendende 

Wandlungsprozesse bezeichnet, wenn Lebenszusammenhänge eine massive Um-

strukturierung erfahren (é)ñ (Wºrz 2004, S.35). Kennzeichnend f¿r Transitionen sind 

ĂPhasen beschleunigter Verªnderungen und eine besonders lernintensive Zeitñ (ebd.). 

Nach Erik Erikson kommen Menschen immer dann in eine Krise, wenn sie neue und 

herausfordernde Entwicklungsaufgaben zu bewältigen haben. Diese Zeiten beschrän-

ken den Menschen zwar in seiner Handlungsfähigkeit und Kompetenz, sie sind aber 

notwendig, um die neue Aufgabe zu lösen und daran zu wachsen. Geschieht dies 

nicht, gibt es keinen Entwicklungsfortschritt oder sogar Rückschritte. Demnach bergen 

Transitionen immer Chancen und Risiken (vgl. Cowan 1991, S.9). 

Doch nicht nur das Subjekt des Überganges, sondern auch sein Lebenskontext mit den 

dazugehörigen Personen, Gestaltungsmöglichkeiten, Anforderungen und Unterstüt-

zungsleistungen tragen zur Generierung und Bewältigung dieser Aufgaben bei. So 

geschieht die Transition Ă(é) an einer Schnittstelle von individuellem Handlungs- und 

Bewältigungsvermögen und von gesellschaftlichen Handlungsvorgaben und  

-anforderungenñ (Welzer 1993, S.8; vgl. Niesel u.a. 2008, S.11).  

                                                           
3
 Der sprachlichen Abwechslung halber verwende ich die Begriffe Übergang und Transition   

  synonym, immer aber im Sinne des Transitionsansatzes. 
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Wird beispielsweise ein Paar zu Eltern, erfolgt das nicht losgelöst von seiner Umwelt. 

Neben den neu zu erlernenden Tätigkeiten und Verhaltensweisen und dem veränder-

ten Selbstbild (von ānuró Frau und Mann zu Mutter und Vater, von ānuró Paar zu Eltern-

paar) geht der Wechsel mit Erwartungen der sozialen Umgebung einher, wie Eltern ihr 

Kind zu behandeln und sich zu verhalten haben. Gesellschaftliche Vorstellungen von 

Pflege und Erziehung wirken sich auf das persönliche Verhalten aus. Auch unterstüt-

zende Leistungen beeinflussen die Neuorientierung und Anpassung an die neue Rolle. 

Nicht zuletzt verändern sich z.B. auch die Beziehungen zu den eigenen Eltern, die sich 

als Großeltern, wenn es sich um das erste Enkelkind handelt, nun ebenfalls in einer 

neuen Rolle finden. 

Verschiedene Ansätze aus dem Umfeld der Psychologie bilden das theoretische Fun-

dament, auf dem der Transitionsansatz fußt. Diese werden im Folgenden beschrieben.  

 

     2.2.1 Der ökopsychologische Ansatz 

Die ökologisch-systemische Perspektive von Urie Bronfenbrenner (1989) ist eine 

Grundlage des Transitionsansatzes. Er beschreibt die Entwicklung des Menschen un-

ter Einbeziehung der verschiedenen Systeme, die dessen Umwelt bestimmen, wie z.B. 

die Familie, der Freundeskreis oder der Arbeitsplatz, und die daraus entstehenden 

Beziehungen. Die unterschiedlichen System-Ebenen nennt er Mikro-, Meso-, Exo- und 

Makrosystem. 

Mikrosystem 

Ein persönlicher Lebensbereich des sich in der Entwicklung befindlichen Menschen, 

der durch Ăein Muster von Tªtigkeiten und Aktivitªten, Rollen und zwischenmenschli-

chen Beziehungenñ (Bronfenbrenner 1989, S.38) gekennzeichnet ist, wird auf der in-

teraktionalen System-Ebene als Mikrosystem bezeichnet. Hierzu gehören Erfahrungen 

und Interaktionen, die in Situationen mit den Personen dieses Systems erlebt werden. 

Das schlieÇt den Umgang mit Ăden ihm eigent¿mlichen physischen und materiellen 

Merkmalenñ (ebd.) ein. Die Beziehungen zu den Personen heiÇen Dyaden. Sie bilden 

den elementaren Baustein des Mikrosystems. Eine Dyade entsteht durch das (gegen-

seitige) Beobachten und Teilnehmen an einer Handlung. Je häufiger das geschieht, 

desto mehr entwickeln die Personen Gefühle füreinander. Sind die Gefühle von Anfang 

an positiv, werden Tätigkeiten dabei eher zu gemeinsamen Aktivitäten, was förderlich 

für die Entwicklung ist. Dies wirkt sich wiederum auf die Gefühle füreinander aus. So 

entstehen Primärdyaden; im Mikrosystem Familie also zum Beispiel die Beziehungen 

zu Vater und Mutter (vgl. a.a.O., S.71-74). 

Mesosystem 

Verschiedene Mikrosysteme bilden durch ihre Wechselbeziehungen ein Mesosystem. 

Diese organisationale System-Ebene entsteht oder verändert sich für die betreffende 
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Person dann, wenn sie in einen neuen Lebensbereich eintritt, z.B. in den Kindergarten 

oder in die Schule kommt. Dabei sind die Beziehungen, die zwischen den Lebensbe-

reichen bestehen und das Mesosystem kennzeichnen, entweder direkt, nämlich durch 

die Beteiligung der sich entwickelnden Person an ihnen, oder indirekt, z.B. durch das 

Erhalten von Informationen über einen Lebensbereich; wenn z.B. die Eltern dem Kind 

von der Schule erzählen, bevor es sie selbst erlebt hat. In den direkten Verbindungen 

wird unterschieden zwischen der Primärverbindung ï die sich entwickelnde Person, die 

an einem neuen Lebensbereich teilnimmt und dadurch ein Mesosystem erschafft ï und 

ergänzenden Verbindungen ï weitere Personen, die an den Lebensbereichen beteiligt 

sind, wie die Eltern, Lehrer oder Freunde (vgl. a.a.O., S.41f.; S.199-201).  

Exosystem 

ĂUnter Exosystem verstehen wir einen Lebensbereich oder mehrere Lebensbereiche, 

an denen die sich entwickelnde Person nicht selbst beteiligt ist, in denen aber Ereig-

nisse stattfinden, die beeinflussen, was in ihrem Lebensbereich geschieht, oder die 

davon beeinflusst werdenñ (a.a.O., S.42). Es handelt sich dementsprechend um die 

System-Ebene der Umwelt. Wenn z.B. ein älteres Geschwisterkind die Aufmerksamkeit 

der Eltern für seine Hausaufgaben beansprucht oder Schulfreunde zu Besuch hat, be-

stimmt das Exosystem Schule auch den Lebensbereich des jüngeren Kindes mit. 

Kommt es selber in die Schule, wird diese zu einem Teil des Mesosystems. 

Makrosystem 

ĂDer Begriff des Makrosystems bezieht sich auf die grundsätzliche formale und inhaltli-

che Ähnlichkeit der Systeme niedrigerer Ordnung (Mikro-, Meso- und Exo-), die in der 

Subkultur oder der ganzen Kultur bestehen oder bestehen könnten, einschließlich der 

ihnen zugrunde liegenden Weltanschauungen und Ideologienñ (a.a.O., S.42), also auf 

die gesellschaftlich bestimmte Systemebene. So hat jedes Land spezifische Strukturen 

in seinem Bildungswesen, die unter anderem durch die Vorstellungen über Bildung und 

Bedeutung von Bildung geprägt sind (vgl. Grotz 2005, S.25). 

ĂEin ºkologischer ¦bergang findet statt, wenn eine Person ihre Position in der ºkolo-

gisch verstandenen Umwelt durch einen Wechsel ihrer Rolle, ihres Lebensbereiches 

oder beider verªndertñ (Bronfenbrenner 1989, S.43). Bronfenbrenner nennt als Beispie-

le sowohl einschlägige Ereignisse wie die Geburt eines Kindes, als auch alltäglichere 

Begebenheiten wie Urlaub oder den Kauf von Konsumgütern. 

Ă(é) jeder ºkologische ¦bergang [ist] Folge wie AnstoÇ von Entwicklungsprozessen 

[é]ñ (ebd.). Sie geschehen Ăals gemeinsame Folge biologischer Verªnderungen und 

veränderter Umweltbedingungen, sie sind also Paradebeispiele für den Prozeß [sic] 

gegenseitiger Anpassung zwischen Organismus und Umgebung, (é)ñ (ebd.). 

Die Bedeutung der Dyaden hat für den Transitionsprozess besondere Relevanz. Tran-

sitionen geschehen immer im Zusammenhang mit den sozialen Beziehungen der be-
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troffenen Person. Daher muss ihr Verständnis und ihre Gestaltung auch die umgeben-

den Systeme mit einbeziehen (vgl. Niesel/Griebel/Netta 2008, S.11). 

  

     2.2.2 Der stresstheoretische Ansatz 

Situationen sind nach Lazarus (1995) immer durch Merkmale der Anforderung, der 

Beschrªnkung und der Ressourcen gekennzeichnet. Sieht eine Person mit ihrer Ăbe-

stimmten Ausstattung an Überzeugungen, Wertvorstellungen, Fertigkeiten und Bin-

dungenñ (Lazarus 1995, S.204) sich mit so einer Situation konfrontiert und nimmt sie 

diese als Ăniederschmetternd, bedrohlich oder herausforderndñ (ebd.) wahr, entsteht 

Stress. 

 ĂAllgemein gesehen bezieht sich psychischer Stress auf (u.U. miteinander konkurrieren-

de) Anforderungen, die in der Einschätzung der betroffenen Person interne oder externe 

Ressourcen auf die Probe stellen oder ¿berschreiten. (é) In analoger Weise bezieht sich 

Stress  auf der sozialen Ebene auf Anforderungen von außen oder innen, die die Kräfte 

eines sozialen Systems auf die Probe stellen oder ¿berfordernñ (a.a.O., S.213). 

Hierbei ist für die Beurteilung, ob eine Situation als Stress-Belastung empfunden wird, 

vor allem die Einschätzung der betroffenen Person entscheidend. Sie bewertet die Si-

tuation in Verbindung mit der eigenen Bewältigungs-Überzeugung und dem persönli-

chen Wohlbefinden. Daraus ergeben sich drei Typen der Einschätzung: Die Beziehung 

(Transaktion) zwischen der Person und Situation wird als irrelevant, als positiv oder als 

stressreich bewertet. Wird sie als stressreich empfunden, lassen sich noch einmal drei 

Bewertungs-Kategorien unterscheiden: ĂSchªdigung/Verlustñ (a.a.O., S.212) bedeutet, 

dass bereits ein negatives Ereignis eingetreten ist; ĂBedrohungñ (ebd.) meint die Be-

f¿rchtung, dass ein solches Ereignis eintreten wird, und ĂHerausforderungñ (ebd.) be-

zeichnet die Möglichkeit, dass die Situation zu einem persönlich positiven Ergebnis 

führen kann (vgl. a.a.O., S.212). 

 

     2.2.3 Der Ansatz der ĂKritischen Lebensereignisseñ 

Filipp (1995, 2010) beschreibt kritische Lebensereignisse als Ăeinschneidende, das 

Leben oft gravierend verändernde und in aller Regel außerordentlich belastende Erfah-

rungenñ (Filipp/ Aymanns 2010, S.16) und nennt beispielhaft den Verlust von Men-

schen, der Heimat oder der Gesundheit.  

Kritische Lebensereignisse sind Ereignisse, Ă(é), die durch Verªnderung der (sozialen) 

Lebenssituation der Person gekennzeichnet sind und die mit entsprechenden Anpas-

sungsleistungen durch die Person beantwortet werden m¿ssenñ (Filipp 1995, S.23). 

Sie stellen Ăeine Unterbrechung habitualisierter Handlungsablªufeñ (ebd.) dar und be-

wirken Ădie Verªnderung oder den Abbau bisheriger Verhaltensmusterñ (ebd.). Dabei 
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wird das bisherige ĂPassungsgef¿ge zwischen Person und Umweltñ (a.a.O., S.9) an-

gegriffen oder sogar aufgelöst und muss neu aufgebaut werden.  

Solche Lebensereignisse stehen immer in Abhängigkeit zur betroffenen Person und 

ihrer subjektiven Lebensumstände. Erlebte Verletzungen, eigene Ressourcen und be-

gleitende Umstände führen zu unterschiedlichen Bewertungen eines Ereignisses oder 

einer Situation und damit auch zu unterschiedlicher Beurteilung, ob es sich für die be-

treffende Person um ein kritisches Lebensereignis handelt. ĂDas āKritischeó eines 

Ereignisses liegt ï von Extrembeispielen abgesehen ï nicht immer in seiner Natur 

selbst.ñ (Filipp/Aymanns 2010, S.17). Dennoch gibt es verschiedene Merkmale, die 

solche Ereignisse charakterisieren: 

Ein Merkmal ist das Erleben von Verlust, welches in unterschiedlichster Form gesche-

hen kann. Der Verlust von Menschen, Ressourcen, Beziehungen o.ä. bewirkt die Ver-

änderung der Person-Umwelt-Passung. Kritische Lebensereignisse stehen immer im 

Zusammenhang mit Emotionen. Wie intensiv diese erlebt werden, hängt davon ab, wie 

die Person das Ereignis bewertet, und mit welchen Gefühlen es insofern verbunden 

und gedeutet wird. Die Kontrollierbarkeit eines Ereignisses kann subjektiv bereits da-

durch erhöht werden, wenn dieses vorhersehbar und länger planbar ist. Eine krisenhaf-

te Situation tritt eher ein, wenn etwas Unerwartetes, Plötzliches geschieht. Dieser 

Überraschungseffekt braucht mehr Bewältigungskompetenz und -intensität als ein er-

wartetes Geschehen. Kritische Lebensereignisse können das Weltbild, das Selbstbild 

und den Selbstwertbezug eines Menschen tiefgreifend erschüttern, wenn das grundle-

gende Bedürfnis nach Sicherheit ï sowohl der inneren als auch der äußeren ï nach-

haltig angegriffen oder gestört wird. Kritische Lebensereignisse können auch dann 

stattfinden, wenn eine Person nicht unmittelbar selber den belastenden Veränderungen 

ausgesetzt ist. Filipp bezeichnet dieses Merkmal als Systemreferenz (vgl. Filipp/  

Aymanns 2010, S.43-50). 

Neben der Nähe zum stresstheoretischen Ansatz betont sie auch die entwicklungs-

psychologische Sichtweise: Die Veränderung von Lebensumständen und -situationen 

bringt immer auch die Möglichkeit mit sich, dass die betroffene Person selbst sich ver-

ändert. Die Anpassung an eine neue Umwelt, der Verlust von Menschen, Beziehungen 

und Ressourcen können als Herausforderung erlebt werden und den Weg öffnen für 

neue Verhaltensmöglichkeiten, Beziehungen oder Einsichten. Die Auflösung der Per-

son-Umwelt-Passung kann zu einer völligen Neukonstruktion führen. Dies bedeutet 

einen Entwicklungsschritt und einen positiven Nutzen für die Persönlichkeitsentfaltung 

(vgl. a.a.O., S.16f.; S.99-101).  
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     2.2.4 Transition als ko-konstruktiver Prozess 

Nach Cowan (1991), der die Bewältigung eines Übergangs immer gleichzeitig als Ver-

ªnderung der Innensicht (ĂThe view from withinñ; a.a.O., S.13) und der Sicht von auÇen 

(ĂThe view from outsideñ; a.a.O., S.15) beschreibt, versteht der Transitionsansatz 

Übergänge immer als Prozesse von Ko-Konstruktion. Die Veränderungen geschehen 

auf der Grundlage der vorhandenen Persönlichkeitsausbildung und werden daher im 

Zusammenhang mit früheren Erfahrungen und bereits erworbenen Kompetenzen be-

trachtet. Das Gelingen der Bewältigung steht zusätzlich in Abhängigkeit zur Mitbes-

timmungsmöglichkeit der Betroffenen. So werden beispielsweise Kinder heute als Per-

sönlichkeiten betrachtet, die von Anfang an ihre Entwicklung, ihre Umwelt und auch 

ihre Bildungsprozesse mitbestimmen und -gestalten. Das Ăkompetente Kindñ  (Wºrz 

2004, S.39) ist Akteur und nicht passiver Empfänger von Erziehungs- und Bildungs-

maßnahmen. Ebenso relevant ist die Bewältigungskompetenz des sozialen Systems 

des Übergängers, da die Mitbeteiligten durch ihre Erwartungen und Handlungen inter-

aktiv den Verlauf mitgestalten. Nicht nur eine Person allein bewältigt ein Ereignis oder 

eine Entwicklungsphase, sondern sie steht immer in Interaktion und im Dialog mit 

Menschen, die sie umgeben und/oder für den Übergang Bedeutung haben. Sie alle 

gelten als ĂAkteure im Transitionsprozessñ (a.a.O., S.38) und konstruieren die Transiti-

on mit: durch Kommunikation, Anteilnahme, Begleitung, Förderung und Bewältigung. 

Dabei können in einer Familie mehrere Personen von der Transition betroffen sein 

oder sich in einer Doppelrolle befinden, wie z.B. die Eltern beim Übergang des Kindes 

in die Grundschule. In Anlehnung an Cowan kann dementsprechend nur dann von ei-

ner Transition gesprochen werden, wenn Lebensereignisse Veränderungen auf ver-

schiedenen Ebenen hervorrufen: auf einer individuellen, bei der es sich um die persön-

liche Bewältigung handelt, einer interaktionalen,  die alle Wechselwirkungen zwischen 

den Beteiligten des Übergangsprozesses umfasst, und einer kontextuellen Ebene, auf 

der die äußere Situation, die Ursache und die Begleitumstände der Transition verortet 

sind (vgl. Wörz 2004, S.36; Griebel/Niesel 2004, S.92-94). Der Vollzug einer Transition 

wird demnach verknüpft mit der gelungenen Veränderung innerer und äußerer Einstel-

lungen und Gegebenheiten. ĂEs ist damit nicht das Lebensereignis als solches, das es 

zu einer Transition werden lässt, sondern im entwicklungspsychologischen Sinne des-

sen Verarbeitung und Bewªltigungñ (Wºrz 2004, S.36). Lehnt das junge Elternpaar 

also seine neue Rolle ab, verweigert es die erforderliche Anpassung seines Verhaltens 

oder die Veränderung des eigenen Selbst- und Weltbildes, ist keine Transition erfolgt.  

Der Transitionsansatz soll insbesondere genutzt werden, um Übergänge pädagogisch 

zu begleiten; d.h., um Konzepte zu entwickeln, die nicht nur den Übergänger selbst, 

sondern auch die ihn umgebenden Systeme berücksichtigen und ihre Zusammenarbeit 

in der Bewältigung fördern (vgl. Wörz 2004, S.35-41; Niesel u.a. 2008, S.10-12).  
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Unter  Beachtung dieses Konzeptes soll  nun  der  Übergang  vom  Kindergarten  in  

die Grundschule dargestellt werden. 

 

     2.3 Vom Kindergarten in die Grundschule 

Was so offensichtlich erscheint, ist zunächst einer Feststellung würdig: Es gibt einen 

Übergang vom Kindergarten in die Grundschule, in Deutschland besonders spürbar 

durch die Trennung der vorschulischen Einrichtungen vom schulischen Bildungssys-

tem. Nach dem āPISA-Schockó ist er in das Blickfeld der deutschen Bildungsdiskussion 

geraten, da der enge Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg 

gelockert werden muss, um mehr Chancengerechtigkeit für alle Schüler zu erzeugen. 

Gerade durch institutionelle Bildungsübergänge erfolgt eine Selektion, die vor Schul-

beginn bereits mit der Frage nach der āSchulfªhigkeitó beginnt4 (vgl. Carle 2004, S.30f.; 

Kap. 3). Die Aktualität dieses Themas spiegelt sich wider in den Bemühungen aller 

Bundesländer, durch besondere Förderprogramme und neue Beschlüsse die Start-

chancen aller Kinder in der Schule zu verbessern. Den Übergang zu begleiten und ihn 

möglichst fließend zu gestalten, gilt immer mehr das Interesse von Pädagogen, Psy-

chologen und auch von Eltern, die in besonderem Interesse dieser Arbeit stehen. Ihre 

Einbeziehung in den Transitionsprozess erweitert die Möglichkeit, Brüche in den Bil-

dungsbiographien der Kinder zu verringern oder zu vermeiden (vgl. Jugend- und Fami-

lienminister-Konferenz/ Kultusministerkonferenz 2009). 

Fabian und Dunlop (2002) beschreiben den ¦bergang als ñ(é) the process of change 

that is experienced when children (and their families) move from one setting to another. 

(é) It is usually a time of intense and accelerated developmental demands that are 

socially regulatedò (Fabian/Dunlop 2002, S.3). Dieser Prozess führt zu Veränderungen 

der Identität, der Rolle, der Beziehungen und der täglichen Umgebungen, zwischen 

denen die Betroffenen wechseln (vgl. Griebel/Niesel 2002, S.65).  

Eine sozialisationstheoretische Perspektive betrachtet den Übergang vom Kindergar-

ten in die Grundschule vorrangig als einen Wechsel von einer Sozialisationsinstanz zu 

einer anderen. Von den Kindern werden Anpassungsleistungen und neue Verhaltens-

weisen gefordert, da Familie, Kindergarten und Schule als unterschiedliche Systeme 

verschiedene Formen der Interaktion und Kommunikation sowie spezifische Hand-

lungsmuster und Rollenverständnisse besitzen. Durch den Wechsel in eine andere 

Institution entwickeln die Kinder eine adaptierende Handlungskompetenz. Ergänzend 

                                                           
4
 Loeber und Scholz (2003) beschreiben den Selektionsmechanismus im deutschen Schulsystem  

  Ƴƛǘ ŘŜƳ YƻƴȊŜǇǘ ŘŜǊ ΰDŜƭŜƴƪǎǘŜƭƭŜƴΨΥ WŜ  ƘŅǳŦƛƎŜǊ  ǳƴŘ  ƧŜ  ŦǊǸƘŜǊ  9ƴǘǎŎƘŜƛŘǳƴƎŜƴ  ȊǳǊ {ŎƘǳƭƭŀǳŦōŀƘƴ 
  getroffen werden  müssen, desto  höher  ist  die  Wahrscheinlichkeit  des  Auftretens  von Bildungs- 
  ungleichheiten (vgl. a.a.O., S.258-260). Dieser Ansatz lässt sich auch auf das Schulfähigkeits-Konzept 
  übertragen. 
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dazu berücksichtigt der Transitionsansatz, dass nicht allein das Kind mit seinen vor-

handenen Dispositionen zu seiner Entwicklung beiträgt, sondern auch seine Umwelt. 

Die Beziehungen, die zwischen den Personen der Institutionen und denen der weiteren 

Umgebungen bestehen, wirken sich auf das Gelingen des ¦bergangs aus. Diese ĂMul-

tiperspektivitªtñ (Griebel/Niesel 2004, S.94) hilft, den Schuleintritt nicht nur in seiner 

zeitlichen Abfolge und als Ergebnis des natürlichen Entwicklungsprozesses des Kindes 

zu sehen, sondern bezieht alle Begleitfaktoren, also Umwelt und Beziehungen, mit ein 

(vgl. a.a.O., S.84-94; Grotz 2005, S.36-38).  

Die in Kapitel 2.2 beschriebenen Theorien, die dem Transitionsansatz zugrunde liegen, 

werden von Griebel und Niesel (2004) im Hinblick auf den Übergang in die Grundschu-

le konkretisiert. So muss sich das Kind ï in Anlehnung an das ökopsychologische Mo-

dell nach Bronfenbrenner ï an das neue Mikrosystem Schule anpassen; ein bis dahin 

gültiges, der Kindergarten, wird abgelöst. Das bringt einen Rollenwechsel mit sich so-

wie die Veränderung und Neugestaltung von Dyaden durch den Wechsel der Bezugs-

personen. Ebenfalls ändert sich das Mesosystem des Kindes, indem es zu neuen 

Wechselwirkungen der verschiedenen Lebensbereiche kommt. Nickel (1990) hat im 

Anschluss daran ein Modell entwickelt, das die Schulfähigkeit eines Kindes aus öko-

systemischer Perspektive betrachtet. Die verschiedenen Mikrosysteme Familie, Kin-

dergarten und Schule beeinflussen demnach die Möglichkeiten des Kindes, die erwar-

teten Voraussetzungen für den Schuleintritt auszubilden (vgl. Kap. 3.1). Die Belastun-

gen, die mit dem Übergang verbunden sind, können in Anlehnung an Lazarus als 

Stress erlebt werden, wenn die Anforderungen an das Kind oder seine Eltern seine 

bzw. ihre Ressourcen überschreiten und sie sie als negativ bewerten. Dabei spielt 

auch die Erwartungshaltung eine wichtige Rolle: ĂVorfreude, Neugier und Lernfreudeñ 

(Griebel/Niesel 2004, S.89) haben einen Einfluss auf das Erleben. In diesem Zusam-

menhang steht auch die Frage nach den Unterstützungsleistungen durch wichtige Be-

zugspersonen, insbesondere die Eltern. Hier schließt sich die Theorie der kritischen 

Lebensereignisse von Filipp an, die den Blick auf die zwei Möglichkeiten der Bewälti-

gung richtet: Wird die Situation als Herausforderung oder als Überforderung erlebt? 

Gerade den positiven, entwicklungsanregenden Impuls des Übergangs will der Transi-

tionsansatz aufgreifen und spricht unter Bezug auf Erikson deshalb vom Übergang als 

Entwicklungsaufgabe. Diese sind aber nicht nur auf das Kindesalter beschränkt, son-

dern stellen sich im gesamten Lebensverlauf. So sind auch die Eltern mit betroffen, 

wenn ihr Kind in die Schule kommt: nicht nur als Begleiter, sondern auch als Mit-

Übergänger (vgl. Kap. 2.4.2). 

Die besondere Bedeutung des ko-konstruktiven Charakters von Transitionen haben 

Griebel und Niesel in ein Modell überführt, das als Instrument für die pädagogische 

Praxis bei der Entwicklung geeigneter Operationalisierungen Hilfestellung leisten soll:  
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  Abb. 1: Transition als ko-konstruktiver Prozess 

 

              Quelle: Griebel/Niesel 2004, S.120 

 

So wird deutlich, dass es verschiedene Akteure im Transitionsprozess gibt, die über 

einen längeren Zeitraum gemeinsam an der Entwicklung und Ausgestaltung grundle-

gender Kompetenzen und Voraussetzungen für die neue Lebenssituation mitwirken 

(vgl. a.a.O., S.120). 

Um einen möglichst gleitenden Übergang zu schaffen, gilt verbreitet die Vorstellung, 

dass Diskontinuitäten abgebaut werden müssen. Diese lassen sich in den unterschied-

lichen Strukturen, Traditionen und Anforderungen finden, die in Familie, Kindergarten 

und Schule herrschen. Ist das Familienleben vorrangig geprägt von affektiven Bezie-

hungen, die sich an wenigen Einzelpersonen orientieren, so gelten im Kindergarten 

und noch mehr in der Schule Beziehungen, die weniger affektiv und mehr auf die so-

ziale Gruppe bezogen sind. Die Leistungserwartungen steigen deutlich mit dem Wech-

sel der Institution, wobei es zwischen Kindergarten und Grundschule oft zu Uneinigkei-

ten kommt, wie Schulvorbereitung zu geschehen hat und zu welchen Leistungen der 

Kindergarten verpflichtet ist. Dies hat seine Ursache in den unterschiedlichen Traditio-

nen und Zuständigkeiten. Der Kindergarten ist in Deutschland keine Institution des offi-

ziellen Bildungssystems und unterliegt damit auch nicht den gleichen gesetzlichen An-

forderungen (vgl. Kap. 2.4.3). Auch die fachliche Ausbildung des pädagogischen Per-

sonals findet weitestgehend ï anders als in den meisten anderen Ländern ï getrennt 

voneinander statt. Nicht zuletzt gibt es keine gemeinsamen, bindenden Vorgaben über 

die Zusammenarbeit mit den Eltern und Familien und die Kooperation zwischen den 

Institutionen. RoÇbach (2009) benennt vier verschiedene ĂDimensionen der pªdagogi-

schen Handlungsmöglichkeiten bei institutionellen ¦bergªngenñ (a.a.O., S.289f.): die 
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strukturelle Gestaltung des Übergangs, Kooperationen und Übergangsbegleitung, die 

inhaltliche und curriculare Anschlussfähigkeit und die Aus- und Fortbildung des Fach-

personals. Dabei sieht er im Transitionsansatz die Möglichkeit, zum einen die Beglei-

tung von Kindern und Eltern zu unterstützen, und zum anderen verschiedene Koopera-

tionsmaßnahmen zu systematisieren. Kritik äußert er dahingehend, dass der Ansatz 

seine Möglichkeiten vorrangig in den gegebenen Strukturen des Bildungssystems zu 

realisieren versucht und zu wenig danach fragt, ob sich manche Übergangsproblemati-

ken durch veränderte Schulstrukturen erübrigen würden. Das Modell der jahrgangs-

übergreifenden Eingangsstufe (vgl. Kap. 3.5), aber auch die generelle Zuordnung des 

Kindergartens zum Bildungssystem sind Beispiele für solche Denkoptionen. Weiterhin 

ist der Transitionsansatz ein heuristisches Konzept, das als Theorierahmen für die 

Entwicklung von Kooperationsformen und Übergangsbegleitung verwendet werden 

kann. Dementsprechend werden konkrete Maßnahmen zur Förderung der vorschuli-

schen und schulischen Kompetenzentwicklung der Kinder nur ansatzweise formuliert 

(vgl. a.a.O., S.286-291). 

Griebel und Niesel (2004) halten den Versuch, einen gleitenden Übergang mit mög-

lichst viel Kontinuität herzustellen, für nicht ausreichend.  

ĂEntwickeln von Kontinuitªt ¿ber die Institutionen hinweg in ºrtlich/rªumlicher, inhaltlicher 

und personeller Hinsicht ist die Leitvorstellung zur Erleichterung des ¦bergangs (Ăsanfter 

¦bergangñ) bzw. zur Vermeidung von Problemen der Anpassung an die Schule. (é)  

Diese (é) āKontinuitªtsdoktrinó (é) d¿rfte mit einem Theoriedefizit zusammenhªngenñ  

(Griebel/Niesel 2004, S.110).  

Zwar soll durch das Bewusstmachen der Komplexität des Übergangs, seiner verschie-

denen Beteiligten und seines ko-konstruktiven Charakters das Verständnis für die ein-

zelnen Betroffenen gefördert werden, so dass im Anschluss pädagogische Konzepte 

der Kooperation entwickelt und Diskontinuitäten vermindert werden können. ĂDer Ein-

schluss der Perspektiven nicht nur der Fachkräfte, sondern auch der Eltern und der 

Kinder selbst ist eine wichtige Voraussetzung zum Verständnis von Bewältigungspro-

zessenñ (a.a.O. 2004, S.108). Andererseits werden ¦bergªnge als Herausforderungen 

f¿r die Entwicklung gesehen. ĂEs handelt sich um ein dynamisches, prozesshaftes Ge-

schehen über längere Zeit, in dem es einerseits zu einer Verdichtung unterschiedlicher 

Belastungsfaktoren kommt, das andererseits aber auch Chancen für Lernprozesse 

eröffnetñ (Griebel 2004, S.41). So sollen bestehende Diskontinuitªten auf ihre entwick-

lungsförderliche Komponente hin untersucht werden, indem die schon vorhandenen 

Stärken der Kinder, Personen und Umstände betont werden. Im Sinne der Resilienz-

forschung wird davon ausgegangen, dass Kinder schützende Faktoren mitbringen, die 

sie befähigen, mit Schwierigkeiten und Hindernissen umzugehen. Da diese Faktoren 

immer im Zusammenhang mit der Umwelt stehen, gilt es auch hier, alle Bereiche in 
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den Blick zu nehmen und förderliche Strukturen weiter auszubauen. Die Entwicklung 

der Persönlichkeit schließt zudem immer auch den Umgang mit Diskontinuitäten ein, 

der auch außerhalb der institutionellen Übergänge zum Leben gehört (vgl. Griebel 

2004, S.36-41; Griebel/Niesel 2004, S.108 u. S.136; Niesel u.a. 2008, S.14-18).5  

Die Einschulung wird generell mit verschiedenen Ritualen zelebriert, durch die der 

neue Lebensabschnitt mit einem festlichen Charakter eingeleitet werden soll. Die Ver-

abschiedung im Kindergarten gehört ebenso dazu wie die Schultüte, Einschulungs-

feiern und -gottesdienste und zunehmend auch Feiern im Familienkreis. Diese Ereig-

nisse sind mit (Vor-)Freude verbunden und dienen als Hilfestellung und Unterstützung 

im Neuanfang. Doch mit dem Ereignis der Einschulung ist das āSchulkind-Werdenó 

noch nicht beendet. Der Transitionsprozess selbst kann unterschiedlich lange dauern 

und ist erst dann abgeschlossen, wenn die Beteiligten in ihrer neuen Rolle angekom-

men sind. Dazu gehören auch die Erfahrungen, die erst in der Schule gemacht werden 

können (vgl. Griebel/Niesel 2004, S.122).  

Wie die einzelnen Akteure den Übergang erleben und gestalten, wird im Folgenden  

beschrieben. 

 

     2.4 Akteure des Übergangsprozesses und ihre Relationen                

Zu den Akteuren des Transitionsprozesses gehören zuallererst die Kinder, die den 

Übergang bewältigen. Doch auch wenn sie im Mittelpunkt stehen, erleben ihn noch 

andere Personen und Gruppen: die Eltern des Kindes, die Erzieherinnen des Kinder-

gartens und die Lehrer der zukünftigen Schule. Auch andere Betreuungspersonen aus 

einem Hort oder die Tagesmutter können beteiligt sein; weiterhin die Geschwister und 

Großeltern, Verwandte, erwachsene Bezugspersonen, Freunde der Kinder und der 

Eltern. Für alle geht es um Veränderungen in ihren Mikrosystemen, für das Schulkind 

selber und seine Eltern auch um einen Wechsel im Mesosystem. Im Folgenden geht es 

um die vier Personen und Instanzen, die maßgeblich an der Transition teilhaben. Dabei 

wird nach dem Transitionsansatz unterschieden zwischen denen, die den Übergang 

aktiv bewältigen (Kind, Eltern) und denen, die ihn als Moderatoren begleiten und mit-

gestalten (Erzieherinnen, Lehrer) (vgl. Niesel 2004, S.91f.). 

 

      2.4.1 Das Kind 

Das Bild vom Kind, das dem Transitionsansatz zugrunde liegt, ist das einer aktiv ge-

staltenden und nicht einer nur passiv empfangenden Person. Das Wissen um die Ge-

staltbarkeit und den eigenen Einfluss auf eine veränderte Lebenssituation trägt zum 

Gelingen der Neuanpassung bei (vgl. Griebel 2004, S.26; Niesel 2004, S.92). Die 

                                                           
5
 Vgl. dazu auch Wustmann (2003). 
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meisten Kinder sind zunächst neugierig auf die Schule, haben positive Erwartungen 

und die Überzeugung, dass sie zurechtkommen werden. Dabei sind ihre Vorstellungen 

oft eher vage (vgl. Griebel/Niesel 2002, S.68). Mit Beginn der Schulzeit stellt sich häu-

fig heraus: ĂDie Anpassung an die sich verªndernde Umwelt geht f¿r die Betroffenen 

mit Dissonanz-Erleben und emotionaler Verunsicherung einher. Die übergangsspezifi-

schen Anforderungen sind oft unklar und unstrukturiert und erfordern seitens der be-

troffenen Personen eine Vielzahl von Bewältigungsstrategien auf verschiedenen Ebe-

nenñ (Beelmann 2006, S.21). 

Nach einer Studie von Beelmann (2000) konnten vier Gruppen von Übergangs-

bewältigenden unterschieden werden: ā¦bergangsgestressteó hatten steigende Anpas-

sungsprobleme nach dem Schuleintritt (14%); bei den ā¦bergangsgewinnernó nahmen 

die Anpassungsprobleme nach dem Schuleintritt ab (15%); die āGeringbelastetenó zeig-

ten wenig Anpassungsprobleme und eine stabile Person-Umwelt-Passung (42%), und 

bei den āRisikokindernó blieben die Anpassungsprobleme durch bereits vorhandene 

Fehlpassung konstant hoch (29%) (vgl. Grotz 2005, S.71f.).  

Nach dem Transitionsmodell geschehen die Veränderungen auf der individuellen, der 

interaktionalen und der kontextuellen Ebene. Griebel (2004) hat sie konkret beschrie-

ben: 

Individuelle Ebene:     Veränderung der Identität: vom Kindergarten- zum Schulkind        

                                    Bewältigung von Emotionen: von Vorfreude bis Angst  

                                    Kompetenzerwerb: Selbstständigkeit, Kulturtechniken,   

                                    Verhaltensweisen 

Interaktionale Ebene:  Neue Beziehungen (Lehrer und Klassenkameraden) bzw.   

                                    veränderte (Eltern) oder verlorene (Erzieherinnen) Beziehungen 

                                    (Mikrosysteme)                                

                                     Neue Rolle des Schulkindes: veränderte Erwartungen seitens  

                                     der Lehrer und Eltern                                                                       

Kontextuelle Ebene:    Neuer Lebensbereich Schule, täglicher Wechsel zwischen den  

                                    Lebensbereichen (Mesosystem)                              

                                    Curriculum der Schule statt Inhalte des Kindergartens 

                                    Evtl. weitere zeitgleiche Übergänge in der Familie  

                                    (vgl. Griebel 2004, S.34; Griebel/Niesel 2003, S.140-143;  

                                    Beelmann 2006, 51f.). 

                                    

Die Veränderungen auf den drei Ebenen stellen Diskontinuitäten für das Kind dar. Sie 

werden bewältigt, wenn es sich an die neuen Bedingungen anpassen kann. Dies wird 

als Entwicklungsaufgabe beschrieben. Wichtig ist dabei, dass der Eintritt in die Schule 

nicht nur Entwicklungen stimuliert, sondern bereits Folge von Entwicklungen ist: ĂDer 
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Wechsel in ein weitergefasstes System trifft auf eine in der Person angelegte, entwick-

lungspsychologische Notwendigkeitñ (Dªschler-Seiler 2004, S.21).  

Bewªltigung meint Ă(é) sich verªndernde kognitive und Verhaltensanstrengungen, um 

mit spezifizierten Anforderungen fertig zu werdenñ (Griebel/Niesel 2004, S.126). Diese 

sind immer eingebettet in den persönlichen Entwicklungs- und Erfahrungskontext des 

Kindes, der auch die persönlichen Ressourcen und Schwierigkeiten beeinflusst. Das 

gilt nicht nur für Kinder und Familien mit besonderen Voraussetzungen wie Behinde-

rung, Krankheit oder Migrationshintergrund, sondern für jedes einzelne Kind, z.B.  in 

Bezug auf Geschlecht, soziale Herkunft, Entwicklungsstand und familiäre Unter-

stützung. Eine gelungene Bewältigung bedeutet, dass die Passung zwischen diesen 

Voraussetzungen und den neuen Erfahrungen wieder hergestellt wird, indem neue 

Verhaltensweisen gelernt, neue Beziehungen geknüpft und vorhandene Ressourcen 

genutzt werden. Werden diese Anpassungsleistungen auf Dauer nicht erfüllt, ist die 

Bewältigung nicht erfolgt. (vgl. Griebel/Niesel 2004, S.125f.).  

Ressourcen, über die das Kind, seine Familie oder seine Umwelt verfügen, können als 

sogenannte Schutzfaktoren die Bewältigung positiv beeinflussen. Dies sind persönliche 

Faktoren wie ein positives Temperament oder hohe Intelligenz, die Geschwisterpositi-

on und das Geschlecht, und psychosoziale Faktoren wie ein gutes Sozialverhalten, 

Selbstwertgefühl und Selbstwirksamkeitsüberzeugungen sowie ein aktives Verhalten. 

Zu familiären Schutzfaktoren zählen mindestens eine stabile emotionale Beziehung, 

ein positives Erziehungsklima, der familiäre Zusammenhalt und vorbildliche Modelle 

von Bewältigung. Mit Schutzfaktoren in der Umgebung sind soziale Unterstützung, gute 

Kindergarten- und Schulerfahrungen und Freundschaftsbeziehungen gemeint (vgl. 

a.a.O., S.126f.; Grotz 2005, S.34).  

Ein für das Gelingen der Transition bedeutender Schutzfaktor ist die Bewältigungs-

kompetenz, die das Kind schon vor dem Schuleintritt ausbildet. Grotz (2005) definiert 

sie als Ădie Fªhigkeit des Kindes, sich flexibel und ohne grºÇere Probleme an seine 

jeweilige soziale Umwelt anzupassenñ (a.a.O., S.103f.). Sie konnte in ihrer Untersu-

chung zum Einfluss von sozialer Unterstützung auf die Bewältigung des Übergangs 

zwar zeigen, dass die von Vorschulkindern wahrgenommene Unterstützung durch El-

tern und Erzieherinnen keinen direkten Einfluss auf die Anpassung in der Schule hat. 

Allerdings beeinflusst diese Unterstützung den Grad der Bewältigungskompetenz, die 

Kinder schon vor der Einschulung ausbilden, was sich wiederum auf die Fähigkeit der 

Übergangsbewältigung vom Kindergarten in die Grundschule auswirkt (vgl. a.a.O., 

S.222 u.225). Grotz fand heraus, dass sich insbesondere die von den Kindern wahrge-

nommene Unterstützung des Lehrers zu Beginn der Schulzeit positiv auf die Bewälti-

gung auswirkt. Diese wird dann von den Kindern umso stärker wahrgenommen, je 
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mehr Unterst¿tzung sie gleichzeitig auch in der Familie erleben. ĂDie familiªre Unter-

stützung wirkte in die Grundschule hineinñ (a.a.O., S.220). 

Ein ¦bergang gilt dann als erfolgreich abgeschlossen, wenn der Lehrer das Kind Ăemo-

tional, psychisch, physisch und intellektuellñ (Griebel 2004, S.39) positiv und ausgegli-

chen erlebt. Grotz legt aber besonderen Wert darauf, dass die Bewältigung eines 

Übergangs nicht alleine am Verhalten des Kindes in der Schule gemessen werden 

kann. Vielmehr muss gerade hier die Elternperspektive mit einbezogen werden, denn 

sie erleben das Kind auch unmittelbar vor und nach der Schule und können Verände-

rungen im täglichen Verhalten beobachten. Grotz plädiert deshalb dafür, einen Über-

gang dann als erfolgreich abgeschlossen zu bezeichnen, Ă(é) wenn dem Kind am En-

de des Übergangs die durch den Schuleintritt erforderlich gewordene Neuanpassung in 

seinen beiden Lebensbereichen, d.h. aus Lehrer- und Elternsicht, gelungen istñ (Grotz 

2005,S.97). 

Wie die Eltern und Familien den Übergang erleben, wird im folgenden Abschnitt dar-

gestellt. 

 

      2.4.2 Eltern und Familie 

Familien besitzen ein individuelles Selbstverständnis und eine Vorstellung davon, wer 

und wie sie sind. Im Transitionsprozess kann es dazu kommen, dass diese in Frage 

gestellt werden, wenn neue Rollendefinitionen und ein Wandel in den Beziehungen 

stattfinden (vgl. Cowan 1991, S.14). 

Der Übergang vom Kindergarten in die Grundschule stellt für die gesamte Familie eine 

Entwicklungsaufgabe dar. Das Exosystem Schule wird zu einem Mesosystem, wenn 

die Eltern Voraussetzungen  materieller und struktureller Art schaffen, wenn sie und die 

Lehrer Beziehungen zueinander knüpfen, und wenn sie Hilfestellung, z.B. bei den 

Hausaufgaben, leisten, um das Lernen der Kinder zu unterst¿tzen. Sie leisten Ă(é) die 

motivationale Begleitung der Kinder, die Unterstützung von Verarbeitungsprozessen 

und die Bewªltigung auftretender Frustrationen wªhrend der Schulzeitñ (Beelmann 

2006, S.56). Die Veränderungen und die Notwendigkeit, neue Probleme zu lösen und 

dafür Strategien zu entwickeln, können als Stressoren erlebt werden. Neben dem 

Schulkind sind auch die Geschwister betroffen, die einerseits die neue Rolle des Kin-

des akzeptieren müssen, andererseits mit neuen Zeitstrukturen und geregelten Tages-

abläufen konfrontiert werden. Dass sich die Eltern dem Schulkind intensiv widmen und 

die eigene gemeinsame Zeit dadurch eingeschränkt werden kann, bedeutet ebenfalls 

eine emotionale Herausforderung (vgl. Wild/Hofer 2002, S.218).  

Wie wichtig den Eltern die Vorbereitung auf die Schule ist, lässt sich an den Untersu-

chungsergebnissen von Beelmann (2006) erkennen. Von 60 befragten Eltern sprachen 

fast alle mit ihren Kindern über die Einschulung, über die Hälfte übten den Schulweg 
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und besuchten die Schule und ein Viertel las themenrelevante Bilderbücher. Inhaltliche 

Förderung in Form von Lernspielen und Übungen wurde im Durchschnitt gelegentlich 

bis oft praktiziert (vgl. a.a.O., S.126f.). 

Wie das Transitionsmodell (s.o.) zeigt, sind Eltern im Übergang in einer doppelten 

Weise gefordert: Sie begleiten, unterstützen und moderieren den Prozess zum einen, 

sind zum anderen aber selbst bewältigende Teilnehmer, da sich ihre Rolle von Eltern 

eines Kindergartenkindes zu Eltern eines Schulkindes verändert. Sie fühlen sich ver-

antwortlich dafür, dass ihr Kind in der Schule Erfolg hat und sind deshalb daran inter-

essiert, Kontrolle und Orientierung in der Übergangszeit zu haben (vgl. Griebel 2004, 

S.35; Griebel/Niesel 2004, S.38; Niesel 2003, S.10-12).  

Griebel und Niesel (2002) fanden Strategien bei Eltern, um ihre Kinder im Übergang zu 

unterstützen und ihn selber zu meistern. Eltern 

¶ möchten sich absichern, dass ihr Kind bereit für die Schule ist. Ein Kennzeichen 

dafür ist für Eltern und Lehrer, dass das Kind in den letzten Monaten im Kindergar-

ten Langeweile zeigt, also neue Herausforderungen wünscht. 

¶ betonen die kognitiven Fähigkeiten ihrer Kinder und stellen sich damit auf die ver-

änderten Lernanforderungen ein. 

¶ suchen vermehrt Kontakt zu den Erzieherinnen, um sich ihre Einschätzungen be-

stätigen zu lassen. 

¶ zeigen sich eher erleichtert über ein etwas höheres Eintrittsalter des Kindes. 

¶ wünschen sich Kontinuität in den Beziehungen. Sie legen Wert darauf, dass ihr 

Kind mit Freunden in eine Klasse kommt und können dadurch auch eigene Verbin-

dungen halten. Das schließt die Möglichkeit ein, Übergangserfahrungen zu teilen. 

¶ informieren sich über die Schule bei anderen Eltern mit älteren Kindern. 

¶ haben meistens einen günstigen Eindruck von den ersten Klassenlehrern, was die 

neue Beziehung positiv beeinflusst und hilft, die Verantwortung für das Kind abzu-

geben. 

¶ sind bemüht um eine deutliche Tages- und Wochenstruktur, um ihr Kind bei den 

Hausaufgaben zu unterstützen und genug Zeit für es zu haben. 

 

Besonders Mütter zeigen sich interessiert an Informationen aus dem Schulalltag und 

befragen daher ihre Kinder intensiv nach dem Geschehen; sie halten außerdem Kon-

takt zu Lehren und anderen Eltern. Hier zeigt sich eine Diskrepanz im Erziehungsver-

halten: Waren sie in der Kindergartenzeit besonders darum bemüht, ihre Kinder zu 

Selbstständigkeit und Autonomie zu erziehen, geht es ihnen jetzt mehr um Kontrolle 

und Informiert-Sein, um Gehorsam und Einordnung. Diese Verschiebung hin zu tradi-

tionellen Erziehungsmaßstäben beginnt sich erst nach einem halben Jahr wieder zu 

ändern.  
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Obwohl insgesamt die positiven Aspekte dominieren, sehen die Eltern den zukünftigen 

Anforderungen in der Schule skeptisch entgegen. Griebel und Niesel verstehen auch 

dieses Verhalten als eine Bewältigungsstrategie, um in den eigenen Bemühungen 

konstant zu bleiben (vgl. Griebel/Niesel 2002, S.72f.; Griebel/Niesel 2004, S.127ff.; 

Niesel u.a. 2008, S.50-52).  

Wie für das Kind, ergeben sich auch für die Eltern Veränderungen auf den drei bereits 

genannten Ebenen: 

Individuelle Ebene:    Veränderung der Identität: Von Eltern eines Kindergarten- zu  

                                   denen eines Schulkindes        

                                   Bewältigung von Emotionen: Von eigenen Erinnerungen an die  

                                   Schulzeit über Stolz und Freude bis zu Ablöseprozessen und   

                                   Sorge um den Schulerfolg 

                                   Kompetenzerwerb: Hausaufgabenbetreuung, Umgang mit  

                                   Lehrern 

Interaktionale Ebene: Neue (Lehrer und andere Familien) bzw. veränderte (Kind) 

                                   oder verlorene (Erzieherinnen) Beziehungen 

                                   Neue Rolle: veränderte Erwartungen seitens der Lehrer und 

                                   Kinder                                  

Kontextuelle Ebene:  Neuer Lebensbereich Schule, Gestaltung des Tagesablaufs nach  

                                   schulischen Vorgaben und Anforderungen 

                                   Curriculum der Schule bringt stärkeren Leistungsvergleich in die  

                                   Familie 

                                   Evtl. weitere Übergänge in der Familie, z.B. Wiedereinstieg in   

                                   den Beruf, Geburt eines Geschwisterkindes                                    

                                   (vgl. Niesel 2004, S.94f.; Niesel u.a. 2008, S.64f.).  

 

Griebel und Niesel konstatieren eine längere Unsicherheit bei den Eltern, die sich zum 

Teil erst im Laufe des zweiten Schuljahres legt. Auch bei den Eltern ist die Dauer des 

Transitionsprozesses  individuell  unterschiedlich  (vgl.  Griebel/Niesel  2004,  S.122;  

Niesel u.a. 2008, S.65f.).  

Nicht nur Eltern und Kinder, sondern auch die Institutionen Kindergarten und Schule 

gestalten den Übergang mit; dies soll nun beleuchtet werden. 

 

     2.4.3 Der Kindergarten 

Die Entstehungsgeschichte der vorschulischen Betreuungseinrichtungen, die nach 

dem ersten Weltkrieg unter dem Begriff āKindergartenó zusammengefasst wurden, soll 

hier nur insoweit betrachtet werden, als dass sie im 19. Jahrhundert als eigenständige 

Institutionen unabhängig von der Schule gegründet wurden. Als familienunterstützende 
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und -entlastende Einrichtungen, wenn Mütter arbeiten mussten, hatten sie in der Regel 

nicht die Aufgabe, auf die Schule vorbereitende Bildungsleistungen zu erbringen. Alle 

Versuche, die Einrichtungen als offizielle Vorläufer der Elementarschulen zu etablieren, 

blieben erfolglos. Die Zuordnung zum Jugendwohlfahrtsbereich (Reichsschulkonferenz 

1920) hatte schließlich die strikte Abtrennung zum schulischen Bildungssystem zur 

Folge. Diese Trennung bleibt bis heute bestehen: Anders als in den meisten europä-

ischen Ländern ist der Kindergarten in Deutschland der Kinder- und Jugendhilfe zu-

geordnet. Nur in der DDR wurde er als Vorstufe in das System der Einheitsschule ein-

gegliedert. Der Vorschlag des Deutschen Bildungsrates von 1970, den Kindergarten 

als erste Stufe in den Elementarbereich des Bildungswesens zu integrieren, scheiterte 

sowohl an der Finanzierung als auch an den Interessen der freien Träger und den fö-

deralistischen Strukturen, die den Bildungsbereich in der Bundesrepublik kennzeichnen 

(vgl. Beher 2009, S.315f.; Reyer 2009, S.268-280).  

Der Kindergarten verändert sich aber immer mehr zu einem Ort der Bildung. Er muss 

reagieren auf die Herausforderung, dass Kinder āselbst-stªndigeó Lerner sind und wer-

den sollen, um die Anforderungen einer komplexen Wissensgesellschaft meistern zu 

können (vgl. Gisbert 2003, S.81f.). Zudem gilt es anzuerkennen, dass Kindheit heute 

geprägt ist von Diversitäten sozialer, kultureller und individueller Art, die aufgegriffen 

und für die (Lern-)Biographie nutzbar gemacht werden müssen (vgl. Fthenakis 2003, 

S.21f. u. 24f.).  

Dadurch wird die Frage nach dem Übergang zur Schule dringlicher, weil grundlegende 

schulvorbereitende Kompetenzen und Bildungsinhalte anschlussfähig sein müssen, um 

einen gelungenen Schulstart als Basis für eine erfolgreiche Bildungsbiographie zu er-

möglichen (vgl. Kap. 3.2). Da die vorschulischen Institutionen  nicht den gleichen ge-

setzlichen Bestimmungen unterliegen wie die Schule, gibt es kein einheitliches Kon-

zept einer āBildung von Anfang anó.  

Im Kinder- und Jugendhilfegesetz von 1990 (SGB VIII, §§22-26) wird neben Betreuung 

und Erziehung auch die Bildung als Auftrag des Kindergartens festgeschrieben, welche 

die Förderung von sozialer, emotionaler, körperlicher und geistiger Entwicklung um-

fasst. Es besteht eine Verpflichtung zur Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtig-

ten und ihrer Beteiligung an wichtigen Entscheidungen und Angelegenheiten. Ebenfalls 

soll mit der Schule und anderen Institutionen zusammengearbeitet werden (vgl. Beher 

2009, S.313f.). Die Vorgaben des SGB VIII bilden den Rahmen für die länderspezifi-

schen Gesetze für Kindertagesstätten, deren Ausführungen in Bezug auf die vorschuli-

sche Bildung aber oft nur Empfehlungscharakter haben und nicht curricular bindend 

sind (vgl. Reyer 2009, S.279). Zwar formuliert die Kultusminister-Konferenz: ĂDie Ta-

geseinrichtungen für Kinder des Elementarbereichs werden heute als unentbehrlicher 

Teil des Bildungswesens verstandenñ (KMK 2011a, S.79). Es besteht aber weiterhin 
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eine Spannung zwischen der Herkunft des Kindergartens als Hilfsangebot für bedürfti-

ge Familien und dem (neuen) Anspruch, Bildungseinrichtung für alle Kinder zu sein 

(vgl. Diskowski 2008, S.48).  

Im āGemeinsamen Rahmen der Länder für die frühe Bildung in Kindertageseinrichtun-

genó (JMK/KMK 2004) werden Ă(é) die Vermittlung grundlegender Kompetenzen und 

die Entwicklung und Stärkung persönlicher Ressourcen, die das Kind motivieren und 

darauf vorbereiten, künftige Lebens- und Lernaufgaben aufzugreifen und zu bewälti-

gen, verantwortlich am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben und ein Leben lang zu 

lernenñ (a.a.O., S.3; vgl. KMK 2011a, S.80) als Bildungsziele festgeschrieben. Seit 

2002 haben alle Bundesländer Orientierungs- bzw. Bildungs- und Erziehungspläne für 

die Kindergärten formuliert, in denen es neben der grundlegenden Struktur der Arbeit 

um verschiedene Lern- und Bildungsbereiche geht, die für die Kinder erfahrbar ge-

macht werden sollen. Sie umfassen die Bereiche 

Å Sprache, Schrift, Kommunikation 

Å Personale und soziale Entwicklung, Werteerziehung/religiöse Bildung 

Å Mathematik, Naturwissenschaft, (Informations-)Technik 

Å Musische Bildung/Umgang mit Medien 

Å Kºrper, Bewegung, Gesundheit 

Å Natur und kulturelle Umwelten (vgl. KMK 2011a, S.82). 

Hier lassen sich Verbindungen zu schulischen Unterrichtsfächern erkennen. Außerdem 

thematisieren die Pläne den Übergang zur Grundschule. Da sie sich aber in den ein-

zelnen Ländern deutlich unterscheiden und zum Teil noch keine gesetzliche Verbind-

lichkeit haben, wird die konkrete Ausgestaltung und Umsetzung unterschiedlich ge-

handhabt (vgl. Diskowski 2008, S.53 u.57f.; Roßbach 2009, S.283f.). Im internationalen 

Vergleich zeigt sich, dass in Deutschland ein großer Schwerpunkt auf der sozial-

emotionalen Entwicklung der Kinder im Kindergarten liegt, zu deren Gunsten die kogni-

tive Entwicklung eher in den Hintergrund tritt. Auch die schulvorbereitenden Maßnah-

men werden daher sehr unterschiedlich durchgeführt, sowohl hinsichtlich der Quantität 

als auch der Qualität. So sind ein Schulbesuch der Vorschulkinder und themenspezifi-

sche Elternabende, oft auch zusammen mit den Grundschullehrern, in den meisten 

Kindergärten heute Standard. Welches Konzept aber hinsichtlich der Förderung von 

Basiskompetenzen und lernmethodischen bzw. Transitions-Kompetenzen verfolgt wird, 

und wie diese im Einzelnen auszusehen haben, bleibt in der Regel den Einrichtungen 

bzw. Trägern überlassen (vgl. Grotz 2005, S.52-65; Roßbach 2009, S.288).  

Aufgabe des Kindergartens ist es, die Kinder auf den Übergang vorzubereiten und sie 

bzw. ihre Familien zu begleiten. Dazu gehören Kenntnisse der Fachkräfte bezüglich  
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¶ des Transitionsprozesses: Welche Veränderungen stehen für die Kinder und ihre 

Eltern an (drei Ebenen, s.o.) und wie können sie darin unterstützt werden? Wie 

kann der Prozess gemeinsam konstruiert und gestaltet werden? 

¶ der Förderung sozialer Kompetenzen der Kinder: Flexibilität und Selbstkontrolle 

zum einen und Sicherheit in der Interaktion mit Kindern und Erwachsenen zum an-

deren tragen dazu bei, sich in der neuen Situation Schule anpassen zu können. 

¶ der Förderung schulischer Vorläufer-Kompetenzen: Interesse und Neugier auf Wis-

sensinhalte sowie die Stärkung eines positiven Selbstbildes in Bezug auf das Ler-

nen und ein anregungsreiches Setting wecken Freude am Lernen. 

¶ der Schule: Wissen über den Schulbeginn und eine enge Kooperation mit den Leh-

rern im Übergang schafft Transparenz und verringert Unsicherheit im Hinblick auf 

das, was kommt (vgl. Niesel 2004, S.94-99; Niesel u.a. 2008, S.19). 

Nach dem Transitionsmodell geht es weder darum, den eigenständigen Bildungsauf-

trag des Kindergartens abzuschaffen und Kindergarten mit Schule zu vermischen, 

noch darum, Diskontinuitäten im Übergang gänzlich zu beseitigen. Der Kindergarten 

soll jedes Kind so fºrdern, Ă(é) dass es bereit ist, ein Schulkind zu werden. Die Schule 

hingegen ist daf¿r verantwortlich, dass das Kind ein Schulkind wirdñ (Niesel 2004, 

S.97).  

Welche Rolle die Schule im Transitionsprozess einnimmt, wird im folgenden Abschnitt 

dargestellt. 

 

     2.4.4 Die Grundschule 

Die Arbeit der Schulen ist rechtlich durch die Schulgesetze der Bundesländer definiert. 

In Niedersachsen z.B. gilt das Niedersächsische Schulgesetz (NSchG) von 1998; de-

taillierte Regelungen finden sich in einem Erlass des Nds. Kultusministeriums (MK 

2004). In beiden Richtlinien ist der Anschluss an die vorschulische Bildung und die 

Fortführung der Lernformen des Elementarbereiches als Auftrag formuliert (vgl. NSchG 

§2 (1); MK 2004, S.2f.). Ausführliche Bestimmungen gibt es auch zu der Zusammenar-

beit zwischen Schule und Kindergarten. Hier wird festgelegt, dass die Institutionen sich 

gegenseitig über die eigenen Arbeitsweisen informieren und ihre Arbeit danach gestal-

ten sollen. Ebenso sollen ein Austausch zu Fragen des Übergangs und gegenseitige 

Besuche und Hospitationen stattfinden (vgl. NSchG §6 (1) 4; MK 2004, S.4f.). Dem-

nach ist eine rechtliche Grundlage für die organisierte Kooperation gelegt; es gibt aber 

durch die Trennung der Zuständigkeiten keinen gemeinsamen Bildungsauftrag. Den-

noch kommen sich Schule und Kindergarten im Übergang in dieser Aufgabe sehr nahe 

und sind deshalb auf Zusammenarbeit und Austausch angewiesen. Die Grundschule 

soll  Ă(é) die Persºnlichkeit der Sch¿lerinnen und Sch¿ler (é) weiterentwickelnñ 

(NSchG Ä2 (1)) und ihnen Ă(é) erfolgreiches Lernen ermöglichen und ihre Lernfreude 
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sowie ihre Lern- und Leistungsbereitschaft weiterentwickeln oder anregenñ (MK 2004, 

S.3). Dieses soll ausdrücklich im Anschluss an die Arbeit der vorschulischen Institutio-

nen geschehen (vgl.ebd.). Um das zu erreichen, müssen die Curricula nicht nur inhalt-

lich aufeinander aufbauen, also anschlussfähig sein, sondern auch die erforderlichen 

Basiskompetenzen im Blick haben. Die Entwicklung von Lernkompetenzen sowie die 

Stärkung des kindlichen Selbstbildes sowohl in Bezug auf das Lernen als auch auf die 

soziale Kompetenz ist ebenso wie im Kindergarten eine wesentliche Aufgabe (vgl. 

Fthenakis 2003, S.27f.). Genau wie dort müssen die Fachkräfte der Schule Kenntnisse 

über den Transitionsprozess haben und aktiv an der Konstruktion und Gestaltung teil-

nehmen. Es reicht nicht aus, wenn sie die Kinder zum Zeitpunkt der Einschulung 

ā¿bernehmenó, da die Zusammenarbeit mit dem Kindergarten und die gemeinsame 

Unterstützung der Übergänger Transparenz ermöglicht und unnötige Diskontinuitäten 

abbaut (vgl. Griebel/Niesel 2004, S.122 u.148)6. Wenig beachtet ist bisher die Zusam-

menarbeit mit den Eltern hinsichtlich des Übergangs; die gesetzliche Grundlage be-

zieht sich vorwiegend auf die Gremienarbeit in der Schule (vgl. NSchG, §§88-100; MK 

2004, S.3 u.15). Die angestrebten Kooperationsformen zur Gestaltung des Übergangs 

schließen die Eltern aber ausdrücklich mit ein (vgl. Kap. 4). Grotz (2005) stellt in ihrer 

Untersuchung zu Unterstützungsleistungen im Übergang einen Zusammenhang zwi-

schen dem Ausmaß der familiären und der institutionellen Unterstützung fest, der be-

sonders zu Beginn der Schulzeit von den Kindern wahrgenommen wird. Die Unter-

stützung, die Kinder bei ihren Eltern erleben, wirkt sich auf die Wahrnehmung der Un-

terstützung durch die Lehrer aus. In diesem Sinne ist die Zusammenarbeit von Schule 

und Eltern besonders wichtig, damit die Kinder den Übergang bewältigen können (vgl. 

a.a.O., S.173). Sie kann durch die Mitwirkung der Schule von Beginn des Transitions-

prozesses an gestärkt werden, da auch die Eltern als Teilnehmer der Transition Unsi-

cherheiten und Diskontinuitäten zu verarbeiten haben (vgl. Griebel/Niesel 2004, S.124 

u.147f.; vgl. Kap. 4.3).  

 

     2.4.5 Zusammenfassung 

Kinder wie Eltern erleben im Übergang vom Kindergarten zur Grundschule eine sehr 

intensive Zeit, die durch viele Neuheiten und Lernprozesse auf unterschiedlichen Ebe-

nen gekennzeichnet ist. Kindergarten und Schule als teilhabende und begleitende Insti-

tutionen sind gefordert, sich mit den Inhalten und Umständen des Transitionsprozesses 

auseinanderzusetzen und miteinander zu kooperieren, wenn der Übergang gelingen 

und eine gute Basis für die schulische und persönliche Entwicklung gelegt werden soll. 

Schon heute versuchen die Einrichtungen, wirksame Kooperationselemente zu nutzen, 

                                                           
6
 Wie eine derartige Kooperation aussehen kann, wird in den folgenden Kapiteln näher beschrieben. 
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z.B. durch die Vermittlung von Informationen bei gemeinsamen Elternabenden, durch 

Schulbesuche schon in der Kindergartenzeit oder gemeinsame Rituale bei Verab-

schiedung und Neuanfang.  

Die Eltern der Schulanfänger haben den Übergang ebenso zu bewältigen wie ihre Kin-

der. Die Reflexion ihrer Perspektive und die Einsicht, dass sie, wie auch die Kinder, in 

dieser Entwicklungsaufgabe und den Diskontinuitäten der Transition begleitet und un-

terstützt werden müssen, bilden einen Schwerpunkt im neueren wissenschaftlichen 

Diskurs (vgl. Fthenakis 2004, S.9-11). 

Der Transitionsansatz versucht, die verschiedenen Denk- und Handlungsstränge zu 

bündeln und alle Akteure als gleichwertige Teilhaber des Übergangs zu berücksichti-

gen. Die Bewältigungsaufgaben, mit denen Kinder und Eltern konfrontiert sind, werden 

auf verschiedenen Ebenen beschrieben und damit auch den Institutionen als beglei-

tenden und moderierenden Partnern zugänglich gemacht.  

ĂDie Kooperation der Fachkrªfte der Bildungsbereiche und der Eltern ist auf eine neue 

pädagogische Grundlage zu stellen, die beiden Prinzipien ï Kontinuität und Diskonti-

nuität ï angemessen Rechnung trägt und auch die Familie als den Übergang aktiv Be-

wªltigende wahrnimmt.ñ (Fthenakis 2004, S.11f.). 

Das im Transitionsmodell angestrebte Gleichgewicht zwischen den Akteuren ist aber 

noch nicht erreicht, da der Schule eine besondere Machtposition bleibt: Die Feststel-

lung der sogenannten Schulfähigkeit und damit die Entscheidung, ob ein Kind einge-

schult wird oder nicht, liegt bei der jeweiligen Schulleitung. Zwar haben die Ärzte der 

Gesundheitsämter, die die Vorschuluntersuchungen durchführen, und die Erzieherin-

nen eine beratende Funktion; ob aber ihre Beobachtungen und Ansichten und die der 

Eltern in die Entscheidung einfließen, ist allein Sache der Schulleiter. Darum soll es im 

nächsten Kapitel gehen. Auf Grund des deutschen Bildungsföderalismus7 gibt es kein 

einheitliches Einschulungsverfahren; jedes Bundesland prägt seine eigenen Struktu-

ren. Die Angaben beziehen sich gemäß der Themenstellung dieser Arbeit in der Regel 

auf Niedersachsen. Die Verfahren der einzelnen Länder ähneln sich allerdings sehr, so 

dass die isolierte Betrachtung Niedersachsens durchaus als repräsentativ angesehen 

werden kann (vgl. dazu KMK 1997; Deutscher Bildungsserver 2012). 

 

 

 

 

 

 

                                                           
7
 Vgl. dazu Wenning (2011): Bildungsföderalismus. 
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                                Kinder 
                    sind 
                  selbst 
                           ständige 
                            Lerner 
  
                     N.N. 

 

3.     Schulreife ï Schulfähigkeit ï Anschlussfähigkeit:  

        Ein Konstrukt im Wandel 

  

Kinder, die bis zu einem festgesetzten Stichtag das sechste Lebensjahr vollendet ha-

ben, werden in Deutschland schulpflichtig. Die unterschiedlichen Stichtage der Bun-

desländer liegen zwischen dem 30. Juni und dem 31. Dezember. In der Regel sollen 

alle schulpflichtigen Kinder zu Beginn des neuen Schuljahres in die Schule aufgenom-

men werden. Bei Feststellung eines Entwicklungsrückstandes kann ein Kind für ein 

Jahr in einen Schulkindergarten oder eine Vorklasse verwiesen werden, welche die 

besondere Förderung im Hinblick auf die Einschulung zur Aufgabe haben. Ein Entwick-

lungsr¿ckstand wird anhand der āSchulfªhigkeitó diagnostiziert, f¿r die es aber keine 

allgemein gültige Definition gibt (vgl. NSchG §6 (3); MK 2004, S.4; Ständige Konferenz 

der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik (KMK) 2011b, S.89; Grie-

bel/Niesel 2004, S.134). So gelten Kinder z.B. in Niedersachsen als nicht schulfähig, 

wenn sie Ă(é) kºrperlich, geistig oder in ihrem sozialen Verhalten nicht genügend ent-

wickelt sind, um mit der Aussicht auf Erfolg am Unterricht der Grundschule oder einer 

Fºrderschule teilzunehmenñ (NschG Ä64 (2)). Im Schuljahr 2010/2011 besuchten 

28745 Kinder, also ca. 3,8% aller Schulpflichtigen, einen Schulkindergarten bzw. eine 

Vorklasse; in Niedersachsen waren es mit 3441 Kindern 4,5% (vgl. Statistisches Bun-

desamt 2010; ders. 2011c). Dabei ist die Wirksamkeit der Fördermaßnahmen bei zu-

rückgestellten Kindern umstritten (vgl. Carle 2004, S.34). 

Doch was bedeutet āSchulfªhigkeitó ¿berhaupt? Das ist im Folgenden Thema. 

 

     3.1 Die historische Begriffsentstehung  

Der Begriff der Schulfähigkeit ist ein soziales Konstrukt, das aus der Geschichte der 

Einschulungspraxis hervorgegangen ist. Schon wenige Jahre nach Einführung der all-

gemeinen Grundschule wurde in den 1930er Jahren diskutiert, wie Schulversagen ver-

hindert werden kann. Artur Kern entwickelte in den 50er Jahren das ĂSchulreifeñ-

Konzept, das die nötige biologische Reife zu Voraussetzung für den Schuleinstieg 

machte. Körperliche Merkmale wie z.B. der Zahnwechsel sollten auch die gleichzeitig 

entstehende psychische Bereitschaft signalisieren. Als Kennzeichen galt vor allem die 

visuelle Gliederungsfähigkeit, die in einem Test abgefragt wurde (z.B. beim Malen). 
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Weil Kinder unterschiedlich lange brauchen, um den erforderlichen Reifestand zu er-

langen, wurde das Schulalter auf sechs Jahre angehoben und ānicht schulreifeó Kinder 

für ein Jahr zurückgestellt. Kerns Theorie geht davon aus, dass  die kindliche Umge-

bung keinen maßgeblichen Einfluss auf die Entwicklung der Schulreife hat und diese 

auch durch spezielle Förderung nicht vorangetrieben werden kann. In der Konsequenz 

kann sie nur durch Eignungsprüfungen mit selektivem Charakter vor dem Schulbeginn 

festgestellt werden. In den 60er Jahren wurden Schulreife-Tests entwickelt, die die 

Prognostizierbarkeit des Schulerfolgs zum Ziel hatten. Allerdings zeigen Untersuchun-

gen, dass die Eingangstests keine große Vorhersagekraft für den tatsächlichen Erfolg 

in der Grundschule hatten (vgl. Einsiedler 2005, S.288; Griebel/Minsel 2007, S.16-18; 

Kammermeyer 2001a, S.96f.). Die Einf¿hrung des Begriffs āSchulfªhigkeitó erfolgte 

durch entwicklungspsychologische Erkenntnisse, die den Einfluss des Lernens auf die 

Ausbildung schulrelevanter Eigenschaften aufzeigten. In den 70er Jahren stand infol-

gedessen in den Kindergärten die kognitive Förderung im Vordergrund, wurde aber 

schon bald wieder kritisiert. Die Betonung verlagerte sich auf den Aspekt der āSchulbe-

reitschaftó, die im Zusammenhang mit Motivation und sozialem Verhalten steht. Nun 

entstand eine Perspektive, die nicht mehr nur das Kind und seine bereits vorhandenen 

Eigenschaften fokussierte, sondern auch die lernförderlichen Bedingungen in Familie, 

Kindergarten und Schule einbezog. ĂAus dem absoluten Schulfähigkeitsbegriff wurde 

ein relativerñ (Kammermeyer 2001a, S.98; vgl. dies. 2003, S.3). Hierzu trug besonders 

das von Nickel in den 80er und 90er Jahren entwickelte Ăºkologisch-systemische 

Schulreifemodellñ (Nickel 1990) bei, wobei er den Begriff synonym zu āSchulfªhigkeitó 

verwendet, jedoch unabhängig von der Idee eines biologischen Reifestandes.  

ĂDabei stellt sich das Konstrukt Schulreife aus ºkologisch-systemischer Perspektive 

als Produkt einer Wechselwirkung von drei Teilsystemen dar: Schule, Schüler und 

Ökologie, letztere bezogen auf ihre familiäre, vorschulische und schulische Ausprä-

gung. Alle drei Teilsysteme wirken gleichermaßen zusammen, insofern handelt es 

sich um ein interaktionistisches Konstruktñ (a.a.O., S.220). 

Zur Ökologie zählen z.B. die materielle und personelle Ausstattung der Schulen, die 

pädagogische Konzeption der vorschulischen Betreuung und die soziale Situation der 

Familie (vgl. ebd.). In einer Weiterentwicklung seines Modells bekommt auch der Kin-

dergarten einen Platz als Ökosystem:  
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                     Abb. 2: Ökologisch-systemisches Schulfähigkeitsmodell nach Nickel 

 

      Quelle: Kammermeyer 2001a, S.99 

 

Beispielsweise interpretiert Nickel die unterschiedlichen Erfolgschancen von Schülern 

verschiedener Klassen bei fast gleichen Testwerten vor der Einschulung, sowie die 

differierenden Zahlen der zurückgestellten Kinder und Klassenwiederholer in den Bun-

deslªndern in dem Sinne, Ă(é) daÇ [sic] Schulfªhigkeit immer als das Ergebnis der 

Wechselbeziehungen zwischen allen ºkologischen Teilsystemen zu begreifen istñ 

(a.a.O., S.221).  

Nickel sieht alle drei Komponenten auf gleichwertiger Ebene und hält einen Übergang 

nur dann für unproblematisch realisierbar, wenn ihre Akteure miteinander kooperieren 

und das Kind gemeinsam begleiten. Insbesondere gilt dies für Kinder mit Migrations-

hintergrund und solche aus Familien mit sozio-kulturell schwierigen Bedingungen (vgl. 

a.a.O., S.221).  

Dabei kommt auch dem Makrosystem eine wichtige Bedeutung zu, weil es Ăallgemeine 

Ziel- und Wertvorstellungen, soziale und ºkonomische Strukturenñ sowie die ĂEinstel-

lung zum Leistungsverhaltenñ (ebd.) beinhaltet und die einzelnen Mikrosysteme in die-

se Aspekte einbettet. Als Schlussfolgerung fordert Nickel, Ă(é) den Schuleintritt als 

einen begleiteten ökologischen Übergang zu gestalten (é)ñ (a.a.O., S.223). Er wendet 

sich nicht generell gegen Schuleingangstests, will sie aber nicht als ein Instrument der 

Selektion verstanden wissen, sondern als einen Baustein einer individualisierten Lern-
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begleitung, die den Lehrern helfen soll, bedarfsgerechte Fördermaßnahmen zu entwi-

ckeln und einzusetzen (vgl. ebd.).  

 

     3.2 Von der āSchulfªhigkeitó zur āAnschlussfªhigkeitó 

In Deutschland gibt es keine einheitlichen Vorschriften zur Regelung der Einschulungs-

Diagnostik, sondern viele verschiedene Testmodelle und Verfahren, die in unter-

schiedlichster Weise Ă(é) die Erhebung eines Entwicklungsstandes hinsichtlich einer 

Fülle von kognitiven, sozialen, emotionalen und körperlichen Schulfähigkeitskriterien 

(é)ñ (Kammermeyer 2003, S.6) untersuchen sollen. Die Schulen entscheiden oft 

selbstständig, welche Konzepte zum Einsatz kommen. Neben offiziell von Testverlagen 

veröffentlichten Modellen der Schuleingangsdiagnostik8 werden auch viele informelle 

Tests, Beobachtungsbögen und Kriterien-Listen9  angewandt, die ihren Anspruch auf 

Praxis-Nähe aber mit dem Fehlen wissenschaftlicher Gütekriterien bezahlen (vgl. dies. 

2001b, S.122f.).  

Als einschlägige Schulfähigkeitskriterien gelten Motorik, Sprache, soziales und Arbeits-

verhalten sowie Intelligenz. Dass sie eine Vorhersagekraft für den Schulerfolg besitzen, 

ist in verschiedenen Studien nachgewiesen worden. Es sind aber unspezifische Krite-

rien, von denen keine einen herausragenden Stellenwert  für das Erlernen der Kultur-

techniken besitzt (vgl. dies. 2003, S.6). Auch zeigt sich immer wieder, dass die Vorher-

sagbarkeit des Schulerfolgs durch Schulfähigkeitstest nicht gelingt: Es gibt zahlreiche 

Kinder, die die Grundschule erfolgreich durchlaufen, obwohl sie nach den Testergeb-

nissen für nicht schulfähig gehalten wurden (vgl. dies. 2011, S.284; Niesel u.a. 2008, 

S.69f.). 

Kammermeyer hat in einer Untersuchung Erzieherinnen und Lehrer nach den für sie 

wichtigsten Schulfähigkeitskriterien befragt. Von zwölf vorgelegten Merkmalen bewer-

teten beide Gruppen Konzentration, Sprachverständnis, Sozialverhalten und Wahr-

nehmung als sehr wichtig. Während aber für die Erzieherinnen das wichtigste Kriterium 

die Selbstständigkeit ist, steht sie für die Lehrer erst an siebter Stelle. Auch die Fein-

motorik beurteilten diese als weniger wichtig. Von beiden annähernd gleich werden 

Arbeitsverhalten, Denkfähigkeit, Gedächtnis und Grobmotorik eingeschätzt. Die ge-

meinsam als wichtigsten genannten Merkmale entsprechen den traditionell und wis-

senschaftlich anerkannten Schulfähigkeitskriterien. Die Unterschiede in der Bewertung 

werden auf die verschiedenen Erziehungsziele von Kindergarten und Schule, bzw. auf 

die Unterschiede zwischen den Vorstellungen von Unterricht (Erzieherinnen) und dem 

tatsächlichen Anfangsunterricht (Lehrer) zurückgeführt. (vgl. Kammermeyer 2001a, 

S.106-113). 

                                                           
8
 z.B. Fröse/Mölders/Wallrodt (1986): Kieler Einschulungsverfahren  

9
 z.B. Grundschul-Magazin (2004) 
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Entgegen dieser Einstellung will Kammermeyer Schulfähigkeit nicht als Abfragen eines 

erreichten Entwicklungs-Standes verstehen, sondern den Entwicklungs-Prozess der 

Kinder durch die Anschlussfähigkeit von Kindergarten und Schule unterstützen, ohne 

zu selektieren. Dass Kinder nicht erst anfangen zu lernen, wenn sie in die Schule 

kommen, ist heute unbestritten. Die Prozesse des Lesen-, Schreiben- und Rechnen-

Lernens beginnen bereits in der fr¿hen Kindheit. ĂBedeutsam f¿r Schulfªhigkeit werden 

die Vorerfahrungen der Kinder angesehen, die sie in der Vorschulzeit im Zusammen-

hang mit Buchstaben und Lauten sowie mit Mengen und Zahlen gemacht habenñ (dies. 

2003, S.6). Wichtige Ăspezifische Vorlªuferfªhigkeitenñ (ebd.) sind Gliederungsfªhigkeit 

und Mengenerfassung. Sie drücken sich, bezogen auf den Schriftspracherwerb, u.a. in 

der phonologischen Bewusstheit aus, also der Fähigkeit, die Struktur von Sprache 

wahrzunehmen, z.B. Silben, Reime und einzelne Laute zu hören. Sie wird insbesonde-

re durch Vorlesen gefördert. Bezogen auf die Mathematik, geht es Ă(é) um das Ord-

nen, Klassifizieren von Gegenständen nach bestimmten Merkmalen und um die Men-

generfassungñ (a.a.O., S.7). Vorschulische Erfahrungen in Bezug auf Mengen und 

Zahlen zeigen positive Auswirkungen auf mathematische Fähigkeiten in der Grund-

schule. Kammermeyer betont, dass die vorschulische Erziehung nicht die Inhalte der 

Schule vorwegnehmen soll; vielmehr sieht sie die Aufgabe der Kindergªrten darin, Ă(é) 

das Interesse der Kinder an Buchstaben und Lauten, an Mengen und Zahlen zu weck-

en, zu entwickeln, zu nähren, aufrechtzuerhalten, damit sie wertvolle Vorläuferfähigkei-

ten in ihrem Alltag machen [sic] kºnnenñ (a.a.O., S.9). Insbesondere gilt dies f¿r Kin-

der, denen entsprechende Anregungen in ihren Elternhäusern fehlen; neben der ver-

stärkten Förderung bei erkannten Defiziten sollen aber für alle Kinder interessante An-

gebote gemacht werden (vgl. a.a.O., S.10; dies. 2008, S.326-328; 2011, S.283-286). 

Die Unterordnung proximaler Kriterien sieht Kammermeyer in zwei Ursachen begrün-

det: Zum einen werden sie mit der Theorie des biologischen Reifestands in Verbindung 

gebracht und daher abgelehnt. Zum anderen sehen Erzieherinnen ihren Auftrag nicht 

in der konkreten Vorbereitung auf schulische Inhalte und haben eher die Befürchtung, 

diesen vorzugreifen (vgl. dies. 2001a, S.109f.). 

Zur  Förderung der Schulfähigkeit gehört weiterhin die Stärkung der kindlichen Resi-

lienz.10 Mit dem erhöhten Risiko von Vulnerabilität in der Transitionsphase können Kin-

der besser umgehen, wenn sie widerstandsfähig sind und eine gesunde Überzeugung 

ihrer Selbstwirksamkeit und ihrer persönlichen Fähigkeiten besitzen. Auch dies kann 

durch die positive Unterstützung  in den verschiedenen Lebensbereichen der Kinder 

gefördert werden, z.B. durch die Anerkennung bei Lernfortschritten oder dem Erwerb 

neuen  Könnens  (vgl. dies. 2003, S.10 u.16; 2008, S.328f.).  Die  Beziehung  zwischen 

                                                           
10

 Vgl. Wustmann (2003). 
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Kindern  und Erzieherinnen hat  ebenfalls eine große Bedeutung für die Ausbildung der  

in der Schule geforderten Kompetenzen und Fähigkeiten (vgl. dies. 2011, S.283). Die-

se öko-systemische Perspektive bezieht sich auf Nickels Sichtweise der Schulfähigkeit 

und wird durch die Untersuchungsergebnisse von Grotz (2005; vgl. Kap. 2.4.1) ge-

stützt. 

 

     3.3 Verfahren zur Feststellung der Schulfähigkeit  

In Niedersachsen erfolgt die Anmeldung zur Einschulung im Mai des vorhergehenden 

Jahres. Damit verbunden ist ein vom Kultusministerium festgelegter und für das ganze 

Land verbindlicher Test, der die deutschen Sprachkenntnisse ermitteln soll. Wird ein 

nicht ausreichendes Sprachvermögen festgestellt, muss das Kind im Jahr vor der 

Schule an einem Kurs teilnehmen, der in der Regel im Kindergarten stattfindet und von 

einem Grundschullehrer geleitet wird (vgl. MK 2006b). 

Im letzten Kindergartenjahr findet eine Schuleingangsuntersuchung durch einen Arzt 

des zuständigen Gesundheitsamtes statt. Die rechtliche Grundlage dazu ist im Nds. 

Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD) gelegt: 

ĂDie Landkreise und kreisfreien Stªdte untersuchen die Kinder rechtzeitig vor der Ein-

schulung ärztlich auf gesundheitliche Beeinträchtigungen, die geeignet sind, die Schulfä-

higkeit zu beeinflussen (Schuleingangsuntersuchungen). (é) Die Landkreise und kreis-

freien Städte teilen den Erziehungsberechtigten (§55 des Niedersächsischen Schulge-

setzes) die Untersuchungsergebnisse für ihr Kind mit. Der aufnehmenden Schule werden 

nur die für die Schulfähigkeit bedeutsamen Untersuchungsergebnisse mitgeteilt. Das 

Landesgesundheitsamt kann einheitliche fachliche Anforderungen für die Durchführung 

der Schuleingangsuntersuchungen empfehlenñ (Land Niedersachsen 2006, Ä5 (2)). 

Die Kinder sind durch das Niedersächsische Schulgesetz (vgl. §56 (1)) zur Teilnahme 

an den Schuleingangsuntersuchungen verpflichtet. Die Vereinheitlichung der Untersu-

chungsstandards wird durch das Landesgesundheitsamt Niedersachsen vorangetrie-

ben (vgl. Dreesman/Osadtsaja/Bruns-Philipps 2010, S.122-124). 

Überprüft werden der körperliche Gesundheitszustand, das Seh- und Hörvermögen, 

die Sprachentwicklung, die Wahrnehmungsfähigkeit, vormathematische Fähigkeiten, 

die Grob- und Feinmotorik, die sozial-emotionale Entwicklung sowie der Impfstatus. 

Dazu werden auch die Ergebnisse der Vorsorgeuntersuchungen herangezogen und 

evtl. ein Fragebogen an die Eltern geschickt, den sie ausgefüllt mitbringen sollen (vgl. 

z.B. Landkreis Ammerland 2008; Stadt Oldenburg 2011). Hier wird nach den familiären 

Zusammenhängen, nach Geburt und Entwicklung, nach bisherigen, auch familiären 

Erkrankungen und nach bereits notwendiger und erfolgter Förderung gefragt. Die Er-

gebnisse der Untersuchung verbleiben beim Gesundheitsamt oder bei den Eltern; der 

Schule wird nur eine allgemeine Empfehlung über die Schulfähigkeit des Kindes gege-

ben. Allerdings kann der Kindergarten mit Zustimmung der Eltern über einzelne Ergeb-
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nisse informiert werden. Dies soll im Interesse des Kindes geschehen, wenn für seine 

weitere Förderung Beobachtungen zwischen Arzt und Erzieherin ausgetauscht werden 

müssen. Ähnliches gilt für die Schule bei der Diagnose besonderer Entwicklungsum-

stände wie z.B. Verhaltensauffälligkeiten, die ein erhöhtes Maß an Aufmerksamkeit 

erfordern (vgl. Landkreis Ammerland 2008; Stadt Braunschweig 2006, S.25; dies. o.A., 

S.1). 

Kelle (2008) schreibt den Einschulungsuntersuchungen vier Funktionen zu: Neben 

einer individualmedizinischen, die der Vorsorge des Einzelnen dient, und einer sozial-

kompensatorischen, die Kinder mit speziellem Förderbedarf aus dem Betrieb der Re-

gelschule aussondern soll, haben sie auch eine arbeitsmedizinische Bedeutung zur 

Förderung der gesundheitsunterstützenden Faktoren am Arbeitsplatz Schule; die vierte 

Funktion ist eine epidemiologische, die auf der gesetzlichen Verpflichtung beruht, Ă(é) 

die Gesundheit der B¿rger zu sch¿tzen und zu fºrdernñ (Land Niedersachsen 2006, 

§1). Diese ist seit den 90er Jahren verbunden mit einer obligatorischen Gesundheits-

berichterstattung der Bundesländer. Im Gegensatz zu den (bis 2010) freiwilligen Vor-

sorgeuntersuchungen U1 bis U9 erfassen die Einschulungsuntersuchungen flächende-

ckend alle Kinder eines Jahrgangs und liefern daher eine wesentliche Grundlage für 

die Statistiken zur Kindergesundheit in Deutschland. Kelle kritisiert, dass dieser Aspekt 

offensichtlich stärker bewertet wird als der individual-medizinische: Die einmalige Un-

tersuchung vor dem Schulbeginn hat aus ärztlicher Sicht keine so starke Aussagekraft 

wie die über einen langen Entwicklungszeitraum durchgeführten  Vorsorgeuntersu-

chungen. Die epidemiologische Funktion zeigt sich besonders in der Aufforderung an 

die Eltern, Auskunft über den Impfstatus des Kindes zu geben (vgl. Kelle 2008, 

S.195f.).   

Zusätzlich zu diesen Tests wird vor der Einschulung in den Kindergärten oder nach 

den ersten Wochen in den Grundschulen eine Feststellung der sogenannten Lernaus-

gangslage durchgeführt. Hier kommen die unterschiedlichsten Testverfahren11 zur An-

wendung, die von den Institutionen bzw. Lehrern selbst ausgesucht werden. Unter-

schiedlich ist auch die Verwendung: Während manche Schulen sich bei der Anmel-

dung von den Eltern unterschreiben lassen, dass sie Informationen des Kindergartens 

erhalten dürfen, gibt es bei anderen ï Grundschulen wie Kindergärten ï eine strikte 

Ablehnung solcher Kooperationen; findet mancherorts eine Einigung auf ein Beobach-

tungs- und Überprüfungsverfahren statt, werden an anderen Orten die in den Kinder-

gärten gesammelten Daten nicht weiter verwendet.12 

                                                           
11

 ȊΦ.Φ {ŜŘƭŀƪκ{ƛƴŘŜƭŀǊ όнллпύΥ αIǳǊǊŀΣ ƛŎƘ ƪŀƴƴΩǎάΦ 
12

 Für diese Informationen ließen sich keine offiziellen Belege finden; sie sind mir aber aus vielen  
    Gesprächen mit Grundschullehrern bekannt. Sie sind ein gutes Beispiel für die Vielfalt und Unverbind- 
    lichkeit von Kooperationsmodellen.  



38 

 

Bei Kindern, deren Eignung für die Schule durch die Schuluntersuchung und die ande-

ren Verfahren nicht eindeutig festgestellt werden kann, führen die Schulleiter eine wei-

tere, sogenannte pªdagogische ¦berpr¿fung durch; ebenfalls bei den āKann-Kindernó, 

also denen, die erst nach dem Stichtag sechs Jahre alt werden und dennoch einge-

schult werden sollen oder wollen. Auch hier werden die Materialien von den Schullei-

tern individuell ausgesucht (vgl. MK 2005a, S.3; MK 2006a, 5.).  

Durch diese Unterschiede in der Verfahrensweise ist es für Eltern schwer, sich ein Bild 

von der Methode und der Qualität der Einschulungsdiagnostik zu machen. So sind sie 

auf ihre eigenen Erfahrungen und die Einschätzungen der Fachkräfte und Ärzte ange-

wiesen. Welche Vorstellungen Eltern von dem Konstrukt āSchulfähigkeitó haben, wird im 

Folgenden beschrieben. 

 

      3.4 Schulfähigkeit aus Elternsicht 

Im Rahmen der BiKS-Kindergartenstudie13 legten Pohlmann-Rother, Kratzmann und 

Faust auch Eltern die Kriterien aus der Studie von Kammermeyer (vgl. Kap. 3.2) vor. 

Am wichtigsten für die Schulfähigkeit bewerten diese ebenfalls die Konzentrationsfä-

higkeit, sprachliche Entwicklung, Sozialverhalten und Wahrnehmung. Selbstständigkeit 

und Feinmotorik stehen an sechster und achter, Gliederungsfähigkeit und Mengener-

fassung an neunter und zehnter Position. An letzter Stelle steht für die Eltern das Alter 

des Kindes, wobei alle Kriterien insgesamt als āeher wichtigó oder āwichtigó eingestuft  

wurden.   

Im Rahmen derselben Studie wurden andere Eltern in einer qualitativen Erhebung 

nach Schulfähigkeitskriterien befragt, die sie für wichtig halten. Aus den offenen Ant-

worten ergeben sich auch hier als mit Abstand wichtigste Kategorien Konzentration 

und Sozialverhalten; die Selbstständigkeit steht an vierter und die sprachliche Entwick-

lung an siebter Stelle. Buchstaben- und Zahlenkenntnisse, Selbstbewusstsein sowie 

das Alter der Kinder gelten als eher unwichtig (vgl. Pohlmann-Rother u.a. 2011, S.62-

65). Auch Erzieherinnen und Lehrer wurden in Interviews befragt. Übereinstimmend mit 

den Eltern halten auch sie die Konzentrationsfähigkeit mit für das wichtigste Schulfä-

higkeits-Kriterium; bei den Erzieherinnen rangiert das Sozialverhalten noch davor, bei 

den Lehrern folgt es an zweiter Stelle. Buchstaben- und Zahlenkenntnisse wurden von 

diesen beiden Gruppen nicht genannt.  

Andere empirische Untersuchungen zum Schulerfolg in den ersten Schuljahren stützen 

diese Einschätzung in Bezug auf kognitive Merkmale wie Konzentration und Sprach-

entwicklung; allerdings spielt hier gerade auch das mathematische und lesebezogene 

                                                           
13

 ForschunƎǎƎǊǳǇǇŜ α.ƛƭŘǳƴƎǎǇǊƻȊŜǎǎŜΣ YƻƳǇŜǘŜƴȊŜƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎ ǳƴŘ {ŜƭŜƪǘƛƻƴǎŜƴǘǎŎƘŜƛŘǳƴƎŜƴά ŘŜǊ    
    Universität Bamberg. www.uni-bamberg.de/biks  
 

http://www.uni-bamberg.de/biks
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Vorwissen der Kinder eine wichtige Rolle. Soziale Kompetenzen hingegen haben da-

nach keinen maßgeblichen Einfluss auf die Anpassung in der Schule. Die Autoren er-

klären dies damit, dass im neuen Umfeld der Schule neue soziale Rangordnungen 

erstellt werden. 

Die große Mehrheit der Eltern (84%) hält es für richtig, dass bei jedem Kind die Schul-

fähigkeit festgestellt wird; nur 16% befürworten eine generelle Einschulung mit sechs 

Jahren. Dabei halten über 90% der Eltern eine Vorbereitungszeit von einem halben bis 

zu einem Jahr vor der Einschulung für notwendig und sieben Prozent meinen, dass 

drei Monate ausreichen oder erst einige Wochen nach der Einschulung die Schulfähig-

keit geprüft werden sollte. Die Erzieherinnen bevorzugen ï mit fast gleichen Anteilen 

wie die Eltern ï ebenfalls eine Feststellung der Schulfähigkeit und veranschlagen für 

deren Vorbereitung ein halbes bis ein Jahr.  

Die Beurteilung der vorhandenen Schulfähigkeit sollte nach Ansicht der Eltern haupt-

sächlich bei ihnen selbst und bei den Erzieherinnen liegen. Eltern mit höherem Bil-

dungsniveau sind eher bereit, die Institutionen, vor allem die Schule, mit einzubezie-

hen. Die Erzieherinnen halten ebenfalls die Eltern, aber auch die Lehrer für verantwort-

lich; sich selbst sehen sie in einer beratenden Funktion. Dieser wird allerdings ein hö-

herer Stellenwert eingeräumt als der elterlichen Einschätzung (vgl. a.a.O., S.66-71).  

 

     3.5 Diskussion 

Die aufgeführten Ergebnisse zeigen, dass eine Diskrepanz zwischen den subjektiven 

Vorstellungen von Schulfähigkeit und den notwendigen Kompetenzen für das Erlernen 

der Kulturtechniken und damit für den Schulerfolg besteht. Die Bedeutung schulnaher 

Vorläuferfähigkeiten wie Gliederungsfähigkeit und Mengenerfassung ist empirisch be-

legt (vgl. Einsiedler 2005, S.289; Kammermeyer 2008, S.324f.); im Bewusstsein der 

Eltern und der Pädagogen scheint sie aber nicht verankert zu sein. Dabei mag der Ge-

danke maßgeblich sein, dass inhaltsbezogenes Lernen zum Aufgabenfeld der Schule 

gehört; Erzieherinnen fördern die Kinder eher dann, wenn das Interesse an Buchsta-

ben und Zahlen von ihnen selbst ausgeht (vgl. Pohlmann-Rother 2011, S.59; von Bü-

low 2011, S.235f.). Das weist auf die immer noch bestehende Trennung zwischen vor-

schulischem und schulischem Lernen hin, obwohl in der wissenschaftlichen Diskussion 

längst feststeht, dass Schulanfänger keine Lernanfänger sind.14 Der weitverbreitete 

situationsorientierte Ansatz, der in der Kindergartenarbeit vorherrscht, trägt ebenfalls 

zu dieser Trennung bei. In ihm sollen die Kinder ganzheitlich in sozialen, am alltägli-

chen Leben orientierten Situationen und nicht in gezielt vorbereiteten, auf spezielle 

Bereiche ausgerichteten Maßnahmen gefördert werden (vgl. Kammermeyer 2008, 

                                                           
14

 vgl. Speck-Hamdan 2001 
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S.323f.). ĂIm Kindergarten ¿berwiegt ein Habitus der Erzieherin, der die ānachgehendeó, 

d.h. die situative beilªufige Fºrderung wertschªtzt, hingegen die āvorschreibendeó, also 

die systematische, herausfordernde, vernachlªssigtñ (a.a.O., S.323). 

Diese Haltung könnte bewirken, dass Eltern sich der Ablehnung anschließen oder nur 

mit schlechtem Gewissen entsprechendes Wissen vermitteln und diese Tatsache dann 

in empirischen Untersuchungen nicht angeben. Dass immerhin 20% der befragten El-

tern in der Studie von Beelmann (2006) angeben, mit ihren Kindern Übungen zum Le-

sen, Schreiben und Rechnen zu machen, weist in diese Richtung (vgl. a.a.O., S.126). 

Eine andere Erklärung könnte sein, dass besonders den Eltern der Zusammenhang 

zwischen den genannten Vorläuferfähigkeiten und dem Erlernen der Kulturtechniken 

nicht hinreichend bekannt ist. Eltern haben als Begleiter und Bewältigende des Über-

gangs ein beziehungsbezogenes Interesse: Sie wünschen sich, dass ihre Kinder nicht 

nur die Lernziele erreichen, sondern sich auch psychisch und körperlich in der neuen 

Umgebung wohlfühlen. Möglicherweise erklärt das die hohe Bedeutung der Merkmale 

Sozialverhalten und Selbstständigkeit (vgl. dazu Niesel u.a. 2008, S.51f.; Pohlmann-

Rother u.a. 2011, S.66). Wenn ihnen zudem ausreichende Informationen über die 

Lernvorgänge fehlen, die zum Erwerb der Kulturtechniken führen, sehen sie eventuell 

allgemeine, distale Kriterien wie Konzentration, sprachliche Entwicklung und Wahr-

nehmung als wichtiger an.  

Eine weitere Untersuchung könnte die Einstellung der Eltern ï differenziert nach Bil-

dungsniveau ï hinsichtlich der vorschulischen Förderung von schriftsprachlichem, le-

sebezogenem und mathematischem Vorwissen fokussieren. Hinweise darauf, dass 

Eltern mit höherem Bildungsniveau eine frühere Förderung dieser Aspekte anstreben, 

finden sich bei Pohlmann-Rother u.a. (vgl. a.a.O., S.66). 

Die hohe Akzeptanz der individuell durchgeführten Schulfähigkeits-Tests könnte sich 

daher erklären, dass diese Vorgehensweise in Deutschland am weitesten verbreitet ist.  

Hier wäre im Sinne von Nickel zu fragen, inwieweit die subjektiv ausgehandelten Test-

Kriterien allein von Lehrern stammen, oder auch durch die Mitwirkung von Erzieherin-

nen und Eltern zustande kommen.  

Pohlmann-Rother u.a. konstatieren bei den Eltern ein Unverständnis für die Auffas-

sung, Ă(é) dass Einschulungen nicht allein an den kindlichen Voraussetzungen orien-

tiert sein müssen, sondern auch die Bedingungen im Anfangsunterricht und die indivi-

duelle Förderung des Kindes berücksichtigt werden können. Möglicherweise wurde 

dieser Zusammenhang von der Mehrzahl der Eltern nicht verstandenñ (a.a.O., S.69). 

Obwohl Eltern und Pädagogen die Entscheidung über die Schulfähigkeit als Aufgabe 

aller Beteiligten ansehen, scheint eine öko-systemische Perspektive auf die Herstel-

lung von Schulfähigkeit nicht verbreitet zu sein (vgl. a.a.O., S.69f.). Diese könnte aber 

dazu beitragen, dass Schulfähigkeit nicht allein als Eigenschaft des Kindes betrachtet 
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wird. Vielmehr kann eine Anschlussfähigkeit erreicht werden, indem die Akteure des 

Übergangs sich in einem Einigungsprozess darüber klar werden, welche Bildungspro-

zesse schon durch Eltern und Kindergärten angeregt und dann in der Schule fortge-

führt werden können. So wird in dem von der Jugendminister- und der Kultusminister-

konferenz beschlossenen ĂGemeinsamen Rahmen der Lªnder f¿r die fr¿he Bildung in 

Kindertagesstªttenñ (2004) formuliert: ĂBildung und Lernen beginnen in der Familie, 

setzen sich in den Kindertageseinrichtungen fort und erfahren in den Grundschulen mit 

dem dortigen Curriculum eine altersgerechte Weiterf¿hrung. (é) Kindertageseinrich-

tungen, Grundschulen und Eltern arbeiten deshalb eng zusammen im Sinne einer kon-

tinuierlichen Bildungsbiographieñ (a.a.O., S.8). 

Die Formulierung im Nds. Schulgesetz trägt indes nicht unbedingt zu einer Klärung der 

Lage bei: ĂIn der Grundschule werden Grundlagen für die Lernentwicklung und das 

Lernverhalten aller Sch¿lerinnen und Sch¿ler geschaffenñ (NschG Ä6 (1)). Ob bzw. 

welche Voraussetzungen für die Lernprozesse vorhanden sein sollen, wird nicht näher 

bestimmt; der ko-konstruktive Aspekt in der Entwicklung und Begleitung von kindlichen 

Bildungsbiographien kommt hier nicht zur Sprache. In diesem Sinne haben Amelang 

und Schmidt-Atzert (2006) recht, wenn sie an den Schuleingangstests kritisieren, Ă(é), 

dass ein Verhalten vorhergesagt werden soll, das zu praktizieren Kinder bislang kaum 

Gelegenheit hattenñ (a.a.O., S.238). Sie fordern Ă(é) die Einschulung aller Sch¿ler mit 

der Mºglichkeit, sich im Kriterium bewªhren zu kºnnenñ (ebd.). Die gªngigen Tests 

sehen sie aber wie Nickel als Möglichkeit, gravierende Defizite in der Entwicklung er-

kennen zu können, damit anschließend in der Schule eine entsprechende Förderung 

stattfinden kann.  

Ein Konzept, das die Einschulung aller Kinder eines Altersjahrgangs ohne vorherige 

Selektion vorsieht, ist das Prinzip der jahrgangsübergreifenden Eingangsstufe, in der 

alle Kinder des ersten und zweiten Schuljahres zusammengefasst und gemeinsam 

unterrichtet werden. Dieser Ansatz kann hier nicht weiter diskutiert werden, scheint 

aber eine vielversprechende Methode zu sein, um die Anschlussfähigkeit der Bil-

dungsprozesse und ein individuelles Tempo in der Bewältigung des Transitionsprozes-

ses zu gewährleisten (vgl. Grotz 2005, S.65)15. In Niedersachsen wird dieses Prinzip 

gesetzlich unterstützt: An Schulen, die sich für die jahrgangsübergreifende Eingangs-

stufe entscheiden, entfällt die Zurückstellung in den Schulkindergarten (vgl. NSchG §6 

(4)). Solange die Entscheidung darüber aber an jeder Schule einzeln getroffen wird, 

scheint die Skepsis und die Scheu vor dem erhöhten Arbeitsaufwand zu überwiegen. 

In diesem Fall bleibt das Prinzip der Schulfähigkeitsüberprüfung bestehen. Daher ist 

die Abstimmung über die erwarteten Kriterien und ihre Bekanntmachung unerlässlich.  

                                                           
15

 Vgl. dazu Faust 2006; Schumacher 2007. 
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Ko-Konstruktion als Aspekt einer öko-systemischen Perspektive auf Schulfähigkeit 

bedeutet aber auch, die Erfahrungen und Ansichten von Eltern, Erzieherinnen und 

Schulärzten mit in die Einschulungsentscheidung einfließen zu lassen, statt die aus-

schlaggebende Beurteilung allein der Schulleitung zu überlassen. Hierfür müsste bei 

den Eltern ausreichendes Vertrauen auch zu den Schulärzten vorhanden sein. Da der 

erste Kontakt zu ihnen in der Regel aber erst bei der Einschulungsuntersuchung statt-

findet, fehlt dafür die Grundlage. Die Bedeutung dieser Untersuchungen sowie die Art 

der Beziehung und Kommunikation zwischen Eltern und Ärzten, auch in Bezug auf die 

von Kelle untersuchten Funktionen, wäre ein weiterer Gegenstand in der Transitions-

forschung (vgl. Kap. 4).  

Griebel und Niesel unterscheiden bei der Entwicklung der Schulfähigkeit zwei Arten 

von Kompetenzen: Auf der einen Seite müssen Basiskompetenzen gefördert werden, 

die die Kinder auf den Umgang mit der Übergangssituation vorbereiten. Dazu gehören 

die Stärkung der Resilienz und der persönlichkeitsbezogenen Faktoren, aber auch die 

Förderung von positiven Beziehungen zu Eltern, pädagogischen Fachkräften und zum 

sozialen Umfeld. Ebenso zählen darunter distale Schulfähigkeitskriterien wie Konzent-

ration, Wahrnehmung, Sprachfähigkeit, soziales Anpassungsvermögen und Arbeits-

verhalten, die den Kindern den Anpassungsprozess erleichtern und die Voraussetzung 

für den Lernerfolg bilden. Auf der anderen Seite gehört zur Schulfähigkeit die Förde-

rung von schulnahen Vorläuferkompetenzen wie Vorerfahrungen mit Buchstaben und 

Zahlen, Gliederungsfähigkeit und Mengenverständnis (vgl. Griebel/Niesel 2004, 

S.124f.; S.131f.). Das Transitionsmodell umfasst beide Bereiche und zeigt die Verant-

wortlichkeit aller Teilhabenden an der Entwicklungsaufgabe Schulfähigkeit; sie gilt ï 

wie bei Nickel ï  auch hier als ein Gegenstand von Ko-Konstruktion. Damit wird deut-

lich, dass dieser Prozess bis in die Schulzeit hineinreicht und keineswegs von einer 

Akteurs-Gruppe allein abhängt.   

ĂMit einem erweiterten Verstªndnis von Schulfªhigkeit wird diese als Ziel pªdagogi-

scher Arbeit gesehen, als Entwicklungsprozess, an dem Kinder, Eltern, Erzieher/innen 

und Lehrer/innen beteiligt sein müssen, und es wird deutlich, dass Schulfähigkeit erst 

nach einer gewissen Schulerfahrung des Kindes entstehen kannñ (Griebel/Niesel 

2003, S.145). 

Das wird zwar auch im gemeinsamen Rahmen der Länder als Ziel angesehen: 

ĂInsbesondere gilt es, dem Begriff der Schulfªhigkeit durch den gemeinsamen Diskurs 

mehr Transparenz zu verleihen. Dazu ist es notwendig, Schulfähigkeit als eine ge-

meinsame Entwicklungs- und Förderaufgabe von Kindertagesstätten und Grundschu-

len zu verstehen. Ziel dieses Diskurses sind gleichermaßen das schulfähige Kind wie 

die kindfªhige Schuleñ (JMK/KMK 2004, S.8).  
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Die Eltern werden hier im Hinblick auf die Konstruktion und die Verständigung über den 

Begriff der Schulfähigkeit allerdings nicht erwähnt, so dass der ko-konstruktive Aspekt 

wieder eingeschränkt wird. 

Die föderalistischen Strukturen, die die deutsche Bildungslandschaft bis hinunter in die 

kommunalen und schulinternen Ebenen prägen, ermöglichen eine Vielfalt von Einschu-

lungsmodellen und Verständnissen von Schulfähigkeit. Somit sind Eltern und Kinder 

darauf angewiesen, die in ihrem lokalen Bezug gültige Praxis zu kennen, wenn sie sich 

auf die Anforderungen des Übergangs einstellen möchten.  

Welche Rolle übernehmen Eltern aber nun konkret in der Vorbereitung auf die Schule? 

Wie werden sie von Kindergärten und Schulen im Transitionsgeschehen informiert und 

eingebunden, welche Rechte und Pflichten haben sie? Das ist Gegenstand des näch-

sten Kapitels. Auch hier wird es wieder beispielhaft um die Situation in Niedersachsen 

gehen. Die Angaben zur Sicht der Eltern und ihre Diskussion beziehen sich aufgrund 

der vorhandenen Forschungsergebnisse auf die gesamte Bundesrepublik. 
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                                                   Für die Erziehung eines Kindes  

          benötigt man ein ganzes Dorf.

           Afrikanisches Sprichwort 

                      

4.     Eltern als Experten im Übergangsgeschehen 

 

In Deutschland gab es im Jahr 2010 insgesamt 8,1 Millionen Familien mit minder-

jährigen Kindern. Insgesamt 92,6 % der drei- bis sechsjährigen Kinder besuchten eine 

vorschulische Betreuungseinrichtung (vgl. Stat. Bundesamt 2011a; 2011b). Die Mehr-

heit der Erziehungsberechtigten erlebt die Transition also nicht nur auf familiärem Hin-

tergrund. Die meisten Eltern machen sich Gedanken über den Verlauf der Bildungskar-

rieren ihrer Kinder und informieren sich über ihr Wohlergehen in Gesprächen mit Er-

zieherinnen und Lehrern. Das ist nach dem Grundgesetz ihre Aufgabe: ĂPflege und 

Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen 

obliegende Pflicht. ¦ber ihre Betªtigung wacht die staatliche Gemeinschaftñ (GG, Art. 6 

(2)). Die Erfüllung dieser Aufgabe ist die Voraussetzung für die Entwicklung des Kindes 

zu einer interessierten, lernfreudigen und sozial kompetenten Person. In der Familie 

werden die Grundlagen für Kompetenzen wie z.B. das Sprachvermögen oder moto-

risches Können, aber auch für persönliche Überzeugungen und soziale Fähigkeiten 

wie Selbstbewusstsein und Einfühlungsvermögen gelegt. Damit wird sie zu einer ent-

scheidenden Basis für den Lebens- und Bildungsweg (vgl. Textor 2006, S.12f.). Wenn 

Diskowsky (2008, S.50) feststellt, dass Ăder Rückzug von Eltern aus der Erziehungs-

verantwortung [é] kein Phªnomen kleiner Randgruppen [ist]ñ, deckt sich das zwar mit 

Daten, die auf eine steigende Nachfrage von Erziehungshilfen hinweisen (vgl. 

Wild/Lorenz 2010, S.38f.), ist aber nur eine Seite des Problems. Erzieherinnen und 

Lehrer erleben die Elternanspr¿che oft als Ă¿berhºhte Erwartungenñ (RoÇbach 2005, 

S.270; vgl. Träbert 2004, S.22). Die Eltern auf der anderen Seite fühlen sich in den 

Kindergärten nicht immer als gleichberechtigte Erziehungspersonen ernst genommen. 

In den Schulen sehen sie sich nicht selten überfordert und geben an, über Gebühr be-

lastet zu werden; in der Erziehung sind sie verunsichert (vgl. Busch/Scholz 2002, 

S.270; Dusolt 2008, S.14; Wild/Lorenz 2010, S.144).  

Wie die unterschiedlichen Maßstäbe in der Regel aussehen und wie sie zusammen-

gebracht werden können, wird in diesem Kapitel dargelegt. 

 

     4.1 Die Sicht auf die Eltern: Experten oder Laien? 

Killus und Tillmann (2011) stellen fest, dass Bildungsdiskussionen und -entschei-

dungen vornehmlich von solchen Experten getätigt werden, die als Professionelle in 

drei Bereichen verortet sind:  
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¶ Die Praktiker arbeiten in den Institutionen (Schule, Kindergarten) oder dem ihnen 

zugeordneten Umfeld (Leitungspersonen, übergeordnete Ämter und Verbände) und 

beschäftigen sich mit den (selbst-)gewonnenen Erfahrungen. 

¶ Die Wissenschaftler stellen durch ihre Untersuchungen den Zustand des Bildungs-

wesens und die Bedeutung und Konsequenzen ihrer Ergebnisse dar. 

¶ Die Politiker legen die Ziele, den inhaltlichen und finanziellen Rahmen des Bil-

dungssystems fest. 

ĂDer Austausch und die Verflechtung zwischen diesen drei Expertenkreisen bestimmt 

in ganz erheblichem Maße, welche Entwicklungen im Bildungssystem angestoßen, 

unterst¿tzt und gebremst werdenñ (a.a.O., S.11). Dabei werden die Erfahrungen und 

Wahrnehmungen von Eltern und Schülern, also von den unmittelbar betroffenen Per-

sonen, nur in stark begrenztem Umfang ï etwa durch Eltern-Gremien ï berücksichtigt. 

Als Gründe dafür führen die Autoren zum einen an, dass Eltern als Laien gelten und 

deshalb zu den Expertenrunden keinen Zugang haben; zum anderen, dass ihnen die 

Zeit und die Kraft fehlt, die den Professionellen zur Verfügung steht (vgl. a.a.O., S.10-

12). 

Kindergärten sollen die familiäre Erziehung und Bildung unterstützen, ergänzen und 

die Eltern damit entlasten (vgl. SGB VIII, §22 (2)). Der Bildungsauftrag der Schulen ist 

hoheitlich und in den einschlägigen Gesetzen auf den ersten Blick nicht ausdrücklich 

mit der Bildungs- und Erziehungsaufgabe der Familien verknüpft (vgl. z.B. NSchG §2; 

Busch/Scholz 2002, S.264). So bekamen Eltern bis vor wenigen Jahren nur kurze Ein-

blicke in den Alltag und Ablauf der öffentlichen Institutionen gewährt. Dennoch müssen 

Schulen und Eltern ihre Verantwortungsbereiche miteinander in Einklang bringen. Zu-

sªtzlich bestehen Erwartungen seitens der Schule an die Familie in Form einer ĂVorbe-

reitungs- und Begleitfunktionñ (Scholl 2009, S.74). Mit steigendem Bewusstsein f¿r die 

Bedeutung frühkindlicher Bildungs- und Transitionsprozesse hat sich auch das Ver-

ständnis der Beziehungen zwischen öffentlichen Institutionen und Elternhäusern ge-

wandelt (vgl. Niesel u.a. 2008, S. 90 u.102f.; Reichert-Garschhammer/Textor 2003, 

S.169f.; Scholl 2009, S.74,76 u.81), auch wenn auf Seiten der Schulen teilweise noch 

Unsicherheit und eine abwehrende Haltung besteht, wenn es um die Bereitschaft zur 

Elternarbeit geht (vgl. Wild/Lorenz 2010, S.147). 

Verfassungsrechtlich ist Bildung Sache der Länder ï insofern formulieren diese ihre 

Vorstellungen und Ziele auch im Hinblick auf die Arbeit mit den Eltern unterschiedlich. 

Nach einem kurzen Überblick über die allgemeinen Rechte und Pflichten wird die Vor-

stellung von Zusammenarbeit am Beispiel Niedersachsens konkretisiert.  
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     4.1.1 Allgemeine rechtliche Bestimmungen 

In den Verfassungen der Bundesländer finden sich Bestimmungen, die gleichermaßen 

Pflicht und Recht der Eltern auf Mitbestimmung und Gestaltung der Bildung ihrer Kin-

der darstellen: Elf Bundesländer formulieren ein Recht auf (Aus-)Bildung und/oder auf 

Entfaltung und Entwicklung der Persönlichkeit bzw. Erziehung. Das schließt die im 

Grundgesetz und in den meisten Länderverfassungen beschriebene Pflege und Erzie-

hung ein. In neun Verfassungen wird dieses Grundrecht außerdem als Basis für eine 

Mitbestimmung der Eltern bei der Gestaltung des Erziehungs- und Unterrichtswesens 

angesehen (vgl. ohne Angabe, Internet). 

Die Umsetzung ist indes nicht so einfach nachzuvollziehen: Im Bericht der Kultusminis-

terkonferenz über das deutsche Bildungswesen 2009 wird nicht erwähnt, wie diese 

Mitgestaltung der Eltern geschieht oder geschehen kann, sondern nur auf die Bedeu-

tung der elterlichen Unterstützung und auf die entsprechenden Ländergesetze hinge-

wiesen (vgl. KMK 2011a, S.78; 2011b, S.87). Ein kurzer Absatz im ĂGemeinsamen 

Rahmen der Lªnder f¿r die fr¿he Bildung in Kindertageseinrichtungenñ (JMK/KMK 

2004) thematisiert die Rolle der Eltern im pädagogischen Geschehen der Kindergärten: 

ĂAufgrund der gemeinsamen Bildungs- und Erziehungsverantwortung wirken Fach-

kräfte und Eltern partnerschaftlich zusammen. Regelmäßige Gespräche mit den Eltern 

über das Kind sowie Informations- und Bildungsangebote für Eltern in der Tagesein-

richtung sind von großer Bedeutung. Bei Entscheidungen über wichtige Angelegenhei-

ten, die die Tageseinrichtungen betreffen, sind die Eltern entsprechend zu beteiligenñ 

(a.a.O., S.6). 

In Bezug auf den Übergang wird ausgeführt: 

ĂKindertageseinrichtungen und Schulen tragen zusammen mit den Eltern gemeinsam 

Verantwortung beim Übergang in die Schule, um für die Kinder eine weitest gehende 

[sic] Kontinuität ihrer Entwicklungs- und Lernprozesse zu gewährleisten. Die Bil-

dungsdokumentation bietet die Chance für eine gemeinsame Gesprächsgrundlage der 

Institutionen mit den Elternñ (a.a.O., S.8). 

Die Gestaltung des Übergangs wird allein als Aufgabe von Kindergarten und Schule 

gesehen, die Eltern werden hierbei nicht erwähnt (vgl. a.a.O., S.9). 

Die Schulgesetze der Länder legen die Mitwirkung der Eltern durch die Organisation in 

Klassen-, Schul- und schulübergreifenden Elterngremien fest (vgl. z.B. NSchG §§ 88-

100). Da diese aber erst nach Beginn eines neuen Schuljahres gewählt werden, be-

zieht sich ihre Arbeit lediglich auf den letzten Abschnitt des Transitionsprozesses und 

die dann folgende Schulzeit.  

Der Blick auf Niedersachsen soll genauer zeigen, welche Sicht auf die Zusammenar-

beit speziell im Elementar- und Primarbereich vorherrscht. 
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     4.1.2 Grundlagen der Eltern-(Zusammen-)Arbeit im Transitionsprozess am Beispiel  

              Niedersachsen 

Das niedersªchsische ĂGesetz ¿ber Tageseinrichtungen f¿r Kinder ï KiTaGñ (Land 

Niedersachsen 2002) legt als rechtliche Grundlage die Zusammenarbeit Ă(é) mit den 

Familien der betreuten Kinder (é), um die Erziehung und Fºrderung der Kinder in der 

Familie zu ergänzen und zu unterst¿tzenñ (a.a.O., Ä2 (2)) fest. Zur inhaltlichen Ausge-

staltung widmet der ĂOrientierungsplan f¿r Bildung und Erziehungñ (MK 2005b) diesem 

Thema ein dreiseitiges Kapitel (von insgesamt 52 Seiten). Unter dem Stichwort āErzie-

hungspartnerschaftó wird ein Ansatz beschrieben, der von Seiten der Kindergªrten 

durch Offenheit, Kommunikation und Information sowie durch die Anerkennung der 

elterlichen Erziehungskompetenz geprägt sein soll. Im Gegenzug werden von den El-

tern die Bereitschaft zum Dialog und die Annahme der eigenen Verantwortung gege-

nüber der Bildungsentwicklung ihrer Kinder eingefordert; diese soll sich durch Mitarbeit 

an der Gestaltung der jeweils einrichtungsspezifischen Konzepte und Veranstaltungen 

sowie in den Elterngremien ausdrücken. Ein Schwerpunkt der Elternarbeit liegt außer-

dem auf der Bereitstellung von Hilfsangeboten und Beratung, vor allem in problemati-

schen familiären Situationen und zur Unterstützung der kindlichen Entwicklung (vgl. 

a.a.O., S.42-45). 

Im Erlass ĂDie Arbeit in der Grundschuleñ (MK 2004) werden drei Schwerpunkte f¿r die 

Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten gesetzt: 

1. Damit die Kinder einen möglichst unverstellten Zugang zu schulischem Lernen be-

kommen, muss eine gravierende Diskrepanz zwischen diesem und der familiären 

Einstellung zu Bildung und Erziehung verhindert werden. Dafür ist eine intensive 

Zusammenarbeit im Sinne einer Erziehungspartnerschaft erforderlich; diese ist Ăan-

zustrebenñ (a.a.O., S.15). 

2. Information wird als Grundlage von Erziehungspartnerschaft betrachtet. Lehrer 

m¿ssen Eltern ¿ber Ă(é) Grundsªtze der schulischen Erziehung (é)ñ (ebd.) aufklä-

ren und in einen Austausch ¿ber Ă(é) Inhalt, Planung und Gestaltung des Unter-

richts (é)ñ sowie Ă(é) die Kriterien der Leistungsbewertungñ (ebd.) treten. Eltern 

sollen über die allgemeine und lernbezogene Entwicklung ihrer Kinder Bescheid 

wissen. Auf der anderen Seite werden die Eltern aufgefordert, den Lehrern über 

Ă(é) die Lebensumstªnde ihrer Kinder und ¿ber die eigene Erziehungspraxis in 

dem für die Schule erforderlichen Umfang (é)ñ (ebd.) zu berichten. 

3. Dar¿ber hinaus soll die Schule Ă(é) im Rahmen ihrer Mºglichkeiten (é)ñ (ebd.) 

verschiedene Formen der Zusammenarbeit ermöglichen, z.B. 

¶ Sprechstunden,  Elternsprechtage und weitere Sprechzeiten 

¶ Elternabende und Hausbesuche 

¶ Informationsbriefe 
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¶ Unterrichtshospitationen 

¶ Besuch von und Mitwirkung an außergewöhnlichen Veranstaltungen. 

 

Die Eltern sollen außerdem eingebunden werden in 

¶ die Unterstützung der inhaltlichen Arbeit bei besonderen Projekten und in be-

grenzten Unterrichtseinheiten 

¶ die Mitwirkung an Feierlichkeiten und/oder Klassenausflügen (vgl. a.a.O., S.15). 

 

Diese Vorschläge sind zwar auf das Geschehen nach Schulbeginn bezogen, es wird 

aber auf  ĂMºglichkeiten einer rechtzeitigen Kontaktaufnahme mit den Erziehungsbe-

rechtigten einzuschulender Kinder (é)ñ (ebd.) explizit hingewiesen.  

Da die Bildungs- und Lernprozesse der Kinder ohne Verzögerung unterstützt werden 

sollen, ist eine bereits vor der Einschulung beginnende Zusammenarbeit auch im Sinne 

der Anschlussfähigkeit unerlässlich. Insofern können und müssen die ausgeführten 

Elemente auch auf den Transitionsprozess übertragen werden. 

Der Inhalt des Erlasses ist in einer Informationsbroschüre für Eltern dargestellt (vgl. MK 

2005a).  

Das Bild, das von einem gemeinsamen Miteinander gezeichnet wird, geht insgesamt in 

die Richtung einer Einbeziehung der Eltern in den Alltag von Kindergärten und Grund-

schulen. Beim Übergang in die Grundschule liegt der Schwerpunkt allerdings auf der 

Information der Eltern. So wichtig diese Transparenz ist, so wenig wird über die Kon-

sequenz ausgesagt: Gute Information bewirkt die Möglichkeit einer fundierten Mitspra-

che. Diese wird in Bezug auf das Transitionsgeschehen aber nicht artikuliert. Die Ge-

staltung des Übergangs scheint vornehmlich Sache der Institutionen; die Einschulungs- 

Entscheidung wird in der Regel nicht von den Eltern mitbestimmt.  

Eine Erziehungspartnerschaft, wie sie im Orientierungsplan und im Schulerlass er-

wªhnt wird, soll eine Kooperation Ăauf gleicher Augenhºheñ (Dusolt 2008, S.11) sein. 

Das würde bedeuten, dass Eltern in einer Weise in den Transitionsprozess einbezogen 

werden, die sie nicht nur als Ziel von Information und Beratung sieht, sondern auch 

ihre eigene Perspektive auf das Kind wahr- und ernst nimmt. Der nächste Abschnitt 

befasst sich daher mit dem theoretischen Konzept der Erziehungs- und Bildungspart-

nerschaft und ihrem Einfluss auf den Übergang. 

 

     4.2 Erziehungs- und Bildungspartnerschaft 

Der Begriff Ă(é) bezeichnet eine Beziehung, in der beide Seiten Verantwortung für die 

Fºrderung des jeweiligen Kindes ¿bernehmen bzw. diese miteinander teilenñ (Reichert-

Garschhammer/Textor 2003, S.172).  Genauer definiert wird sie als 
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Ă(é) eine symmetrische Beziehung, in der die Eltern zusammen mit den pªdagogischen 

Fachkräften Subjekte gemeinsamen Handelns am Kind sind. Im Wissen um die geteilte 

Verantwortung  für  das Kind gestalten  Kindertageseinrichtung [bzw. Schule, K.R.] und 

Eltern in gemeinsamer Abstimmung und in der Ausrichtung auf ähnliche Ziele die Erzie-

hungs- und Bildungsthemen des Kindes, ohne dass damit die grundsätzliche Erzie-

hungsverantwortung der Eltern in Frage gestellt wird. Kooperation vollzieht sich somit auf 

der Grundlage eines gleichberechtigten Dialogsñ (Roth 2010, S.18). 

Das Kind bildet die Verbindung zwischen den sozialen Systemen Familie und Kinder-

garten bzw. Familie und Schule. Diese Systeme sind durch zahlreiche unterschiedliche 

Dyaden gekennzeichnet, beinhalten aber immer eine Beziehung zu mindestens einer 

erwachsenen Person.  

                     

       Abb. 3: Erziehungspartnerschaft als Bindeglied zwischen zwei sozialen Systemen 

 

                    Quelle: Dusolt 2008, S.14 

 

Daraus entsteht besonderes Wissen über das Kind: In der Familie sind die Eltern Ex-

perten für den biographischen Hintergrund und das soziokulturelle Setting sowie für die 

Rolle und Bedeutung des Kindes und seine Entwicklung in diesem Umfeld. Im Kinder-

garten bzw. in der Schule haben die Pädagogen Kenntnisse über die allgemeine kindli-

che Entwicklung und den pädagogischen Umgang mit Kindern; außerdem können sie 

die Situation des Kindes als Gruppenmitglied und im Zusammenhang mit den äußeren 

Umständen der Klasse bzw. Gruppe einschätzen.  

In beiden Systemen macht das Kind Erfahrungen, die es verarbeitet und durch sein 

Verhalten spiegelt. Um es zu verstehen und in seiner persönlichen Situation begleiten 

zu können, ist der Austausch zwischen Eltern und Fachkräften unerlässlich. Fehlende 

Informationen über aktuelles Geschehen, z.B. belastende oder aufregende Ereignisse 

in der Familie, und über grundsätzliche Einstellungen und Haltungen in Familie und 

Kindergarten bzw. Schule können sonst zu Missverständnissen und Schuldzuweisun-

gen f¿hren. Wenn es zu solchen Konflikten kommt, Ă(é) kªmpfen beide Seiten um 

ihren Status als Experten f¿r das Kindñ (Dusolt  2008, S.13). Dieses sp¿rt die Anspan-
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nung einer solchen Situation, vor allem, wenn Meinungsverschiedenheiten nicht direkt, 

sondern über Reaktionen und Bewertungen ausgetragen werden. Ein ungelöst schwe-

lender Konflikt aber kann das Kind in einen Loyalitäts-Konflikt bringen und es so belas-

ten, dass sein Entwicklungs- und Bildungsprozess blockiert wird; es ist dann nicht frei 

für seine eigenen Bedürfnisse und Interessen (vgl. a.a.O., S.11-15; Roth 2010, S.202-

206). Darüber hinaus können unterschiedliche Beobachtungen wertvolle Hinweise auf 

vorhandene oder fehlende Kompetenzen und Fähigkeiten geben, deren Erwerb und 

Erhalt dann von beiden Seiten ergªnzt und unterst¿tzt werden kann: ĂKinder, Eltern 

und Fachkräfte sind Ko-Konstrukteure im Bildungs- und Erziehungsprozessñ (Roth 

2010, S.21). Die Erziehungs- und Bildungspartnerschaft soll bewirken, dass Eltern und 

Pädagogen ihre Ziele und Methoden gegenseitig bekannt machen und miteinander in 

Einklang bringen (vgl. Wenzel 2009, S.140). In den Bildungsplänen der Bundesländer 

gibt es zahlreiche Anregungen und Vorstellungen von Bildungs- und Erziehungspart-

nerschaften. Ein gemeinsames Bild wird im Folgenden gezeichnet. 

 

     4.2.1 Erziehungs- und Bildungspartnerschaft in den Bildungsplänen der  

              Bundesländer 

Lange Zeit wurde in Kindergªrten und Schulen von āElternarbeitó gesprochen, was auf 

ein Gefªlle in der Beziehung hinweist: Es wird āan den Eltern gearbeitetó oder die Eltern 

bringen sich mit eigener Arbeit in den Institutionsalltag ein. In der Regel bedeutete das 

die Versorgung der Eltern mit notwendigen Informationen und ihre Mithilfe bei be-

stimmten Anlässen. In der symmetrischen Beziehung einer Erziehungs- und Bildungs-

partnerschaft hingegen wird eine neue Perspektive eingenommen: Eltern sind die wich-

tigsten Personen für das Kind. Zu seinem Wohl ist eine respektvolle und wertschätzen-

de Haltung ihnen gegen¿ber unerlªsslich, selbst wenn sie nicht so āfunktionierenó, wie 

pädagogische Fachkräfte sich das vorstellen. Mit Ausnahme von Situationen, in denen 

tatsächlich eine Gefahr für die Gesundheit des Kindes oder seine Entwicklung besteht, 

geht es daher um das gegenseitige Anerkennen des Expertentums; selbst in solchen 

aber haben die Fachkräfte die Aufgabe, die Eltern in ihrer Verantwortung und in ihrer 

Beziehung zum Kind zu unterstützen (vgl. Roth 2010, S.17f.; Wenzel 2009, S.139). 

Textor (2006) spricht deshalb von einem Paradigmenwechsel, der Ă(é) weg von der 

nur von der Seite der Erzieherinnen aus definierten āArbeit an Elternó (mit den Eltern als 

āKonsumentenó von Dienstleistungen) und hin zur Zusammenarbeit als gleichwertige 

und gleichberechtigte Partner bei der Erziehung und Bildung des jeweiligen Kindesñ 

(a.a.O., S.12) führt. 

In der Familie als erster Erziehungs- und Sozialisationsinstanz der Gesellschaft wird 

die Basis für die Entwicklung und Bildung der Kinder gelegt. In den verschiedenen Bil-

dungsplänen der Länder werden die primären Bindungserfahrungen betont, von denen 
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die kindlichen Möglichkeiten der Entwicklungs- und (Selbst-)Bildungsprozesse spürbar 

beeinflusst werden. Neben die Familie tritt in den meisten Fällen nach wenigen Jahren 

der Kindergarten als Lebensraum. Dann werden auch die Erzieherinnen zu wichtigen 

Bindungspersonen der Kinder, die die genannten Prozesse weiter anregen und fördern 

sollen. Beide Institutionen haben also Einfluss auf und Anteil an der Entwicklung, Bil-

dung und Erziehung des Kindes. Die Fachkräfte der Kindergärten sind per Gesetz zu 

einer Kooperation mit den Eltern verpflichtet (vgl. SGB VIII, §22a und Ländergesetze, 

s.o.). Ihr Verhältnis zueinander ist von prägender Bedeutung für das Kind: Es wird am 

besten unterstützt, wenn Eltern und Erzieherinnen von nun an einen gemeinsamen 

Weg beschreiten.  

ĂHier ist wichtig, dass Erzieherinnen die familiale Lebenswelt des jeweiligen Kindes res-

pektieren, also seine Eltern und seine Familienkultur anerkennen und achten. Aber auch 

die Eltern sollten Wertschätzung für die Fachkräfte zeigen. Dann kann das Kind am 

leichtesten ein positives Bild von sich selbst und der Welt entwickelnñ (Textor 2006, 

S.13). 

Voraussetzung für dieses Verhältnis ist 

¶ die gegenseitige Öffnung und die Bereitschaft zum Austausch über die eigene 

Sicht vom Kind 

¶ die Anerkennung der jeweils anderen Perspektive und Kompetenz in der Einschät-

zung des Kindes 

¶ die Anerkennung der Bedeutung der anderen Institution für das Kind 

¶ die Wahrnehmung der eigenen Verantwortung und der der Partner. 

 

Speziell f¿r die Fachkrªfte gilt, dass sie eine Ă(é) vertrauensvolle und wertschätzende 

Haltung gegenüber allen Eltern (é)ñ (a.a.O., S.16) sowie die Anerkennung unter-

schiedlicher Familienmodelle und Lebenskulturen, des Expertentums der Eltern hin-

sichtlich ihrer Erziehung und Kenntnis des Kindes und der Ă(é) Interessen und Bed¿rf-

nisse der Eltern sowie die Bereitschaft zur kritischen Auseinandersetzung (é)ñ (ebd.) 

entwickeln müssen. 

In einer solchen Atmosphäre des gegenseitigen Respekts und der Aufgeschlossenheit 

wird es den Kindern ermöglicht, sich wohlzufühlen und damit ihre Aufmerksamkeit und 

Kräfte auf die eigene Entwicklung zu richten. Den Eltern und Erzieherinnen kann es 

dadurch gelingen, dem Kind die gemeinsam als beste Förderung angesehenen Unter-

stützungsleistungen zukommen zu lassen. So wird im niedersächsischen Orientie-

rungsplan formuliert: ĂWenn die Eltern erleben, dass ihre eigenen Lebenserfahrungen 

und ihre Erziehungskompetenz anerkannt und eingebracht werden können, geben sie 

auch ihren Kindern die Chance, ihre familiären Erfahrungen mit den Entwicklungsan-

geboten der Einrichtung zu verkn¿pfenñ (MK 2005b, S.42). 
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Diese Kooperation erfordert Zeit. Auch wenn sogenannte āT¿r-und-Angel-Gesprªcheó 

eine wichtige Gelegenheit zur Kommunikation sind, reichen sie nicht aus, um im um-

fassenden Sinne eine Erziehungspartnerschaft zu gewährleisten. Intensiver Austausch 

und die gemeinsame Zielsetzung für das Kind sind zeitintensiv und brauchen Vorberei-

tung. Nicht in allen Bildungsplänen ist berücksichtigt, dass den Erzieherinnen dafür ein 

ausreichendes Zeitbudget zur Verfügung gestellt werden muss. Auch Eltern müssen 

willens sein, hierfür Gelegenheiten und Termine zu schaffen. 

Um ernsthaft zusammenarbeiten zu können, muss der Kindergarten möglichst viele 

Informationen bereitstellen. Arbeitskonzepte, tägliche Praxis oder Entscheidungen über 

Veränderungen müssen so kommuniziert werden, dass alle Eltern davon erfahren, z.B. 

durch Briefe und Aushänge, Elternabende oder -stammtische. Darüber hinaus bietet 

auch das persönliche Gespräch Gelegenheit zur Weitergabe solcher Informationen. 

Alle Maßnahmen sollen den Eltern einerseits die pädagogische Arbeit der Einrichtung 

transparent machen. Durch die Elterngespräche erhalten sie andererseits die Möglich-

keit, ihre eigenen Erwartungen an die Einrichtung, an die Erzieherinnen und die päda-

gogische Arbeit sowie Kritik und Beschwerden äußern zu können. Neben dem Aus-

tausch über grundsätzliche Einstellungen zur Erziehung und Bildung beinhalten sie 

auch  

¶ die gegenseitige Schilderung von Beobachtungen und Erfahrungen mit dem Kind, 

so dass unterschiedliche Aspekte seiner Persönlichkeit, seiner Kompetenzen und 

Interessen zur Sprache kommen, 

¶ den gemeinsamen Versuch, die kindliche Perspektive und Weltsicht einzunehmen 

und es dadurch besser verstehen zu können, 

¶ die Entwicklung von Erziehungs- und Bildungszielen, die das Kind im Kindergarten 

und zuhause erreichen kann, und die sich gegenseitig ergänzen und unterstützen 

können. 

Weiterhin sind die Gespräche eine Gelegenheit, den Eltern theoretische Konzepte zu 

erklären und praktische Unterstützung in Fragen der Erziehung zu leisten, so dass sie 

in ihrer Eltern-Kompetenz gestªrkt werden. ĂZugleich werden sie f¿r die groÇe Bedeu-

tung der Qualität ihrer Partnerschaft und des Familienlebens hinsichtlich einer positiven 

Entwicklung ihres Kindes sensibilisiertñ (Textor 2006, S.19). 

Eine Erziehungs- und Bildungspartnerschaft soll laut den Bildungsplänen der Länder 

außerdem folgende Bereiche umfassen: 

¶ Mitarbeit: Eltern werden eingeladen, an Veranstaltungen und Projekten des Kinder-

gartens teilzunehmen und diese durch praktische Mitwirkung zu unterstützen. Ver-

schiedene Interessen und Fähigkeiten der Eltern sollen die Kindergartenarbeit be-

reichern oder durch Hinzuziehen von weiteren Experten gestärkt werden. Neben 

traditionellen Aufgaben (z.B. Begleitung bei Ausflügen, Gestaltung von Festen) 
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können spezielle Angebote zu pädagogischen Fragen oder für Teilgruppen (Väter, 

Eltern mit Migrationshintergrund etc.) der Elternschaft entwickelt werden. 

¶ Mitbestimmung: Eltern organisieren sich in gewählten Gremien, die hinsichtlich 

organisatorischer und inhaltlicher Fragen das Recht haben, die Arbeit des Kinder-

gartens mitzugestalten. Dies bezieht sich z.B. auf die Entwicklung von Konzeptio-

nen, die praktische Umsetzung der Bildungspläne einschließlich der Jahresplanung 

und Projektentwicklung oder die Qualitätssicherung. 

¶ Gemeinwesenorientierung: Kindergärten können als offene Institution geführt wer-

den, die sich zu Familien-, Nachbarschafts- oder Kompetenzzentren ausbilden. Als 

Unterstützungsangebot für Familien und Bewohner eines Stadtteils oder Ortes kön-

nen Eltern auch über das alltägliche Kindergarten-Geschehen hinaus Angebote 

entwickeln, die zur Vernetzung und zum Zusammenleben dienen. Von der Krabbel-

gruppe bis zum Schulhort, vom Nachbarschaftsfest bis zur Babysitterausbildung 

könnten die Örtlichkeiten genutzt werden, wenn die Einrichtung sich öffnet. Auch 

wichtige Fördermöglichkeiten für die Kinder, z.B. durch Therapeuten und Ärzte, 

können im Kindergarten weiter vermittelt oder sogar vor Ort  angeboten werden, 

was den Eltern einigen Aufwand an Fahrtstrecken und Zeit ersparen würde (vgl. 

Textor 2006, S.12-29).   

Die Vorstellungen in den Bildungsplänen der Länder machen deutlich, für wie wichtig 

die Zusammenarbeit zwischen Eltern und Fachkräften im Kindergarten erachtet wird. In 

der Schule gelten andere Voraussetzungen; diese sollen nun betrachtet werden. 

 

     4.2.2 Erziehungs- und Bildungspartnerschaft in der Schule 

Während die vorschulischen Einrichtungen die familiäre Erziehungs-, Bildungs- und 

Betreuungsarbeit ergänzen und unterstützen sollen, haben die Schulen einen eigenen 

Bildungsauftrag zu erfüllen und stehen unter staatlicher Aufsicht (vgl. GG Art. 7 (1)). 

Faktisch bedeutet das die Freiwilligkeit eines Kindergartenbesuchs und einen gewissen 

Spielraum an Einfluss; die Schule dagegen muss besucht werden. Oft legt ein Ein-

zugsgebiet die spezielle Einrichtung fest und der Einfluss auf das tägliche Geschehen 

ist gering. Wild zeigte in einer Untersuchung, dass Lehrer sich zwar in Bezug auf die 

schulische Entwicklung der Kinder als Ansprechpartner verstehen, aber einer intensi-

veren Zusammenarbeit mit Eltern dann eher skeptisch gegenüberstehen, wenn sie 

eine klare Trennung zwischen den Zuständigkeitsbereichen von Eltern und Lehrern 

bevorzugen. Eltern sind in diesem Fall für allgemeine Erziehungsaufgaben zuständig, 

Lehrer für die schulischen Bildungsinhalte (vgl. Wild/Lorenz 2010, S.147f.). Das Ver-

hªltnis von Eltern und Lehrern ist ambivalent: ĂImmer noch besteht die Gefahr, dass 

die Eltern im Lehrer den potenziellen Feind ihrer Kinder sehen und die Lehrer die El-
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tern als eher störendes Moment ihrer pädagogischen Arbeit (miss-)verstehenñ 

(Busch/Scholz 2002, S.271).  

Dieser Praxis widersprechen Erkenntnisse, die Bildung nicht nur in formalen, sondern 

auch in non-formalen und informellen Settings verorten und die Rolle der Eltern und 

Familien als früheste und wichtigste Bildungspartner anerkennen. Bildung findet lange 

vor Schuleintritt direkt in der Familie oder indirekt, auch durch das Engagement der 

Eltern, in Gruppen und Vereinen, statt. Das Spektrum reicht von der Krabbelgruppe 

über das häusliche Vorlesen und Spielen bis zum Turnverein und zur Musikschule. 

Diese außerschulischen Bildungsorte anzuerkennen und mit den Inhalten und Zielen 

des schulischen Lernens zu verknüpfen, ist ein Aspekt einer Erziehungs- und Bil-

dungspartnerschaft. Gleichzeitig sehen Eltern die Zuständigkeit für das Erreichen von 

schulübergreifenden Erziehungszielen nicht mehr nur bei sich selbst und den Erziehe-

rinnen, sondern auch bei den Lehrern, so wie sie selbst sich zunehmend verantwortlich 

fühlen für die Förderung schulrelevanter Kompetenzen und Einstellungen (vgl. Kap. 

4.3). Der Wunsch nach Vereinbarkeit von Familie und Beruf und die damit einherge-

hende steigende Zahl von Ganztagsschulen tragen zu dieser Entwicklung bei. Der na-

tionale Bildungsbericht 2008 stellt fest, Ă(é) dass Arrangements, die auf dem Konzept 

eines klar zwischen Schule und Familie aufgeteilten Bildungs- und Erziehungsauftrags 

basieren, nicht mehr sachgerecht sindñ (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 

2008, S.15; vgl. Hacker 2008, S.119f.; Fthenakis 2003, S.35; Roth 2010, S.195; 

Wild/Lorenz 2010, S.155-158). In der Übergangs-Untersuchung von Grotz (2005) findet 

sich eine Bestätigung dafür im Hinblick auf die Kinder: Sie nehmen die Unterstützung 

von Lehrern umso mehr wahr, je mehr sie auch von ihren Eltern unterstützt werden 

(vgl. a.a.O., S.173). Daraus lässt sich schließen, dass die beste Begleitung für das 

Kind eine gute, einvernehmliche Kooperation ist, denn eine positive Haltung der Eltern 

gegenüber der Schule wird die Unterstützung der Lehrer umso hilfreicher erscheinen 

lassen. 

Die Methoden ähneln denen der Kindergärten und sollen vor allem darauf ausgerichtet 

sein, ein Vertrauensverhältnis aufzubauen, das eine gute gegenseitige Informations-

praxis und eine abgestimmte Förderung des einzelnen Schülers bewirkt. Neben denen 

im Grundschulerlass (s.o.) genannten Möglichkeiten schlägt Kirk (2011) auch eine Er-

ziehungsvereinbarung vor, die zwischen allen Eltern und der Schule mit Absprachen 

zur Zusammenarbeit geschlossen werden kann (vgl. a.a.O., S.234f.). 

Sowohl für den vorschulischen als auch für den Grundschulbereich nennt Dusolt 

(2008) zusätzliche Formen der Zusammenarbeit mit Eltern. Sie reichen von Einzel-

maßnahmen wie Hausbesuchen, Videobeobachtungen der Eltern-Kind-Interaktion und 

Konferenzen bis zu Gruppenangeboten wie Elterngruppen und Eltern-Kind-

Wochenenden. Dabei gehört zur Vorbereitung und Praxis auch die Differenzierung 
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zwischen den individuellen Lebenssituationen, wie z.B. bei Familien mit Migrationshin-

tergrund oder Patchwork-Familien, und die Berücksichtigung von Auffälligkeiten bei 

Kindern, z.B. in der psychischen oder gesundheitlichen Entwicklung (vgl. a.a.O., S. 18-

137). Hierbei gilt aber immer: ĂZusammenarbeit muss entsprechend dem beiderseiti-

gen Erziehungsauftrag als wechselseitige Beziehung gestaltet werden und darf nicht 

auf Belehrung und Zurechtweisung ausgerichtet seinñ (Kirk 2011, S.234)16. 

Idealerweise sollten Erziehungs- und Bildungspartnerschaften institutionsübergreifend 

funktionieren, damit der Übergang vom Kindergarten in die Grundschule für Kinder und 

Eltern zu einem von Vertrauen und Kontinuität geprägten Abschnitt wird.  

 

     4.2.3 Erziehungs- und Bildungspartnerschaft im Transitionsprozess 

Der Übergang in die Grundschule wird den Kindern erleichtert, wenn bereits eine Be-

ziehung zwischen Elternhaus und Schule vorhanden ist, die nicht vorrangig von Ge-

gensätzlichkeit und wechselseitiger Kritik bestimmt ist (vgl. Beelmann 2006, S.55). 

Grundlegend ist die Orientierung am Kind: Als Zentrum des Übergangs können Eltern, 

Erzieherinnen und Lehrer ihr Handeln an ihm ausrichten und somit unterschiedliche 

Perspektiven in eine gemeinsame Richtung lenken. Wird das Expertentum aller Betei-

ligten gegenseitig anerkannt, profitieren die Kinder von dieser vielgestaltigen Sicht auf 

ihre Entwicklung und Bildungsbiographie und der damit verbundenen Anschlussfähig-

keit zwischen den Bildungsinstitutionen. Schulfähigkeit als Ko-Konstruktion aller Betei-

ligten kann in dem gemeinsamen Prozess einer Erziehungs- und Bildungspartnerschaft 

inhaltlich entwickelt und gefördert werden (vgl. Roth 2010, S.197; Kammermeyer 2008, 

S.329).  

Eine Partnerschaft zwischen Eltern und Fachkräften muss die mehrfache Rolle der 

Eltern im Übergang beachten: zum einen als Unterstützer und Begleiter ihres Kindes, 

zum zweiten als Ă(é) wichtige Informanten der Lebenswelt des Kindes und Informati-

onsempfªnger der neuen schulischen Welt (é)ñ (Hacker 2008, S.120); zum dritten 

durchleben und verarbeiten sie den Übergang selbst als Betroffene. In einer gelingen-

den Partnerschaft werden sie deshalb von den Fachkräften gleichzeitig als Experten, 

Unterstützer und selbst zu Unterstützende gesehen. 

 ĂDer Weg geht ¿ber Information, Partizipation zum Engagementñ (ebd.). Der erste 

Schritt besteht also in der ausführlichen Information der Eltern über den neuen Le-

bensbereich Schule, Gemeinsamkeiten und Unterschiede zum Kindergarten, den Voll-

zug des Übergangs sowie auch über den Entwicklungsverlauf und -stand des eigenen 

Kindes. Während Elternabende zu diesen Themen oft von Kindergärten und Grund-

schulen gemeinsam ausgerichtet werden, finden Einzelgespräche auch aus Daten-

                                                           
16

 Eine ausführliche Beschreibung der Entstehung und Entwicklung des Ansatzes Erziehungs- und  
    Bildungspartnerschaft findet sich bei Whalley, M./Pen Green Centre Team (2008). 
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schutzgründen  meistens noch getrennt statt. Eltern müssen ihre Zustimmung geben, 

wenn persönliche Informationen zwischen Schule und Kindergarten ausgetauscht wer-

den sollen. Eine intensive Zusammenarbeit kann dieses Problem aber zur Chance 

werden lassen, wenn für die Eltern ersichtlich wird, dass ein positiver Blick auf das 

Kind und ein gemeinsames Handeln in seinem Interesse im Vordergrund stehen (vgl. 

Griebel/Niesel 2006, S.93f.). Aus der Information wird Partizipation, wenn Eltern an der 

Kooperation der Institutionen beteiligt werden, z.B. durch die Teilnahme an Kooperati-

onstreffen und das Einbringen von Gestaltungsvorschlägen für die Übergangszeit. Mit 

Hospitationen im Kindergarten und in der Grundschule können sich die Eltern ein Bild 

von den außerfamiliären Lebenswelten ihrer Kinder machen. In einer offenen und 

interessierten Atmosphäre wird es ihnen leichter fallen, nicht nur über ihre Wahrneh-

mung des eigenen Kindes zu berichten, sondern auch die Gedanken des Kindes be-

züglich des Übergangs sowie eigene Vorstellungen, Erwartungen und Ängste auszu-

sprechen. Der Schritt zum Engagement ist von hier aus klein. Der Austausch mit den 

Pädagogen und die Organisation von Austauschmöglichkeiten mit anderen Eltern ge-

hören ebenso dazu wie die Einbindung in eine potenzielle Förderung ihrer Kinder so-

wie die Mitgestaltung von Abschied und Neuanfang (vgl. Griebel/Niesel 2006, S.95; 

Hacker 2008, S.120f.).  

Da die Erzieherinnen in dieser Phase die wichtigsten Ansprechpartner für die Eltern 

sind, kann eine Erziehungs- und Bildungspartnerschaft ihnen Auskunft und Sicherheit 

geben, wie die Förderung  

¶ des Selbstbewusstseins und der Selbstwirksamkeitsüberzeugung des Kindes in der 

Gruppe 

¶ des Sozialverhaltens, z.B. der Empathie und der Bereitschaft zur Kooperation 

¶ der sprachlichen, motorischen und kreativen Fähigkeiten 

¶ der Motivation, der Ausdauer und Konzentration 

im Kindergarten aussieht und zu Hause weitergeführt werden kann (vgl. Niesel 2010, 

S.4). Darüber hinaus müssen Eltern die Möglichkeit haben, Fragen bezüglich des 

Schuleintritts zu stellen, im Idealfall nicht nur ¿ber den Kindergarten als ĂVermittlerñ 

(ebd.), sondern direkt an die Schule bzw. in den Kooperationsstrukturen (vgl.ebd.). 

Inwiefern die Kindergärten und Schulen für diese Aufgaben mit ausreichenden Res-

sourcen an Zeit respektive zusätzlichen bezahlten Stunden ausgestattet werden, darf 

indes hinterfragt werden. Wenzel (2009) stellt fest, dass in der Praxis eher von einer 

Zusammenarbeit gesprochen wird, da eine Erziehungspartnerschaft noch nicht erreicht 

werden konnte; sie stellt gleichzeitig in Frage, ob dieses Ziel mit der personellen und 

finanziellen Ausstattung in Kindergärten überhaupt erreicht werden kann (vgl. a.a.O., 

S.139). In Niedersachsen werden solche Kooperationsprojekte aktuell noch zeitbe-

grenzt gefördert. Die Entscheidung darüber wird fallbezogen getroffen; ein grundsätzli-
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ches Anrecht auf Fördermittel gibt es nicht. Die Bewilligung wurde mittels eines Erlas-

ses ab Ende 2011 eingestellt (vgl. Land Niedersachsen 2007).  Modellprojekte17 sind 

zeitlich beschränkt und auf die zusätzliche Unterstützung von Stiftungsgeldern oder 

privaten Sponsoren angewiesen, für besondere Projekte werden die Eltern zur (Mit-) 

Finanzierung herangezogen. Dieser Bruch zwischen theoretischen Idealvorstellungen 

und praktischer Bereitstellung von Ressourcen erschwert die Umsetzung eines vielver-

sprechenden, aber komplexen Ansatzes. 

Eine Transition, die auf einer Erziehungs- und Bildungspartnerschaft aufbaut und El-

tern als Experten mit einbezieht, birgt für alle Beteiligten, vor allem aber für die Kinder, 

die Chance, sie als positive Erfahrung zu erleben und gestärkt aus ihr hervorzugehen.  

ĂKinder und Eltern brauchen die Grund¿berzeugung, den anstehenden Veränderungen 

ihres Lebens nicht machtlos ausgeliefert zu sein, sondern einen aktiven Part im Pro-

zess der Ko-Konstruktion einzunehmenñ (Griebel/ Niesel 2004, S.122). 

Daher soll nun untersucht werden, wie die Eltern sich tatsächlich in ihrer Expertenrolle 

wahrgenommen und unterstützt fühlen und welche Erwartungen sie bei den Fachkräf-

ten spüren, bzw. an sich selber stellen. 

 

     4.3 Die Sicht der Eltern: (Selbst-)Anspruch und (Fremd-)Erwartungen 

Eltern messen Kindern bzw. Kindheit heute eine andere persönliche und gesellschaftli-

che Bedeutung bei, als sie es selbst erfahren haben. Kinder zu haben ist nicht mehr 

von der Selbstverständlichkeit und dem Verlangen nach gesellschaftlicher Anerken-

nung bestimmt wie noch vor vierzig Jahren. Neben dem erkennbaren Wunsch vieler 

Frauen, ihr Leben nicht ausschließlich der Erziehung von Kindern, sondern auch der 

beruflichen Erfüllung zu widmen, lässt sich die Tendenz einer bewussten Entscheidung 

für das  

Eltern-Sein ausmachen: Kinder sollen das eigene Lebensglück vervollkommnen und 

einen tieferen Sinn in das Leben bringen. Elternschaft bedeutet heute in der Regel 

nicht mehr ein autoritär geprägtes Aufziehen, sondern eine bewusst und intensiv ge-

staltete Beziehung zum Kind, das als selbstständige Persönlichkeit mit eigenen Rech-

ten respektiert wird; sein Wohlergehen steht im Zentrum der Aufmerksamkeit. Eltern-

schaft steht damit in Abhängigkeit zu einem hohen Verantwortungsgefühl bezüglich der 

eigenen finanziellen, materiellen, zeitlichen und sozial-emotionalen Ressourcen. Das 

kann Eltern anregen, aber auch überfordern, so dass sie sich einem hohen Druck aus-

gesetzt sehen, alleine für das Wohl und ein gelingendes Großwerden des Kindes ver-

antwortlich zu sein. Verunsicherung und Stress in der Erziehung sind die spürbaren 

                                                           
17

 z.B.: Evangelische Erwachsenenbildung Niedersachsen/Katholische Erwachsenenbildung im Land Nie- 
    dersachsen (2010): Erziehungs- und Bildungspartnerschaft. Der ungehobene Schatz für Kindertages- 
    einrichtungen, Schulen und Eltern.  
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Konsequenzen. Dies gilt ebenfalls für die Bildung der Kinder: Sie fungiert als Schlüssel 

für ein gelingendes Leben. 

ĂIn dem MaÇe, in dem der erreichte Schulabschluss zum Schl¿sselbegriff f¿r gesell-

schaftlichen Erfolg oder Misserfolg wird, avanciert das Ideal der bestmöglichen Entwick-

lung aller kindlichen Fähigkeiten zum allgemeinen Leitwert. Nahezu allen Eltern ist heute 

die Bedeutung von Bildung und Schule als der zentralen Zuweisungsstelle von sozialen 

Lebenschancen prªsentñ (Henry-Huthmacher 2008, S.13). 

Das Wissen um diese Bedeutung lässt sie schon früh nach den besten Fördermöglich-

keiten f¿r ihre Kinder suchen: Eltern fordern von sich selbst, ĂArchitekten der Kinderge-

hirneñ (Merkle/Wuppermann 2008, S.55) zu sein. Das erzeugt unter Umstªnden auch 

einen Wettbewerb unter ihnen, um dem eigenen Kind einen Vorsprung oder einen he-

rausragenden Platz in der Leistungsbewertung zu verschaffen. Dies beginnt nicht erst 

mit dem Ringen um die Gymnasialempfehlung, welche oft durch privaten Nachhilfeun-

terricht erreicht werden soll, sondern schon mit frühzeitig eingekauften Bildungsange-

boten wie z.B. musikalischen, sportlichen oder sprachlichen Förderkursen. (vgl. Henry-

Huthmacher 2008, S.12-16; Merkle/Wippermann 2008, S.32-35 u.54f.; Wild/Lorenz 

2010, S. 33-40; s.u.). Auch die Ergebnisse von Pohlmann-Rother u.a. (2011), die bei 

Eltern mit höherem Bildungsniveau einen Trend zur früheren Einschulung ihrer Kinder 

feststellen, könnten in dieser Richtung interpretiert werden (vgl. a.a.O., S.64).  

Ob man die zunehmende Bereitschaft der Eltern zur Förderung ihrer Kinder als deren 

Vorteil im Vergleich zu früheren Generationen, oder als ein Zeichen der Verunsiche-

rung und Angespanntheit der Eltern deutet ï im Hinblick auf das Transitionsgeschehen 

liegt ihnen daran, ihren Kindern einen guten Start zu verschaffen. Dennoch formuliert 

der niedersªchsische Orientierungsplan f¿r Bildung und Erziehung: ĂWenn sich die 

Erziehungspartnerschaft erfolgreich gestalten soll, müssen auch die Eltern sich auf den 

Dialog mit den Fachkräften einlassen und die eigene Verantwortung für die Bildungs-

begleitung ihres Kindes wahrnehmenñ (MK 2005b, S.44). Auch Wenzel (2009) spricht 

die erforderliche Bereitschaft der Eltern an, wenn eine Erziehungs- und Bildungspart-

nerschaft gelingen soll (a.a.O., S.139). Die hier anklingende Vermutung von Passivität 

bzw. Resistenz beschreibt die ehemalige Vorsitzende des Bundeselternrates bei der 

ersten Elternuniversitªt in Oldenburg: ĂEltern werden als beratungsresistent abqualifi-

ziert, nur weil zwischen Schule und Elternhaus eine Sprachlosigkeit herrscht, die die 

āprofessionelleó Schule nicht durchbrechen kannñ (Hendricks 2004, S.17). 

Tatsächlich sehen sich viele Eltern in der Pflicht, die Bildungskarrieren ihrer Kinder 

frühzeitig mitzugestalten, und übernehmen große Verantwortung für den Schulerfolg. 

Dies geschieht jedoch oft in der Zerreißprobe zwischen dem Wunsch nach Eingebun-

den-Sein einerseits und der Bef¿rchtung, zum āHilfslehreró zu werden andererseits: 

Viele empfinden eine zunehmende Aufgabenlast, die ihnen von der Schule übertragen 
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wird (vgl. Beelmann 2006, S.180; Busch/Scholz 2002, S.270; Henry-Huthmacher 2008, 

S.22; Textor 2011, S.12; Wild/Lorenz 2010, S.144f.). So wurden in einer von dem Un-

ternehmen Jako-o (2010) in Auftrag gegebenen Studie 3000 Eltern zum deutschen 

Bildungssystem befragt: 99% der Eltern halten demnach die Schulbildung für den Le-

benserfolg für wichtig, 85% sogar für sehr wichtig. Auf die Frage, was für sie maßgeb-

lich zum Schulerfolg ihrer Kinder beiträgt, nannten 90% die Unterstützung der Eltern 

bei Schularbeiten. Insgesamt fühlen sich 94% der Eltern für die Schulleistungen ver-

antwortlich; fast 80% beschäftigen sich sehr oder eher intensiv mit der Schule, ein Drit-

tel erteilt selber Nachhilfe. Immerhin 20% fühlen sich mit der Situation überfordert, 12% 

meinen sogar zu versagen, bzw. keinen Zugang mehr zu ihren Kindern zu haben. Viele 

Eltern sind der Meinung, dass ihr Kind nur mit der Unterstützung durch sie oder durch 

Geschwister zurechtkommt: 38% der Eltern eines Kindergartenkindes und 40% der 

Grundschuleltern bejahen dies. Damit einher gehen Aussagen wie āunter Zeitdruck zu 

stehenó (55%), āauf berufliche Karriere zugunsten der Kinder verzichtet zu habenó (57% 

der M¿tter, 18% der Vªter) und āgroÇe finanzielle Belastung zu erlebenó (51%) (vgl. 

Schöppner 2011, S.21-33). 

Ähnliche Ergebnisse finden sich bei anderen Autoren. Wild und Lorenz (2010) zeigen, 

dass die von den Eltern empfundene Zuständigkeit für die schulische Unterstützung 

ihrer Kinder sehr stark ist (vgl. a.a.O., S.156f.). Beelmann (2006) berichtet von Ă(é) 

merklich gestiegenen Bildungsaspirationen der Elternñ (a.a.O., S.181): In seiner Unter-

suchung nannten 70% der Eltern von Kindergarten- und Grundschulkindern das Abitur 

als Bildungsziel (vgl. ebd.). Für 97% der von Merkle und Wippermann (2008) befragten 

Eltern ist der Schulabschluss ihrer Kinder f¿r sie persºnlich āeher wichtigó oder āsehr 

wichtigó (a.a.O., S.35).18 

Insbesondere die Mütter empfinden den Erwartungsanspruch anderer an ihre Beteili-

gung am Schulerfolg. Sie fühlen sich verantwortlich für die Anpassung an die erforder-

lichen Tagesstrukturen und die Erledigung der Hausaufgaben, bzw. das darüber hi-

nausgehende Lernen und Üben; sie halten auch überwiegend den Kontakt zu den Leh-

rern. Die intensive Betreuung der Hausaufgaben, die anfangs oft mit einem Ă(é) ¦ber-

erf¿llen der Anforderungen (é)ñ (Griebel/Niesel 2006, S.91) einhergeht, dient dabei 

der Darstellung guter Leistungsfähigkeit des Kindes. Dieses kann als Strategie zur Be-

wältigung eigener Unsicherheiten und Ängste interpretiert werden (vgl. Beelmann 

2006, S. 132 u.180; Griebel/ Niesel 2006, S.91; Niesel 2003, S.11; Niesel u.a. 2008, 

S.52-57).  

                                                           
18

 Eine ausführliche Darstellung von soziologischen und psychologischen Theorien, die sich mit elterli-
chen Bildungsentscheidungen vor dem Hintergrund von Wert-Erwartungs-Modellen besonders am 
Übergang zur Sekundarstufe befasst, findet sich bei BMBF/Maaz u.a. (2010). Vgl. dazu auch Loeber/ 
Scholz (2003). 
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Wie groß der Druck der Eltern hinsichtlich des Schulerfolgs ihrer Kinder ist, lässt sich 

ebenfalls an der Fülle der Rat gebenden Literatur erkennen, die kommerziell zu erwer-

ben ist19. Auch Elternkurse, die sie befähigen sollen, ihre Kinder in der Schule erfolg-

reich zu unterstützen, werden nachgefragt20 (vgl. Merkle/Wippermann 2008, S.32; 

Wild/Lorenz 2010, S.38). 

Schon die Vorbereitungen auf den Übergang dokumentieren das hohe Interesse von 

Eltern an einem erfolgreichen Start in der Schule. Beelmann (2006) fand bei zwei Drit-

teln der 60 befragten Eltern mindestens zwei unterschiedliche Formen der Schulvorbe-

reitung. Die häufigsten Maßnahmen sind Gespräche über die Transition (97%), das 

Üben des Schulweges (58%) und der Besuch der Schule (52%). Immerhin 20% geben 

an, mit ihren Kindern Übungen zum Lesen, Schreiben und Rechnen zu praktizieren 

(a.a.O., S.126). 

Viele Eltern zeigen sich verunsichert, was die Kompetenzen ihrer Kinder angeht und 

neigen dazu, den kognitiven Aspekten den Vorrang zu geben. Das führt nicht selten 

dazu, dass die Schulvorbereitung im Kindergarten kritisch hinterfragt und durch kom-

merziell erhªltliches āVorschulmaterialó, also B¿cher und Hefte mit Schreib- und Re-

chen-, bzw. Konzentrationsübungen, ergänzt wird. Dass sie in Untersuchungen neben 

der Konzentrationsfähigkeit vor allem soziale Kompetenzen als wesentliche Merkmale 

der Schulfähigkeit angeben, steht hierzu in Kontrast; dieser lässt sich evtl. erklären mit 

einer Verunsicherung, die durch fehlende Vorgaben und mangelnde Abstimmung be-

züglich der Schulvorbereitung zwischen den Institutionen entsteht (vgl. Kap. 3.5). Grie-

bel und Niesel stellen fest, dass Eltern ihre Kinder für schlechter vorbereitet hielten als 

Erzieherinnen und Lehrer. Je nachdem, wie eng der Kontakt zwischen Eltern und 

Fachkräften war, wichen auch die Beurteilungen der Fähigkeiten voneinander ab: Je 

besser der Kontakt, desto höher die Übereinstimmung in der Beurteilung. Der Grad der 

Übereinstimmung hatte wiederum einen positiven Einfluss auf die Erwartungen der 

Eltern bezüglich des Schulanfangs. Niesel u.a. konstatieren eine besonders ausgep-

rägte Offenheit der Eltern im Transitionsprozess für die Zusammenarbeit mit den Fach-

kräften (vgl. Griebel/Niesel 2002, S.70; Niesel 2003, S.10f.; Niesel u.a. 2008, S.62 

Pohlmann-Rother u.a. 2011, S.62-66;).  

In der Studie von Beelmann (2006) zeigen die Eltern auch nach Schulbeginn den deut-

lichen Wunsch, Kontakt zu den Lehrern zu halten und in das schulische Geschehen 

einbezogen zu werden. So führten sie in den ersten drei Monaten durchschnittlich vier 

Gespräche mit den Klassenlehrern, z.B. telefonisch oder bei Elternabenden, und zeig-

ten sich mit diesen allgemein zufrieden. Dennoch wünschten sich 19% noch mehr Zu-

                                                           
19

 z.B. Träbert, Detlef (2004): Starke Eltern ς erfolgreiche Schüler.  
20

 z.B. Timm, Adolf (2006): Die Gesetze des Schulerfolgs. Internet: http://www.elterntraining- 
    schulerfolg.de/index.html. 

http://www.elterntraining-/
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sammenarbeit und jeweils 17% mehr Elternabende und größeren Einfluss auf die 

Schule. Beelmann interpretiert dies und die Tatsache, dass sich 56% der Eltern mit 

den Gegebenheiten zufrieden zeigten, als Hinweis darauf, dass sich die Kooperation 

zwischen Elternhaus und Schule förderlich auf den Übergang auswirkt (vgl. a.a.O., 

S.131f. u.180).  

Hendricks (2004) formuliert:  

ĂEltern sind ein wichtiges Kapital f¿r die Schulen, auf das die Schulen eigentlich nicht 

verzichten können. Eltern sind Unterstützer, Kenner der Kinder, Begleiter und emotionale 

Schutzhaut. Sie sind Förderer der Kinder und Ansprechpartner der Schule, das Verhältnis 

sollte von gegenseitiger Anerkennung geprägt sein. Die Schule sollte die Eltern möglichst 

umfassend über Programme, Projekte, Lerninhalte, schulische Angebote, Fördermöglich-

keiten und Notengebung informieren. Sie sollte sich f¿r die Eltern ºffnenñ (a.a.O., S.21). 

Um dieses Kapital für die Kinder zu nutzen und zu sichern, ist die Entwicklung und 

Förderung früher und institutionsübergreifender Beziehungen sinnvoll. 

 

4.4 Zusammenfassung und Diskussion 

Eltern sind gefragt, wenn es um die Erziehung und Bildungsbiographie ihrer Kinder 

geht. Sie gelten als wichtigste Bezugspersonen und Unterstützer; ohne ihre Begleitung 

haben Kinder es schwer, sich in unserer Bildungs- und Leistungsgesellschaft einen 

zufriedenstellenden Platz zu sichern (vgl. Textor 2011). Dieser Anspruch macht vielen 

Eltern zu schaffen; sie fühlen sich unter Druck gesetzt, gestresst und verunsichert. 

Gleichzeitig sind sie Experten im Wissen über ihre Kinder: Sie begleiten und kennen 

sie von Anfang an. Dieses Wissen kann im Sinne einer umfassenden Förderung ein-

gesetzt werden, wenn es zwischen Eltern und Pädagogen zu einer vertrauensvollen 

Beziehung kommt. 

Eltern sind heute überwiegend an dem Schulerfolg ihrer Kinder interessiert und enga-

gieren sich daher in erheblichem Maße für dieses Ziel. In den Gesetzen und Richtlinien 

für den Bildungsbereich wird die Notwendigkeit einer engen Zusammenarbeit mit den 

Eltern anerkannt und gefordert. 

Das Konzept der Erziehungs- und Bildungspartnerschaft wird zunehmend als geeignet 

betrachtet, um die allgemeinen Forderungen zu konkretisieren. Noch fehlen dafür ver-

pflichtende Leitlinien; es gibt nur wenige anerkannte und evaluierte Programme21, an 

denen sich Eltern wie Fachkräfte orientieren können. Solche Programme müssen auch 

Vorschläge enthalten, wie weniger interessierte Eltern erreicht werden können. Dafür 

ist eine langfristige und gesicherte Unterstützung der Implementierung notwendig: Eine 

obligatorische Anwendung ist auf zeitliche bzw. finanzielle Ressourcen angewiesen, 

                                                           
21

 z.B. das Early-Excellence-Konzept des Pen Green Centres in Corby, England: www.pengreen.org, und   
    seine deutsche Modellübernahme: www.early-excellence.de.  

http://www.pengreen.org/
http://www.early-excellence.de/
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die nur durch den politischen Willen flächendeckend zur Verfügung gestellt werden 

können. 

Erziehungs- und Bildungspartnerschaft bedeutet Hilfestellung und Entlastung sowohl 

für bildungsinteressierte als auch für fernstehende und skeptische Eltern. Das Interes-

se am Kind und am Expertentum aller Eltern signalisiert den Willen, die bestmögliche 

Entwicklungsbegleitung bereitzustellen. In einer gelingenden Erziehungs- und Bil-

dungspartnerschaft mit der entsprechenden offenen Haltung und dem Willen zu ge-

genseitigem Respekt wird es eher möglich sein, die Aufgabenbereiche sowohl der 

Fachkräfte als auch der Eltern zu diskutieren und abzustecken. Durch Transparenz ï 

z.B. im Austausch über Entwicklungsverläufe und Förderungsbedarfe gerade im Hinb-

lick auf den Schulbeginn ï  und eine enge Vernetzung mit Kooperationspartnern kann 

den Eltern, aber auch den Pädagogen geholfen werden, dem Gefühl der Überforde-

rung auf beiden Seiten vorzubeugen. Beginnt die Partnerschaft bereits im vorschuli-

schen Sektor, ist es allen Beteiligten möglich, die Entwicklung des Kindes langfristig zu 

begleiten. Dies gilt auch für die Einschulungsuntersuchungen. Diese werden durch das 

zuständige Gesundheitsamt, also durch einen fremden Arzt, durchgeführt und gleichen 

eher einer Prüfungssituation für Eltern und Kind. Eine vertraute und vertrauensvolle 

Atmosphäre, in der die Eltern bereit sind, über mögliche Entwicklungsauffälligkeiten 

oder Defizite zu sprechen, ist daher nicht selbstverständlich gegeben. Ein früheres 

Kennenlernen der Ärzte durch eine Zusammenarbeit mit dem Kindergarten könnte hel-

fen, diese Hemmschwelle abzubauen. Eltern sind grundsätzlich nicht dazu verpflichtet, 

die Ergebnisse der Einschulungsuntersuchung an die Einrichtungen weiterzugeben. 

Steht aber das Kind im Mittelpunkt einer konstruktiven, von gegenseitiger Wertschät-

zung geprägten Zusammenarbeit, wird es ihnen nicht schwerfallen, über den Entwick-

lungsstand Auskunft zu geben, um daraus die besten Fördermöglichkeiten abzuleiten. 

Zentrum aller Diskussionen muss das Kind sein und nicht die Kompetenzstreitigkeiten 

zwischen den Erwachsenen. Die wichtigste Voraussetzung daf¿r ist der āpositive Blickó, 

der sich an Respekt, an den vorhandenen Ressourcen und Stärken und nicht an Defi-

ziten orientiert, und der den guten Willen des Anderen voraussetzt. Wenn Eltern ihr 

Kind und sich selbst in ihrer Persönlichkeit und ihrem Bemühen, aber auch in ihren 

Beobachtungen und ihrem Wissen vom Kind ernst genommen und wertgeschätzt füh-

len, können sie die Einschätzungen und Anregungen der Fachkräfte als wertvolle und 

entlastende Hilfestellung annehmen (vgl. Hendricks 2004, S.19; Roth 2010, S.25-30). 

In der sensiblen Zeit des Übergangs kann die Offenheit der Eltern genutzt werden, um 

die Basis für eine vertrauensvolle Zusammenarbeit mit der Grundschule zu legen. Sind 

nicht nur die Kinder, sondern auch die Eltern in der Schule angekommen, wird es für 

alle Beteiligten einfacher, eine Erziehungs- und Bildungspartnerschaft aufzubauen, 

bzw. weiter zu gestalten, das gegenseitige Interesse und Engagement aufrechtzuerhal-
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ten und damit gute Förderbedingungen für das Kind zu schaffen (vgl. Niesel u.a. 2008, 

S.62f.). 

Fachkräfte dürfen nicht unterschätzen, dass Eltern auch ihre eigenen Schulerfahrun-

gen mitbringen. Diese können eine Haltung prägen, die es dem Kind leichter oder 

schwerer macht, sich dem neuen Lebensabschnitt zu öffnen. Aber auch bei den Erzie-

herinnen und Lehrern sind eigene, evtl. unausgesprochene Erinnerungen vorhanden, 

die das Verhalten gegenüber Kindern und Eltern beeinflussen können. Reflexion und 

Kommunikation, gerade mit anderen Transitionsbeteiligten, schaffen die Möglichkeit, 

sich selbst darüber bewusst zu werden und die eigene Haltung zu überprüfen (vgl. 

Roth 2010, S.198-200). 

In einer Erziehungs- und Bildungspartnerschaft kann die im Transitionsansatz be-

schriebene gemeinsame Bewältigung des Übergangs miteinander durchlebt und ge-

staltet werden. Voraussetzung dafür ist eine Kooperation von Anfang an ï d.h. schon 

im Kindergarten, respektive in der Übergangszeit. Dazu gehört auch die Notwendigkeit 

eines Austauschs zwischen Kindergªrten und Schulen ¿ber ihre jeweils eigene ĂSchul-

fªhigkeitsphilosophieñ (Kammermeyer 2001, S.103), sowie ¿ber die von ihnen erwarte-

ten und bereitgestellten Vorbereitungs- und Unterstützungsleistungen. Sie müssen den 

Eltern frühzeitig transparent gemacht und gemeinsam mit ihrem Expertenwissen um-

gesetzt werden (vgl. dies. 2008, S.328f.). Wenn Eltern wissen, was von ihrem Kind und 

von ihnen erwartet wird, können sie konkret handeln und erfahren gleichzeitig eine 

Entlastung von dem Anspruch, allein für die Schaffung bestmöglicher Schulvorausset-

zungen verantwortlich zu sein. Wenn sie sich als gleichwertige Partner wertgeschätzt 

fühlen, können sie ihre eigenen Erwartungen und Vorstellungen präsentieren.  

Dass eine solche Kooperation politisch gewünscht wird, und wie sie zustande kommen 

kann, zeigt das folgende Kapitel. 
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        Überall bereitet das Vorhergehende den Boden und legt den Grund für das  

                       Folgendeé Daher ist klar: Wenn die Grundmauern nicht gut gelegt sind, 

                                   kann das darauf errichtete Gebäude nicht sicher und fest stehen. 

                                                                                                       Johann Amos Comenius 

      

5.     Das Modellprojekt ĂDas letzte Kindergartenjahr als  

        Brückenjahr zur Grundschuleñ in Niedersachsen 

         

Die Bedeutung des Transitionsprozesses vom Kindergarten in die Grundschule ist den 

politisch Verantwortlichen sehr bewusst. In einem gemeinsamen Beschluss der Ju-

gend- und Familienkonferenz sowie der Kultusministerkonferenz (2009) wird betont, 

dass sie Ă(é) in einem positiv gestalteten Übergang zwischen den Bildungssystemen 

einen zentralen Beitrag f¿r ein gelingendes Aufwachsenñ sehen (a.a.O., S.2). Ein 

Übergang wird danach für positiv gehalten, wenn Kinder sich als kompetent erleben, 

und zwar in Bezug auf ihr Lernen, ihr Leistungs-Selbstkonzept und die soziale Integra-

tion in ihr Lernumfeld. Um dieses Ziel zu erreichen, wurden von den Ländern in den 

letzten Jahren Maßnahmen getroffen, die besonders auf eine verstärkte Kooperation 

der Kindergärten und Grundschulen und eine Anschlussfähigkeit der pädagogischen 

Konzepte und Bildungsinhalte ausgerichtet sind. Darauf aufbauend enthält der Be-

schluss gemeinsame Grundsätze sowie Handlungsempfehlungen zur Gestaltung des 

Prozesses, die die umfassende Perspektive des Transitionsmodells aufgreifen. Neben 

der Unterstützung der Kinder als aktive Lerner und Übergänger werden hier auch die 

Zusammenarbeit mit den Eltern und die Kooperation der öffentlichen Bildungsinstitutio-

nen als wesentliche Elemente erachtet. In Bezug auf die Kinder bedeutet das 

¶ ĂDie Orientierung am einzelnen Kind, d.h. an seinen individuellen Ressourcen und 

Hintergr¿nden (é)ñ (a.a.O., S.4) bzw. Ă(é) an der Bildungsbiographie des einzel-

nen Kindes (é)ñ (a.a.O., S.5) 

¶ ĂStªrkung des Selbstvertrauens der Kinder und Wertschätzung ihrer jeweiligen 

speziellen Fähigkeiten (é)ñ (ebd.) 

¶ ĂSoziale Integration der Kinder und Vermittlung einer positiven Haltung in der Rolle 

als zuk¿nftige Sch¿lerin/Sch¿lerñ (ebd.) 

¶ ĂUnterst¿tzung und Fºrderung der Kinder in ihrer individuellen Lebenssituation und 

bei der Bewªltigung mºglicher Konflikteñ (ebd.) 

¶ ĂAltersgemªÇe und individuelle Betrachtung und Begleitung des Entwicklungs- und 

Bildungsprozesses eines jeden Kindes. Nicht die Institutionen mit ihren Zielen und 

Bedingungen stehen im Mittelpunkt, sondern der Blick auf das Kind mit seinen Be-

d¿rfnissen und Alltagserfahrungenñ (a.a.O., S.6). 
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Für die Zusammenarbeit mit den Eltern soll eine Erziehungs- und Bildungspartner-

schaft gelten, in der sie als gleichwertige Akteure anerkannt und als Mit-Übergänger 

begleitet werden (vgl. a.a.O., S.4f.). 

Die Kooperationsmaßnahmen der Institutionen richten sich auf 

¶ ĂGegenseitiges Kennenlernen und Wertschªtzen der professionell tªtigen Akteure 

beider Systeme, insbesondere durch gemeinsame Praxiserfahrungenñ (a.a.O., S.6) 

¶ ĂAbstimmung der jeweiligen fr¿hpªdagogischen und schulischen Bildungskonzepte 

auf lokaler Ebene (é)ñ (ebd.) 

¶ ĂHerstellung von Verbindlichkeit durch konkrete Kooperationsvereinbarungen zwi-

schen beiden Systemen vor Ort unter Berücksichtigung des organisatorischen 

Rahmens, der Methoden und Inhalte, der Planung und Umsetzung der Elternarbeit 

und gemeinsamer Fortbildungen der Fachkrªfteñ (ebd.) 

¶ ĂAufbau und Sicherung der Kooperationsprozesse durch Expertinnen und Experten 

und durch ein unterstützendes Coaching (Prozessbegleitung)ñ (ebd.). 

Der Ă(é) Einbezug aller an der Erziehungs- und Bildungspartnerschaft beteiligten Per-

sonen und Institutionen (é)ñ (ebd.) bezieht sich auch auf die Kommunikation und Wei-

tergabe von Informationen und Daten, die für die Dokumentation des Bildungsprozes-

ses und für die individuelle Förderung der Kinder von Bedeutung sind. Die Bundeslän-

der werden aufgefordert, alle Maßnahmen und Zielsetzungen in verbindlicher Form 

festzuschreiben, und zwar Ă(é) durch Rechtssetzung oder Vereinbarung (é)ñ (ebd.), 

sowie Unterstützung bei der Umsetzung zu bieten (vgl. a.a.O., S.1-6). 

In den letzten Jahren sind in vielen Bundesländern Projekte initiiert worden, die das 

Transitionsgeschehen untersuchen und begleiten wollen22. Am Beispiel Niedersachsen 

soll nun die Ausgestaltung einer solchen Unterstützungsleistung dargestellt werden. 

 

     5.1 Konzeption und Zielsetzung des Modellprojekts āBrückenjahró 

Mit dem Schuljahr 2007/2008 startete das Land Niedersachsen ein Modellprojekt unter 

dem Titel ĂDas letzte Kindergartenjahr als Br¿ckenjahr zur Grundschuleñ. Der damalige 

Kultusminister Busemann schrieb in seinem Vorwort zum offiziellen Flyer:  

ĂDer ¦bergang vom Kindergarten in die Grundschule stellt f¿r alle Kinder ein Lebens-

ereignis mit besonderen Herausforderungen dar. Aber nicht nur die Kinder sondern auch 

ihre Familien haben diesen Übergang zu bewältigen. Als Eltern von Schulkindern werden 

sie mit ganz neuen Aufgaben konfrontiertñ (MK 2007a, S.2).  

Das Ziel des āBr¿ckenjahresó soll es sein, Ă(é) die Anschlussfªhigkeit von Kindergarten 

und Schule bezogen auf den Bildungsverlauf der Kinder zu verbessernñ (ebd.). Dabei 

                                                           
22

 z.B. Verbundprojekt TransKiGs - Stärkung der Bildungs- und Erziehungsqualität in   
    Kindertageseinrichtungen und Grundschule - Gestaltung des Übergangs. Internet: www.transkigs.de. 

http://www.transkigs.de/
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wird festgelegt, dass Ă(é) Kindergarten und Schule [é] ein gemeinsames Bildungsver-

ständnis entwickeln [werden]ñ (ebd.).  

Hierzu wurde ein Programm aufgelegt, das zusätzliche Stunden für Erzieherinnen und 

Lehrer finanziert, damit die Kooperation zwischen den Einrichtungen und mit den Eltern 

gefördert und verstärkt werden kann; für jeweils eine Erzieherin bzw. einen Lehrer, als 

āBr¿ckenjahró-Beauftragte jeder teilnehmenden Einrichtung, wurden zwei Wochenstun-

den extra vergütet (vgl. MK 2007b). Die Projekte waren auf jeweils zwei Jahre und in-

sgesamt zwei Durchläufe begrenzt, so dass die Modellprojekt-Phase mit dem Ende 

des Schuljahres 2010/2011 abgeschlossen wurde. Um die Verstetigung der gewonne-

nen Strukturen auch anschließend zu gewährleisten, wurde das Gesamtprojekt zu-

nächst bis Mitte 2012 verlängert (vgl. MK 2011a).  

Grundlage für die Kooperation der Institutionen sind die bereits erwähnten Gesetze 

und Beschl¿sse (vgl. NSchG 1998; MK 2004; Kap. 2.4.4), ebenso wie die im ĂGesetz 

über Tageseinrichtungen für Kinder ï KiTaGñ (Land Niedersachsen 2002, vgl. Ä3 (5)) 

festgeschriebenen Bestimmungen zur Zusammenarbeit von Kindergarten und Grund-

schule. Im Erlass ĂDie Arbeit in der Grundschuleñ (MK 2004) heiÇt es, dass sich diese 

Zusammenarbeit unter anderem auf Ăgegenseitige Informationen und Abstimmung 

¿ber Ziele, Aufgaben, Arbeitsweisen und Organisationsformen der jeweiligen Bereicheñ 

sowie auf ĂVerstªndigung ¿ber elementare Kenntnisse, Fªhigkeiten und Fertigkeiten, 

die eine Grundlage f¿r die Arbeit in der Grundschule darstellenñ (a.a.O., S.4f.), bezieht. 

Desweiteren soll es einen ĂregelmªÇigen Austausch ¿ber Fragen im Zusammenhang 

mit dem ¦bergang vom Kindergarten in die Grundschuleñ (ebd.), Hospitationen, ge-

meinsame Veranstaltungen, Fortbildungen und gegenseitige Besuche geben (vgl. 

ebd.). 

 Eine weitere Grundlage ist die im niedersªchsischen ĂOrientierungsplan f¿r Bildung 

und Erziehungñ (MK 2005b) geforderte Zusammenarbeit mit den Eltern: ĂNotwendig ist 

die Übereinkunft zwischen Kindertagesstätte und Grundschule, dass Eltern selbstver-

ständlich einbezogen werden müssen. Gegenseitige Wertschätzung sowie grundle-

gende gemeinsame Positionen und Leitvorstellungen, die im Kontakt mit den Eltern 

realisiert werden, sind f¿r die Elternarbeit unerlªsslichñ (a.a.O., S.47; vgl. S.43f.).  

Eine Steuergruppe aus Fachkräften des Kultusministeriums koordiniert das Projekt. Sie 

steht in Verbindung mit den Vertretern der vorschulischen Institutionen, also den Trä-

gern der Einrichtungen und dem Jugendamt und organisierte gleich zu Beginn die Bil-

dung von Beratungsteams; diese bestehen aus jeweils einer Vertretung der Kindergär-

ten und einer der Grundschulen auf regionaler Ebene, so dass die einzelnen Modell-

projekte Ansprechpartner in der Nähe haben. Die Beratungsteams bilden die Verbin-

dung zur Projektleitung, sind für Information und Hilfestellung zuständig und organisie-
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ren die regionalen Begleitveranstaltungen sowie gemeinsame Fortbildungen. Wissen-

schaftlich begleitet und evaluiert wird das Projekt von der Universität Hildesheim. 

Für ein Modellprojekt bewerben konnte sich jeweils eine Grundschule mit ein bis drei 

Kindergärten ihres Einzugsbereichs. Für die zweijährige Projektphase gab es folgende 

Aufgabenstellung, wobei explizit darauf hingewiesen wurde, dass Schwerpunkte ge-

setzt werden sollten und nicht die gesamte Liste gleichermaßen bearbeitet werden 

musste: 

1. Weiterentwicklung der Kooperation durch gemeinsame Arbeitstreffen von Lehrern 

und Erzieherinnen; Entwicklung eines gemeinsamen Bildungsverständnisses; das 

gemeinsam erarbeitete Kooperationskonzept und seine Umsetzung soll mittels ei-

ner Kooperationsvereinbarung oder eines Kooperationskalenders für die Zeit nach 

dem Projekt fortgesetzt werden. 

2. Die pädagogische Arbeit mit den Kindern soll durch ein gemeinsam bestimmtes 

Beobachtungsverfahren koordiniert und ihr Entwicklungsstand festgestellt werden; 

auch die Fördermaßnahmen für die Vorschulkinder und die sonstige Gestaltung 

des Übergangs sollen abgestimmt werden. 

3. Die Eltern sollen in Einzelgesprächen von Erzieherinnen und Lehrern gemeinsam 

über den Entwicklungsstand ihrer Kinder, über geplante Fördermaßnahmen und 

allgemein über das Übergangsgeschehen informiert werden; Ideen für die weitere 

Elternarbeit sollen entwickelt werden. 

4. Gemeinsame Fortbildungen sollen geplant und durchgeführt werden. 

5. Die Evaluation soll zum einen selbstständig und zum anderen durch die Teilnahme 

an den offiziellen Maßnahmen geschehen. 

6. Die gewonnenen Erfahrungen sollen den umliegenden Schulen und Kindergärten 

sowie den offiziellen Stellen des Projektes (Beratungsteams, vorgesetzte Dienste, 

Projektkoordinatoren) mitgeteilt werden (vgl. MK 2009, 1.1 und 1.2). 

 

Die erwünschte Anschlussfähigkeit der Bildungsverläufe setzt voraus, dass die Institu-

tionen Kindergarten und Grundschule sich um ein gemeinsames Bildungsverständnis 

bem¿hen. Daf¿r sollen die einzelnen Modellprojekte beraten, Ă(é) wie die im Eltern-

haus begonnenen Bildungsprozesse in der Kindertagesstätte und nachfolgend in der 

Grundschule ohne institutionelle Brüche und in enger Partnerschaft aller Beteiligten 

fortgef¿hrt werden kºnnenñ (MK 2009, 2.1, S.1). Dies kann nur geschehen, wenn sich 

die Fachkräfte in einen professionellen Verständigungsprozess begeben, in dem die 

ganzheitlich orientierten Bildungsziele des Kindergartens ebenso eine Rolle spielen wie 

die ausdifferenzierten Lernbereiche der Grundschule. Grundlage dafür sind der nieder-

sächsische Orientierungsplan für Kindertageseinrichtungen und der Erlass des Kul-
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tusministeriums ĂDie Arbeit in der Grundschuleñ. F¿r diesen Verstªndigungsprozess 

gibt es drei Ausgangspunkte: 

¶ Das Kind steht im Mittelpunkt aller Überlegungen und Entwicklungen. Es wird als 

aktiver und kreativer, sein Wissen selbst und in der sozialen Auseinandersetzung 

konstruierender Lerner anerkannt. Seine Kompetenzen, sein Wunsch nach Auto-

nomie und seine Einzigartigkeit müssen beachtet und individuell begleitet werden. 

¶ Das Bildungsverständnis der Pädagogen ist nicht nur institutionell geprägt, sondern 

wird auch durch ihre persönlichen Bildungserfahrungen, den eigenen kulturellen 

und gesellschaftlichen Hintergrund und das subjektive Menschenbild beeinflusst. 

Erst das Bewusstsein dieser Aspekte kann zu einem professionellen Austausch mit 

anderen Fachkräften sowie zu einer offenen und wertschätzenden Haltung gege-

nüber den Kindern und ihren Eltern führen. 

¶ Der auf dieser Basis entstehende Verständigungsprozess ist Ausgangspunkt für die 

Entwicklung und Gestaltung von gemeinsamen Bildungszielen und ihre Umsetzung 

im jeweiligen Alltag der Institutionen. Wichtige Komponenten diesbezüglich sind die 

Beziehungen zu den Kindern und ihren Eltern, von denen eine fördernde und moti-

vierende Wirkung ausgehen kann; ebenso eine Offenheit gegenüber der Individuali-

tät der kindlichen Bildungsprozesse ï auch in Bezug auf die Beobachtung und Do-

kumentation ï und die Bereitschaft, auf die Lerninteressen der Kinder einzugehen, 

sich selbst als dauerhaft Lernender zu verstehen und eine aktive Haltung gegenü-

ber den Bildungsprozessen der Kinder einzunehmen (vgl. MK 2009, 2.1, S.1-6).23 

In den Orientierungslinien zum āBr¿ckenjahró (vgl. Kap. 5.2.1) wird auÇerdem darauf 

hingewiesen, dass in den Entwicklungsprozess Ă(é) die regionalen Besonderheiten, 

die Orientierung der jeweiligen Trªger und Institutionen (é)ñ (MK 2008, S.4) mit ein- 

fließen sollen. 

An diesen theoretischen Vorgaben wird deutlich, dass das Bildungsverständnis als 

gemeinsames Konstrukt einer lokal begrenzten und kooperierenden Gruppe von Fach-

kräften definiert wird.  

Um Mindeststandards f¿r den ¦bergang festzulegen und die Ergebnisse des āBr¿cken-

jahresó nachhaltig zu stabilisieren, sollen ¿ber die ºrtlichen Kooperationen hinaus auch 

auf regionaler Ebene Konzepte erarbeitet werden, die die Strukturen der Zusammen-

arbeit darlegen und die inhaltlichen Schwerpunkte vorstellen. Für alle beteiligten Ein-

richtungen gibt es einen āBr¿ckenjahr-Ordneró, in dem wesentliche Informationen, Ar-

beitshilfen und Aufsätze über theoretische Ansätze, bzw. den aktuellen Forschungs-

stand gesammelt werden (vgl. MK 2009, 3.1 und 4). 

                                                           
23

 Vgl. dazu: Speck-Hamdan, Angelika (2007): Eine gemeinsame Bildungsphilosophie für den  
    Elementar- und Primarbereich? 
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Obwohl die enge Zusammenarbeit aller Beteiligten in Bezug auf einen kontinuierlichen 

Bildungsprozess der Kinder gefordert wird, ist die Partizipation der Eltern am Entwick-

lungsprozess des gemeinsamen Bildungsverständnisses nicht explizit festgehalten. 

Dennoch wird die Zusammenarbeit mit ihnen als wichtiger Bestandteil des āBr¿ckenjah-

resó im Transitionsgeschehen bzw. in der kooperierenden Gestaltung des ¦bergangs 

postuliert. 

 

     5.2 Elternmitwirkung im āBr¿ckenjahró 

Die unter 5.1 genannten rechtlichen Grundlagen f¿r die Arbeit im āBr¿ckenjahró beinhal-

ten die Abstimmung und Zusammenarbeit der Kindergärten und Grundschulen mit den 

Erziehungsberechtigten (vgl. NSchG §6 (1); MK 2005b, S. 43f. u.47). Im theoretischen 

Ansatz für die Entwicklung eines gemeinsamen Bildungsverständnisses heißt es au-

ßerdem: 

ĂPªdagogen und Eltern m¿ssen sich gegenseitig als Experten f¿r das Kind wahrnehmen 

und einen gemeinsamen Blick auf das Kind, seine Kompetenzen und Ressourcen entwi-

ckeln. Gleichzeitig können Pädagogen die Handlungskompetenz von Eltern stärken ï 

auch in kritischen Übergangsphasen wie dem Wechsel vom Kindergarten in die Grund-

schuleñ (MK 2009, 2.1, S.4). 

Hier wird ï ohne konkrete Artikulation des Begriffes ï auf das oben dargestellte Kon-

zept der Bildungs- und Erziehungspartnerschaft Bezug genommen. Maßgeblich für die 

fortlaufende Bildungsbegleitung eines Kindes soll die Ă(é) professionelle, das heiÇt 

selbstreflexive Beziehungsgestaltung zwischen erwachsener Fachkraft, dem Kind und 

seinen Eltern seinñ (ebd.). Sie geschieht auf der Basis von Wertschªtzung und Res-

sourcenorientierung: Das Kind als individuelle Persönlichkeit mit den ihm eigenen Vor-

aussetzungen, Kenntnissen, Fähigkeiten und Erfahrungen und damit auch seiner spe-

ziellen Bildungsbiographie und seinem familiären Umfeld  ist der Ursprung und Ank-

nüpfungspunkt für den gemeinsam gestalteten Transitionsprozess. Diese auf die indi-

viduelle Person statt auf eine allgemein definierte Übergangssituation bezogene Vor-

gehensweise kann nur mit einer Ă(é) hohen Sensibilitªt und Empathie f¿r die indivi-

duelle Entwicklung eines Kindes (é)ñ (a.a.O., S.5) gelingen. Unerlªsslich ist daf¿r der 

Austausch mit den Eltern und ihre Einbeziehung in den Handlungsablauf (vgl. a.a.O., 

S.4f.).  

Wie werden die theoretischen Grundlagen nun im āBr¿ckenjahró konkretisiert? Dazu 

wurden vorab sogenannte Orientierungslinien für die Modellprojekte erstellt. 

 

     5.2.1 Handlungsanleitung in den Orientierungslinien f¿r das āBr¿ckenjahró  

Die Orientierungslinien für die Arbeit der Modellprojekte entstanden durch die Entwick-

lung von gemeinsamen Leitvorstellungen der Projektbeteiligten vom Nds. Kultusminis-
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terium, von der wissenschaftlichen Begleitung der Universität Hildesheim und den Be-

ratungsteams in den Regionen. Über allgemeine Zielsetzungen hinaus sollten sie hel-

fen, die gegenwärtige Lage der Übergangsgestaltung zu analysieren und die Koopera-

tionsideen in der alltäglichen Zusammenarbeit sowohl zwischen den Kindergärten und 

Grundschulen als auch zwischen den einzelnen Modellprojekten und den Beratungs-

teams umzusetzen. Um diese Umsetzung zu gewährleisten, wurden Elemente der 

ĂProzessgestaltungñ (MK 2008, S.3) benannt und mit Hilfe von ĂReflexionsfragenñ 

(ebd.) überprüfbar gemacht.  

Die acht Orientierungslinien befassen sich mit den Themen 

1. Entwicklung eines gemeinsamen Bildungsverständnisses 

2. Situationsanalyse 

3. Allgemeine Rahmenbedingungen für die Zusammenarbeit 

4. Pädagogische Konzeption der Übergangsgestaltung 

5. Beobachten und Dokumentieren 

6. Angebote der Übergangsgestaltung für Kinder 

7. Erziehungspartnerschaft mit den Eltern 

8. Gemeinsame Fortbildung (vgl. MK 2008, S.2f.). 

 

Unter der ¦berschrift ĂErziehungs- und Bildungspartnerschaft mit den Elternñ (a.a.O., 

S.31) findet sich die folgende Orientierungslinie: 

ĂTageseinrichtungen f¿r Kinder, Grundschulen und Elternhaus verstehen sich als Orte 

der Bildung, Erziehung und Betreuung und gestalten gemeinsam den förderlichen Le-

bensraum für Kinder. Die Verantwortung für einen gelungenen Übergang von der Tages-

einrichtung für Kinder in die Grundschule tragen alle Beteiligten gemeinsam. 

Eltern (Erziehungsberechtigte) sind kontinuierliche Begleiter ihres Kindes. Tageseinrich-

tungen f¿r Kinder und Grundschulen begleiten und unterst¿tzen sie dabeiñ (ebd.).       

 

Die Umsetzung dieser Zielvorstellung kann mithilfe verschiedener Faktoren gestaltet 

werden: 

 

Tab. 1: Bausteine der Zusammenarbeit mit Eltern im āBr¿ckenjahró 

Elemente der Erziehungs- und 

Bildungspartnerschaft 

Handlungsempfehlungen 

zur Umsetzung 

Eltern als Experten ihrer Kinder wer-

den an Maßnahmen beteiligt 

¶ Eltern brauchen Möglichkeiten, Fragen 

stellen zu können; diese müssen beant-

wortet werden 

¶ Eltern sollen an der Entwicklung des 

Transitionskonzeptes und der Angebote 

beteiligt werden 
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Elemente der Erziehungs- und 

Bildungspartnerschaft 

 

Handlungsempfehlungen 

zur Umsetzung 

Es existiert eine Kommunikation āauf 

Augenhºheó 

 

 

¶ Der Austausch zwischen Eltern und 

Fachkräften bezieht sich auf die Entwick-

lung des Kindes und auf die gegenseiti-

gen Erwartungen bezüglich des Über-

gangs; Eltern können eigene Unsicher-

heiten thematisieren 

¶ Der Austausch unter den Eltern wird 

durch entsprechende Angebote gefördert 

Es herrscht Transparenz bezüglich 

der pädagogischen Arbeit, der Koope-

rationspraxis, des entwickelten Bil-

dungsverständnisses und der ange-

wandten Beobachtungs- und Doku-

mentations-verfahren 

¶ Eltern werden informiert durch entspre-

chendes Material und durch andere 

Formen der Informationsweitergabe, 

z.B. Elternabende 

Eine partnerschaftliche Zusammenar-

beit zwischen Eltern und Fachkräften 

soll einen positiven, ressourcenorien-

tierten Blick auf das Kind entstehen 

lassen 

¶ Eltern erhalten Unterstützung in der Fra-

ge, wie sie ihr Kind im Übergang und in 

der Schule sinnvoll begleiten 

Individuelle Fördermöglichkeiten bzw.   

-bedarfe werden gemeinsam beraten 

¶ Spezielle Fragen von Eltern werden 

wahrgenommen und beantwortet 

¶ Eltern werden in die Auswahl und Ge-

staltung von Förderangeboten 

einbezogen 

 

Die Vorbereitung auf den Übergang 

wird durch entsprechende Angebote 

unterstützt 

¶ Die Übergangsbewältigung soll durch die 

Stärkung der elterlichen Erziehungs-

kompetenz gestärkt werden 

¶ Eltern sollen auf die anstehende Rollen-

veränderung vorbereitet werden 

¶ Veranstaltungen zum Transitions-

geschehen werden durchgeführt 

vgl. MK 2008, S.31f.; Zusammenstellung Kirsten Raudonat 

 

Diese Handlungsanleitungen entsprechen den Kriterien, die eine Erziehungs- und Bil-

dungspartnerschaft ausmachen. Den MaÇstab f¿r die Elternzusammenarbeit im āBrü-

ckenjahró bildet also ein Konzept, das wissenschaftlich aktuell anerkannt ist und den 

Bedürfnissen der Eltern gerecht wird. Gleichzeitig impliziert es die Mehrfach-Rolle der 

Eltern im Transitionsprozess sowohl was die Vorbereitung ihres Kindes als auch die 

eigene Bewältigung angeht. Damit wurde ein theoretischer Ansatz geschaffen, der die 

Bedeutung der Eltern in den Blick nimmt und durch die Projektförderung auch entspre-

chende Rahmenbedingungen schafft. 
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Die praktische Umsetzung der Elternmitwirkung war Aufgabe der einzelnen Modellpro-

jekte mit Unterstützung der regionalen Beratungsteams. Gegen Ende der ersten Pro-

jektphase (Mai bis Juli 2009) wurden 25 ausgewählte Projektgruppen in einer qualitati-

ven Erhebung in Form von Interviews zu den Rahmenbedingungen ihrer āBr¿ckenjahró-

Arbeit, zu ihren Maßnahmen und Planungen und zu ihren Zielsetzungen befragt. Als 

ein Ergebnis dieser Untersuchung stellte sich heraus, dass die Zusammenarbeit mit 

Eltern einen Schwerpunkt im óBr¿ckenjahró ausmacht, und dass sie sich durch das Pro-

jekt verändert. Eltern werden in Transitionsangebote einbezogen. Dabei wandelt sich 

ihre Sicht auf die diesbezügliche Arbeit der Pädagogen; aber auch die Eltern werden 

durch das āBr¿ckenjahró verändert (vgl. Manning-Chlechowitz/Sitter/Cloos 2010, S.13).  

Genauere Ergebnisse finden sich in der Auswertung der Abschlussberichte, die alle 

Projektgruppen nach dem ersten Durchlauf verfassten. In ihnen stellen sie ihre Arbeit 

dar und beantworten einen Fragebogen zur Bewertung des Gesamterfolgs. Hinsichtlich 

der Elternbeteiligung sollte die Aussage ĂEltern werden als Bildungs- und Erziehungs-

partner eingebundenñ (MK 2010, S.11) bewertet werden. Von 251 teilnehmenden Mo-

dellprojekten geben 98 (39%) an, dass diese Aussage für sie voll zutrifft; für 119 

(47,5%) trifft sie eher und für 27 (11%) eher nicht zu. Eine Mehrheit hat sich demnach 

mit der Zusammenarbeit mit Eltern beschäftigt24.  

Bei der offenen Frage ĂWelche Bereiche waren Ihnen im Hinblick auf die Gestaltung 

anschlussfähiger Bildungsprozesse besonders wichtig und welche Maßnahmen haben 

Sie im Rahmen des Br¿ckenjahrs hierzu umgesetzt?ñ (a.a.O., S.16), werden 62mal 

Elternabende und 22mal Elterngespräche genannt; sechsmal gab es Aktionen mit El-

tern und zehnmal Flyer zum Thema. Dieser Trend bestätigt sich, wenn danach gefragt 

wird, welche Maßnahmen nach Beendigung des āBrückenjahresó beibehalten bzw. 

ausgebaut werden sollen: Für 48 Teams sind Elternabende wichtig, für zwölf Elternge-

spräche und für sieben Aktionen mit Eltern (vgl. a.a.O., S.16-19).  

Freiwillig eingereichte Anlagen zur Erziehungs- und Bildungspartnerschaft mit Eltern 

sind schwerpunktmäßig auf Information bezogen, wie z.B. Elternabende zu pädagogi-

schen Themen des Übergangs, Vorträge und Briefe. Daneben gibt es auch Elternge-

spräche und -fragebögen sowie Aktionen wie Feste, Cafés und Lernwerkstätten. Auch 

gemeinsame Fortbildungen sowie die Entwicklung von Fördermaßnahmen werden 

genannt (vgl. a.a.O., S.21). 

                                                           
24

 Vgl. z.B. die Kooperation zwischen der Oldenburger Grundschule Krusenbusch und den Einrichtungen    
     Ev. Kita Jona/Kita Villa Kunterbunt: http://nline.nibis.de/brueckenjahr/forum/upload/public/ 
     moderator/modellprojekt_brueckenjahr_ol.pdf. 
     

     

http://nline.nibis.de/brueckenjahr/forum/upload/public/
http://nline.nibis.de/brueckenjahr/forum/upload/public/moderator/modellprojekt_brueckenjahr_ol.pdf
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Diese Angaben stammen von den Projektmitarbeitern aus den beteiligten Kindergärten 

und Schulen. Wie Eltern das āBr¿ckenjahró erlebten und welche Konsequenzen daraus 

folgten, wird im Anschluss dargestellt. 

 

     5.2.2 Elternbefragung zu den Erfahrungen im āBr¿ckenjahró 

Teil der wissenschaftlichen Evaluation ist eine Elternbefragung, die von Erziehungs-

wissenschaftlern der Universität Hildesheim Anfang des Jahres 2010 durchgeführt 

wurde. Befragt wurden über 400 Eltern, deren Kinder das letzte Kindergartenjahr in 

einer Modellprojekt-Einrichtung verbracht hatten und deren Einschulung in eine koope-

rierende Grundschule ein halbes Jahr zurücklag. Die Fragen umfassen die Zufrieden-

heit und die Bewertung der Eltern hinsichtlich der Angebote und Aktionen im āBr¿cken-

jahró, getrennt nach den Institutionen Kindergarten und Grundschule, ihre Informiertheit 

darüber und ihre Wünsche in Bezug auf den Übergang. 

Zufrieden sind 60% der Eltern mit den generellen Informationen ¿ber das āBr¿cken-

jahró-Projekt, 30% fühlen sich mittelmäßig, 10% schlecht oder sehr schlecht informiert. 

In der differenzierteren Fragestellung nach der Zufriedenheit der Eltern zeigt sich noch 

eine andere Diskrepanz: Während 73% angeben, gut bis sehr gut über die Aktivitäten 

des Kindergartens zur Übergangsgestaltung informiert zu sein, können das für die 

Grundschule nur 60% befürworten. Die Informationen über die Zusammenarbeit der 

Institutionen bewerten 74% als mindestens gut. 

Zufriedenstellende Informationen seitens des Kindergartens über die Entwicklung ihres 

Kindes nennen 84% der Eltern. Nur 7% geben an, dass es in ihrem Kindergarten keine 

gezielten Gespräche zu diesem Thema gab. Auch für die beteiligten Grundschulen 

berichten 68%, ein Einschulungsgespräch zum Entwicklungsstand des Kindes geführt 

zu haben. Die überwiegende Mehrheit zeigt sich mit diesen Gesprächen zufrieden. 

Erstaunlich ist die hohe Zahl derer, die im Kindergarten ï obwohl Teil eines Modellpro-

jekts ï keine Elternabende (24%), spontane (26%) oder gezielte (36%) Gesprächsan-

gebote zum Thema Übergang erlebten. Dort, wo es diese Angebote gab, bewerten die 

Eltern sie mehrheitlich als gut.  

Die Informationslage wird damit durchaus positiv bewertet. Viele Eltern (66%) wün-

schen sich aber vor allem für den Bereich der Grundschule noch frühere und gezieltere 

Auskünfte, die besser auf den Übergang vorbereiten, z.B. in Form von Informationsma-

terial. Die bereits vorhandenen Angebote nehmen sie als gut wahr. 

Auch die Aktivitäten, an denen die Kinder teilnehmen können, werden insgesamt als 

hilfreich erlebt. Besonders solchen, die gemeinsam von den Institutionen durchgeführt 

werden und dem Kennenlernen der neuen Lebenswelt Grundschule dienen, messen 

Eltern eine hohe Bedeutung zu: Sehr wichtig oder wichtig sind für sie Führungen durch 

die neue Schule (98%), ein Probeunterricht (87%) und Aktionen der Grundschule für 
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Kindergartenkinder (76%). Dies gilt insbesondere auch für das Kennenlernen der zu-

künftigen Klassenlehrer: Für 83% ist es wichtig oder sehr wichtig, dass sie ihre Kinder 

im Kindergarten besuchen; 63% würden diese Besuche gerne mit einer speziellen Ak-

tion zum Übergang verbunden sehen. 

In Bezug auf weitere vorbereitende Angebote für ihre Kinder bevorzugen Eltern dieje-

nigen, die im Bereich der Förderung von distalen Schulfähigkeitskriterien liegen.  

  

Abb. 4: Bedeutung der Angebote zur Stärkung von Schulfähigkeitskriterien 

 

Quelle: Mit freundlicher Genehmigung von Prof. Dr. Cloos; vgl. Sitter/Cloos 2011, S.15f. 

 

Die Stärkung des Sozialverhaltens, des Selbstbewusstseins, der Konzentration und der 

Selbstständigkeit werden von jeweils 97% der Befragten als wichtig oder sehr wichtig 

eingeschätzt und rangieren damit in der Bedeutung vor der Förderung der Sprachfä-

higkeiten (93%) und der Lernbereitschaft (91%). Bei konkreten Angeboten im mathe-

matischen und naturwissenschaftlichen Bereich sinkt die Zustimmung auf 82 bzw. 

73%. 

Dass die vorbereitenden Angebote einen Effekt auf die Bewältigung des Übergangs 

ihrer Kinder ausüben, trifft für die meisten Eltern voll oder eher zu, vor allem in Bezug 

auf sozial-emotionale Aspekte. 86% führen als Effekt die Angstfreiheit ihres Kindes an, 

84% die schnelle Eingewöhnung und 70% die schnelle Kontaktaufnahme zu anderen 

Kindern. Im Hinblick auf ihre eigene Bewältigung spüren 69% einen Effekt der bereit-

gestellten Angebote. Die Begleitung der Eltern durch die Institutionen wird allerdings 
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insgesamt schlechter eingeschätzt. Abbildung fünf zeigt, dass nur etwas über die   

Hälfte der Eltern damit zufrieden oder sehr zufrieden ist: 

 

Abb. 5: Zufriedenheit der Eltern mit der Begleitung im Übergang 

 

 Quelle: Mit freundlicher Genehmigung von Prof. Dr. Cloos; vgl. Sitter/Cloos 2011, S.20 

 

Während die Beurteilung der Institutionen hier ungefähr gleich ausfällt, wird die Grund- 

schule in der Zusammenarbeit mit den Eltern schlechter bewertet als der Kindergarten:  

 

 Abb. 6: Zufriedenheit der Eltern mit der Zusammenarbeit im āBr¿ckenjahró 

 

 Quelle: Mit freundlicher Genehmigung von Prof. Dr. Cloos; vgl. Sitter/Cloos 2011, S.20 

 

Zwar erhält die Zusammenarbeit der Institutionen untereinander eine Zustimmung von 

73% der Eltern; offensichtlich erfahren sie aber im Kindergarten mehr Kooperations-

möglichkeiten als in der Grundschule. 
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Noch weniger Zufriedenheit ist vorhanden bei den Möglichkeiten der eigenen Beteili-

gung im āBr¿ckenjahró: Lediglich 37% halten sich für sehr gut oder gut darüber infor-

miert. Mehr als die Hälfte (51%) konnte sich nicht an der Planung und Vorbereitung 

von übergangsgestaltenden Maßnahmen beteiligen. Noch gravierender fällt das Er-

gebnis bei den Grundschulen aus: 72% verneinen die Frage nach dem Vorhandensein 

eines solchen Angebotes. Insgesamt herrscht hier eine Unzufriedenheit der Eltern vor:  

 

 Abb. 7: Zufriedenheit der Eltern mit der eigenen Beteiligung an der Übergangsgestaltung 

 
Quelle: Sitter/Cloos 2011, S.21 
             

 
24% der Eltern sind weniger oder gar nicht zufrieden mit ihrer eigenen Beteiligung, 

während 43% damit einverstanden sind. Dass sie ausreichend an der Planung und 

Vorbereitung von entsprechenden Aktionen teilhaben konnten, empfinden nur 32%; 

demgegenüber zeigen sich 34% unzufrieden. 

Viele Eltern wünschen sich gerade zu den Lehrkräften häufigeren und früheren Kon-

takt. Bereits im letzten Kindergartenjahr möchten sie die zukünftigen Lehrer ihrer Kin-

der kennenlernen und besonders in der beginnenden Schulzeit erfahren, wie sich ihr 

Kind in der Schule verhält und die neue Situation bewältigt. Dabei steht die Entwick-

lung des Kindes im Vordergrund (vgl. Sitter/Cloos 2011). 

Die Erfahrungen der Eltern wurden evaluiert, um sie mit den theoretischen Ansätzen 

abzugleichen und daraus Schlussfolgerungen für eine weitere Verbesserung der Zu-

sammenarbeit zu ziehen. Diese wurden schriftlich festgelegt in einer Handreichung, die 

den Projektteilnehmern und anderen interessierten Einrichtungen zugänglich ist, und 
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die Anregungen zur praktischen Gestaltung einer Erziehungs- und Bildungspartner-

schaft bieten soll. 

    5.2.3 Handreichung für die zukünftige Umsetzung und Verstetigung der Ergebnisse 

Die Handreichung zur Gestaltung des āBr¿ckenjahresó (MK 2011b) nimmt die o.g. 

Orientierungslinie auf als Grundlage für die individuelle Umsetzung der Erziehungs- 

und Bildungspartnerschaft. Die Merkmale und positiven Wirkungsweisen dieser Part-

nerschaft werden noch einmal zusammengefasst und unter das Ziel gestellt, den Blick 

auf das Kind durch die gemeinsamen, ergänzenden Perspektiven zu entfalten. Die 

Wünsche der Eltern hinsichtlich der Akzeptanz ihrer Lebenswelt und in Bezug auf 

Transparenz, Information und Beratung sind dargestellt, so dass Erzieherinnen und 

Lehrer sich ihre eigene Bedeutung im Transitionsprozess bewusst machen können. 

Auch ihr eigener Wunsch nach Unterstützung durch die Eltern wird artikuliert (vgl. 

a.a.O., S.3-6).  

Das Papier benennt Rahmenbedingungen, die für die Verwirklichung dieser Kooperati-

onsform erforderlich sind: 

¶ Zeit ist das wichtigste Element im Gestaltungsprozess; zumindest den āBr¿cken-

jahró-Beauftragten müssen notwendige Kapazitäten für die Planung und Vorberei-

tung von Angeboten, für die Gespräche mit den Eltern und den anderen Kooperati-

onsteilnehmern zur Verfügung gestellt werden. 

¶ Das āBr¿ckenjahró braucht das Engagement von Pªdagogen, Leitungspersonen und 

Trägern sowie ein klares Bekenntnis in den Konzeptionen und Leitlinien der Kin-

dergärten und Schulen. 

¶ Ansprechende und adäquate Lokalitäten für Einzelkontakte und Gruppenangebote 

mit Eltern sollten vorhanden sein, um Gesprächssituationen äußerlich angenehm 

zu gestalten. 

¶ Transparenz nicht nur den Eltern, sondern auch der Öffentlichkeit gegenüber, be-

wirkt Verständnis und Akzeptanz der Transitionsarbeit.  

¶ Durch die Mitarbeit von Schulkind-Eltern, die den Transitionsprozess erlebt haben 

und diesbezüglich weitergebildet wurden, können betroffene Eltern zusätzlich be-

gleitet werden. Auch die vertrauensvolle und enge Abstimmung mit den Elterngre-

mien ist eine sinnvolle Kooperationsform. 

¶ Eine von außen kommende Unterstützung durch Fortbildungen, Supervision und 

Beratung hält den Prozess in Gang und lebendig; dafür sind finanzielle und zeitliche 

Ressourcen vonnöten. 

¶ Die Notwendigkeit der elterlichen Bereitschaft, sich in die Zusammenarbeit einzu-

bringen, wird betont.  Zur Gestaltung des āBr¿ckenjahresó gehºrt daher ein positives 

Zugehen auf die Eltern, das sie in ihrem Interesse für ihr Kind und für die Arbeits-
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methoden der Institutionen bestärkt und ihnen die Möglichkeit verschafft, ihre Fra-

gen zu äußern (vgl. a.a.O., S.9f.). 

 

In den Handlungsanleitungen werden konkrete Vorschläge zur Begegnung mit den 

Eltern in Einzelkontakten und in Gruppensituationen gemacht.  

 

5.2.3.1 Begegnungsformen in Einzel- und Gruppenkontakten 

Einzelkontakte finden bei Anmelde- bzw. Aufnahmesituationen, bei Entwicklungs- oder 

Konfliktgesprächen, in den kurzen Begegnungen der Tür- und Angel-Gespräche, aber 

auch durch schriftliche Kontakte, Hospitationen oder Hausbesuche statt. Für die ge-

planten Treffen ist eine gute Vorbereitung unerlässlich, damit die Eltern sich sicher und 

ernst genommen fühlen. Ein ansprechender Raum, genügend Zeit, vertraute Men-

schen und eine gute Atmosphäre sind Schlüsselfaktoren hierfür. Das Anmeldege-

spräch in der Schule kann durch ein Entwicklungsgespräch im Kindergarten vorbereitet 

werden, zu dem neben den Eltern der zukünftige Lehrer, die Erzieherin und evtl. das 

Kind anwesend sind. Erfahrungen zeigen, dass Eltern die vertraute Umgebung und das 

spezielle Interesse am bereits vorhandenen Können des Kindes besonders wertschät-

zen. In einer kontinuierlichen Partnerschaft mit den Eltern sollten diese Gespräche in 

der Schule fortgeführt werden und idealerweise die Beobachtungs- und Dokumenta-

tionsverfahren mit den Kindergärten abgestimmt sein.  

Tür- und Angel-Gespräche als kurzfristiger Informationsaustausch sind in der Schule 

zwar seltener, bieten aber auch hier das Potenzial, sich auf kurzem Wege zu verstän-

digen und in Verbindung zu bleiben.  

Schriftliche Informationen sind nachlesbar und somit beständiger als mündliche Aus-

künfte. Für nicht deutschsprachige Eltern sollte zusätzlich eine Übersetzung vorhanden 

sein. Das mündliche Gespräch ergänzt alle Mitteilungen.  

Bei Hospitationen und Hausbesuchen können Eltern und Lehrer das Kind und seine 

Interaktion in der jeweils anderen Umgebung kennenlernen und auf einer weiteren 

Ebene über Beobachtungen ins Gespräch kommen. Solche Zusammentreffen bieten 

die Chance, gegenseitiges Verständnis zu entwickeln (vgl. a.a.O., S.11-20). 

Die Arbeit der Pädagogen erfordert von diesen eine Kommunikations-Kompetenz, die 

durch Aus- und Weiterbildung gefördert werden muss. Empathie, genaues und objekti-

ves Zuhören, Sicherheit und Präzision beim Erklären und Informieren, z.B. von Fach-

begriffen, und Reflexionsfähigkeit sind nicht nur im Umgang mit Kindern und Kollegen, 

sondern auch in der Partnerschaft mit Eltern eine unentbehrliche Komponente. Gerade 

bei Familien mit Migrationshintergrund kommt diesen Fähigkeiten eine besondere Be-

deutung zu. 
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Eltern müssen wissen, wie sie die Pädagogen erreichen und welche Möglichkeiten von 

Einzelgesprächen es gibt. Diese sollten in der Kooperationsvereinbarung festgehalten 

und für alle Eltern leicht einsehbar sein (vgl. a.a.O., S. 21-25). 

Gruppenangebote zum Übergangsgeschehen können Fragen aufgreifen, die viele El-

tern beschäftigen, z.B. nach der Schulvorbereitung im Kindergarten und den Erwartun-

gen der Schule. Neben dem Informationsgehalt bieten sie auch Gelegenheit zum Aus-

tausch untereinander. Eltern werden einbezogen, wenn sie zur Planung solcher Ver-

anstaltungen eigene Themenideen entwickeln und zum Termin gezielte Fragestellun-

gen mitbringen dürfen. Der frühzeitige Beginn dieser Zusammenkünfte im Vorschuljahr 

erleichtert es den Eltern, sich mit ihren Bedürfnissen auseinanderzusetzen und sich in 

Planungen und Vorbereitungen einzubringen. Auch hier müssen anderssprachige El-

tern berücksichtigt und die Hemmschwelle zur Teilnahme durch die Präsenz von Dol-

metschern oder weiterführende Angebote gesenkt werden. Eine Reflexion z.B. durch 

Feedback-Methoden hilft zur Verbesserung von Begegnungsformen und -inhalten. Das 

Vertrauen der Eltern kann im Laufe des āBr¿ckenjahresó gesteigert werden, wenn die 

Örtlichkeiten zunächst vertraut und die bekannten Erzieherinnen präsent sind (vgl. 

a.a.O., S.26-36). 

Von den bisher vorgestellten Begegnungsformen wird die Projektarbeit mit den Eltern 

unterschieden. 

 

 5.2.3.2 Projektarbeit 

ĂProjekte sind themenbezogene Aktivitªten, die PädagogInnen nicht für, sondern mit 

anderen Beteiligten (é) entwickeln und anbietenñ (a.a.O., S.38). 

Sie sind zeitlich begrenzte, über das alltägliche Arbeiten hinausgehende, aber auf ei-

nen Schwerpunkt fokussierte Aktionen, die von einem speziellen Personenkreis und 

mithilfe von unterschiedlichsten Methoden durchgeführt werden. Sie stellen für die El-

tern eine Möglichkeit der Transitionsbewältigung dar, denn durch Planung und Mitar-

beit werden sie aktiv am Geschehen beteiligt; sie können ihre Kenntnisse und Vorstel-

lungen einbringen und die Übergangszeit mitgestalten. Projektarbeit bewirkt außerdem, 

dass Pädagogen und Eltern gleiche Ziele entwickeln und Verständnis füreinander aus-

bilden. Das kann zu einem hohen Identitätsgefühl innerhalb einer Einrichtung oder ei-

nes Kooperationsprojektes führen; idealerweise hat dies positive Konsequenzen für die 

öffentliche Wahrnehmung. Beide Seiten profitieren von den Fähigkeiten der jeweils 

anderen. Dabei wünschen sich Eltern Offenheit für ihre Ideen und Klarheit in Bezug auf 

ihre Aufgaben. Projekte können zur allgemeinen Schulvorbereitung und zur distalen 

Kompetenzentwicklung, z.B. zur Förderung von Selbstständigkeit oder sozialen Fähig-

keiten, oder zu proximalen Schulfähigkeitskriterien, z.B. zur Gliederungsfähigkeit und 

Mengenerfassung, entworfen werden. Ebenso können sie die eigentliche Beteiligung 
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und Bewältigung der Eltern im Transitionsgeschehen zum Thema haben. Sie bieten 

daher die Chance, sowohl den Kindern, als auch den Eltern als etwas Besonderes in 

Erinnerung zu bleiben. Die Handreichung führt einige Beispiele an, unter anderem:  

¶ Projekt āSicherer Schulwegó (allgemeine Schulvorbereitung, Selbststªndigkeit) 

¶ Prªventionsprojekt zum āNein-Sagenó (Selbstbewusstsein, Selbstwirksamkeit) 

¶ Schreib- und Lesewerkstatt (proximale Fähigkeiten) 

¶ Projekt āSchulerkundungó (allgemeine Schulvorbereitung). 

Der interkulturelle Aspekt in der Zusammensetzung von Kindern und Familien beinhal-

tet die Möglichkeit, die Übergangsgestaltung mit kulturellen Projekten zu bereichern; 

dabei sollte die gleichberechtigte Teilhabe von Familien mit Migrationshintergrund be-

rücksichtigt werden. Reflexion ist auch hier bedeutsam, um die Angebote und Projekt-

durchführung wirksam zu optimieren.  

Um diese Form der Zusammenarbeit zufriedenstellend zu realisieren, müssen die oben 

genannten Rahmenbedingungen überprüft werden. Erzieherinnen wie Lehrer müssen 

in der Wahrnehmung von Themeninteressen und Kompetenzen der Eltern geschult 

werden und es verstehen, die Chancen der Projektarbeit zu vermitteln sowie die Moti-

vation dafür anzuregen (vgl. a.a.O., S.37-41). 

 

 5.2.3.3 Nachhaltigkeit der Zusammenarbeit mit Eltern  

Die Ausgestaltung der Transitionsarbeit mit den Eltern hat in vielen Modellprojekten 

durch die Mºglichkeiten des āBr¿ckenjahresó ihren Anfang genommen oder ist intensi-

viert worden. Damit die erzielten Ergebnisse nach Beendigung der Projektphase kons-

tant gehalten, bzw. weiterentwickelt werden, sollen sie Eingang in die dauerhafte Kon-

zeption der Übergangsarbeit finden und in Kooperationsverträgen oder  -kalendern 

festgeschrieben werden. Dieses ist bisher nur ansatzweise geschehen; die Handrei-

chung empfiehlt daher, die bisherige Zusammenarbeit kritisch zu analysieren und dar-

aus neue oder fortführende Maßnahmen zu generieren. Da Eltern in den vorgelegten 

Konzeptionen in der Regel nur als Empfänger von Hilfeleistungen (Beratung, Unters-

tützung) oder als Assistenten der Pädagogen (bei Hilfsarbeiten) gesehen werden, 

muss sich die Wahrnehmung ihrer Rolle und ihres Potenzials durch die Fach- und 

Lehrkräfte erweitern. Dazu gehört die Überzeugung von der Wirksamkeit der Zusam-

menarbeit auf Grundlage von Erziehungs- und Bildungspartnerschaften, die den Eltern 

die Möglichkeit einer Teilhabe an der Übergangsgestaltung durch die genannten For-

men des Kontaktes und der Mitarbeit bietet. Unterstützung finden die Pädagogen bei 

Beratungsdiensten, übergeordneten Dienststellen und wissenschaftlichen Einrichtun-

gen. Die Vernetzung mit Diensten, die den Kindern und Familien nützen können (z.B. 

Jugendämter, pädagogische und psychologische sowie therapeutische Fachstellen 

und Fachleute) sowie mit anderen, Anregung bietenden Personen und Gruppen (z.B. 
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Bildungseinrichtungen, Vereine oder stadtteilbezogene Dienste) kann helfen, die Arbeit 

vielfältiger und umfassender zu gestalten und vorhandene Ressourcen einzubinden.  

Nachhaltigkeit wird ebenfalls erreicht durch eine wirksame Öffentlichkeitsarbeit. Das 

Transitionsgeschehen und die Möglichkeiten der Teilhabe sind unbeteiligten Eltern 

nicht selbstverständlich bekannt. Die Informationsweitergabe durch Medien und Teil-

nehmer der Kooperation bewirkt, dass Eltern sich schon früh interessieren können; 

eine positive Resonanz ermutigt sie zur eigenen Partizipation. Auch Träger von vor-

schulischen Einrichtungen und andere Beteiligte der Schulvorbereitung, z.B. Gesund-

heitsdienste oder weitere Bildungsträger, können zur Kooperation animiert werden, 

wenn die Projekte gute Reaktionen in der öffentlichen Wahrnehmung hervorrufen.  

ĂJe mehr Menschen im ºffentlichen Raum die positiven Potenziale des Br¿ckenjahres 

verstanden haben, desto mehr Rückhalt und Nachhaltigkeit wird dieser Ansatz haben 

(é)ñ (a.a.O., S.44). Auch hier kºnnen Eltern eingebunden werden, wenn sie von ihren 

Erfahrungen im āBr¿ckenjahró berichten oder selber andere Eltern ansprechen und zur 

Mitarbeit einladen. Voraussetzung für eine effiziente Öffentlichkeitsarbeit ist die Einig-

keit der beteiligten Partner in Bezug auf ihr Konzept (vgl. a.a.O., S.42-45).  

Als Beteiligte in einem āBr¿ckenjahró-Projekt habe ich erlebt, wie Kooperationsformen 

unter den Institutionen und insbesondere mit den Eltern eingeübt wurden. In einem 

kurzen Erfahrungsbericht werde ich nun den Verlauf des ersten Projektjahres mit Fo-

kus auf die Einbeziehung der Eltern schildern. 

 

    5.3 Erfahrungsbericht: Die Praxis der Elternmitwirkung im ersten   

         āBr¿ckenjahró des Ev. Kindergartens in Wiefelstede-Heidkamp 

Zwischen September 2009 und Juli 2010 absolvierte ich ein Praktikum im ev. Kinder-

garten Heidkamp. Dieser hatte sich soeben dem Modellprojekt āBr¿ckenjahró ange-

schlossen; Kooperationspartner sind die nahegelegene Grundschule und zwei weitere 

Kindergärten in ihrem Einzugsbereich. Das Projekt war Teil des zweiten Gesamtdurch-

laufs (2009-2011), so dass ich das erste Jahr dieser Kooperation erlebte. Neben der 

Unterstützung der Erzieherinnen bei der Begleitung der 26 Vorschulkinder in speziellen 

Vorbereitungsmaßnahmen und Aktionen, gehörte ich dem āArbeitskreis Br¿ckenjahró 

an, der sich aus jeweils zwei Vertreterinnen aller vier Einrichtungen konstituierte. Da 

sich eine der Beauftragten des Kindergartens Heidkamp nach einigen Wochen aus der 

Aufgabe zurückzog, konnte ich, gemeinsam mit der Leiterin der Einrichtung, die Koo-

perationsarbeit nicht nur beobachten, sondern auch mitgestalten. 

Die Zusammenarbeit mit den Eltern galt im Arbeitskreis von Beginn an als eines der 

wichtigsten Elemente des Transitionsprozesses. Die Pädagogen berichteten, dass vie-

le Eltern die wesentlichen Vorbereitungsschritte für die Schule den Institutionen über-

lassen und hohe Erwartungen an die Fachkräfte stellen; diese Haltung wurde von den 
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Pädagogen als Rückzug aus der elterlichen Verantwortung empfunden. Eines der ers-

ten Arbeitskreis-Ergebnisse war deshalb ein Arbeitspapier, das den Eltern verschiede-

ne, gemeinsam erarbeitete Schulfähigkeitskriterien vorstellen und sie animieren sollte, 

in diesen Feldern ï gemeinsam mit den Einrichtungen ï die Förderung der Kinder 

selbsttätig zu unterstützen. Dabei handelte es sich um die Bereiche    

 

Gesundheitserziehung: Bedeutung von Bewegung für Motorik und Koordination; 

      Bedeutung von Ernährung und Hygiene für die Entwicklung 

      und das Wohlbefinden der Kinder      

Selbstvertrauen:            Stärkung der Individualität und der Handlungskompetenz   

                                         der Kinder, z.B. durch Selbstwirksamkeits-Erfahrungen;                                        

                                         positive Verstärkung und Wertschätzung der Person                           

Sozialverhalten/        Einüben eines respektvollen Umgangs untereinander, Empa-  

Gruppenfähigkeit/          thie und Toleranz; Bedeutung unterstützender Regeln; 

Integration:       Vorbildfunktion der erwachsenen Bezugspersonen; Entwick- 

                                         lung von Konfliktlöse-Strategien        

 Freude am Lernen:       Förderung von Neugier-Verhalten und von Interesse an  

                                         spezifischen Themen; Unterstützung der Lernmotivation  

                                         durch anregende Umgebung und individuelle Hilfestellung; 

         Entwicklung des Bewusstseins für einen angemessenen  

         Schwierigkeitsgrad; Förderung von Wertschätzung der Lern- 

         ergebnisse durch Erwachsene und Kinder. 

 

Zu allen Gebieten wurden Beispiele sowie mögliche Schwierigkeiten und Probleme 

formuliert, die in den Einrichtungen, bei den Eltern oder in der Zusammenarbeit auftau-

chen könnten. Die Pädagogen artikulierten besonders die fehlende Zeit, um individuel-

le Begleitung leisten zu können, und in diesem Zusammenhang auch die teilweise un-

terschiedlichen Auffassungen hinsichtlich der Verantwortungsbereiche. Zusätzlich hin-

terfragten sie die eigene professionelle Haltung in Bezug auf Kinder und Eltern. 

Ihre Vorstellung von Problemen auf Seiten der Eltern richteten sich hauptsächlich auf 

unterschiedliche Erziehungsauffassungen, auf überhöhte Erwartungen der Eltern und 

fehlende Gemeinsamkeiten bezüglich der Übergangsgestaltung. Daran wird deutlich, 

dass eine intensive Form der Kooperation zwischen Pädagogen und Eltern bisher nicht 

existierte; gleichwohl waren alle Einrichtungen bereit, die Projektmittel für die Ausge-

staltung einer solchen Zusammenarbeit zu nutzen. Durch den Austausch im Arbeits-

kreis wurde bald selbstkritisch reflektiert, dass das entwickelte Papier die Eltern weni-

ger zu einer offenen Zusammenarbeit einladen, als ihnen vielmehr bereits abgesteckte 

Ziele präsentieren und sie in gewisser Weise bevormunden würde; daher diente es 
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weiterhin als theoretische Grundlage für den Kooperationsprozess. Der Austausch mit 

den Eltern begann anschließend mit Informations-Elternabenden in den Einrichtungen, 

die den Transitionsprozess und das āBr¿ckenjahró zum Thema machten. Hier wurde 

deutlich, dass den Eltern sehr wohl an einer guten Vorbereitung und Zusammenarbeit 

gelegen war und sie sich ihres eigenen Anteils daran bewusst waren. Der von den Pä-

dagogen wahrgenommene Rückzug aus der Verantwortung hatte seinen Ursprung in 

einer allgemeinen Unsicherheit, welche Erwartungen seitens der Schule bestanden 

und wie die Eltern ihre Kinder auf den Wechsel in die Schule vorbereiten könnten. Da 

die Kommunikation an den Elternabenden einen positiven Austausch in Gang setzte, 

entstand der Gedanke einer Fortbildung, die alle Beteiligten zur Entwicklung eines ge-

meinsamen Kooperationsverfahrens führen sollte. Die erforderlichen Mittel waren 

durch das Projekt erhältlich. Mit Hilfe eines für die regionale Fortbildungstätigkeit im 

āBr¿ckenjahró beauftragten Pªdagogen wurden drei Seminartage organisiert: Die ersten 

beiden dienten dazu, dass sich einmal die Mitglieder des Arbeitskreises (stellvertretend 

für alle Erzieherinnen und Lehrer), das andere Mal die Elternvertreter der Einrichtun-

gen über ihre Wünsche, Ziele und Befürchtungen hinsichtlich des Übergangs bewusst 

wurden und austauschen konnten. Gleichzeitig bestand die Gelegenheit, ihre Vorstel-

lungen und Erwartungen an das āBrückenjahró aus ihrer Perspektive zu überlegen und 

zu formulieren.  

Unter einer dreifachen Fragestellung wurde zur Diskussion animiert: 

1. Welche Ziele verfolgen wir mit unseren Überlegungen zur Zusammenarbeit mit den 

Eltern bzw. mit den Pädagogen? Gibt es Unterschiede und Gemeinsamkeiten in 

den Zielen zwischen Kindergärten und Grundschulen? => Idee der Zielformulierung 

2. Was meinen/wissen wir, wenn wir von āElternó sprechen; was meinen/wissen die 

Eltern, wenn sie von āPªdagogenó sprechen (Erwartungen, Hoffnungen, W¿nsche, 

 ngsteé)? => Idee einer ersten ĂRollen-Klªrungñ 

3. Welchen Nutzen haben Eltern und Pädagogen, wenn sie zusammenarbeiten 

(unabhªngig vom gesetzlichen ĂAuftragñ)?  

 

Die Pädagogen empfanden übereinstimmend eine Diskrepanz zwischen der (Ideal-) 

Vorstellung ihrer pädagogischen Arbeit und dem praktisch Machbaren innerhalb der 

vorgegebenen Rahmenbedingungen. Dieses Defizit bedrückte die Erzieherinnen und 

Lehrer; sie gerieten dadurch in eine defensive Haltung gegenüber den Eltern, die ihre 

Vorstellungen und Erwartungen ï teils explizit, teils unterschwellig ï weitergaben. Das 

Gefühl, sich schlecht abgrenzen zu können und durch wachsende Anforderungen 

überfordert zu sein, schuf eine zusätzliche Barriere im Umgang mit den Eltern. Gleich-

zeitig bekräftigten sie ihre Einstellung, den Eltern gegenüber eine Haltung der gegen-

seitigen Wertschätzung, des Respekts, der Offenheit und des Vertrauens einnehmen 
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zu wollen. Der Wunsch und die Notwendigkeit einer engen Kooperation mit den Eltern 

waren immer prªsent. F¿r das āBr¿ckenjahró-Projekt bestand die Hoffnung, mit ausrei-

chenden Ressourcen an Zeit und Geld eine solche Kooperation zu verstärken.  

Die Eltern fühlten sich in ihrer Rolle auf zwei Ebenen nicht wohl: Auf der einen Seite 

sind sie im Übergang zur Schule eine Konstante im Leben der Kinder, erlebten sich 

aber in dieser Position nicht wertgeschätzt und den Pädagogen eher untergeordnet. 

Gerade in der Entscheidung über die Schulfähigkeit hatten sie den Eindruck, dass ihr 

Wissen über das eigene Kind nicht genügend berücksichtigt wird. Auf der anderen Sei-

te werden sie in ihrer organisatorischen Funktion, besonders in der Schule, so immens 

eingebunden, dass sie sich manches Mal überfordert fühlen und die Erwartungen an 

die āInfrastruktur Mutteró f¿r nicht gerechtfertigt halten. 

Die Rolle der Kindergärten und der Schule im Übergang war für die Eltern eher diffus; 

hier bestand ein Wunsch nach Klärung und Informationsaustausch. Insgesamt erhoff-

ten sie sich vom āBr¿ckenjahró eine fr¿hzeitige Gestaltung des ¦berganges, wobei die 

Kinder differenziert betrachtet und in ihrer individuellen Entwicklung respektiert werden 

sollten. Eine Unterstützung der neuen, unbekannten Situation durch Willkommensritua-

le (z.B. Hausbesuche) und die Wahrnehmung und Beachtung der Übergangsgefühle 

bei Kindern, Müttern und Vätern wären für die Eltern ein wünschenswerter Nutzen des 

āBr¿ckenjahresó. Sie wollten sich mehr als Sprachrohr zwischen Kindergarten und 

Schule verstehen und keine pädagogische Hierarchie verspüren, da sie durch ihre El-

ternschaft Experten für ihre Kinder sind. 

Die Ergebnisse wurden schriftlich fixiert und am dritten Fortbildungstag ausgetauscht. 

Dort galt es zunächst, die entstandene Hürde des gegenseitigen Misstrauens zu über-

winden, zumal durch die angeordnete āGeheimhaltungó der Ergebnisse auf beiden Sei-

ten negative Vorstellungen begünstigt wurden. Nach diesen Anfangsschwierigkeiten 

entstand eine produktive Diskussion, in der überraschenderweise etliche Gemeinsam-

keiten festgestellt und konstruktive Ideen zur konkreten Übergangsgestaltung entwi-

ckelt wurden. Drei Schwerpunkte wurden erarbeitet: 

1. Es wurde als Gemeinsamkeit erachtet, dass die Kinder im Mittelpunkt der Aufmerk-

samkeit stehen müssen, dass ihnen Wertschätzung entgegengebracht und sie in 

ihrer Individualität ernst genommen werden sollen. Weiterhin sahen alle die ver-

bindliche Einführung von Entwicklungsgesprächen und Elternsprechtagen als not-

wendiges, verbindendes Element der Zusammenarbeit an. 

2. Hier schlossen sich direkt die Wünsche und Visionen an: Die Eltern möchten über 

Probleme in der Entwicklung der Kinder frühzeitig informiert werden. Für die Päda-

gogen bedeutet eine enge Zusammenarbeit aber auch, dass die Eltern im Interesse 

ihrer Kinder selbstständig nach den Entwicklungsfortschritten und eventuellen Prob-
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lemen fragen. Der Wunsch nach Klarheit in der Beziehung durch eine offene Kom-

munikation wurde deutlich. 

Ein weiterer Aspekt war die ehrliche Beurteilung von Situationen, in denen die Pä-

dagogen und/oder die Eltern alleine nicht weiterkommen. Sich Hilfe von außen ho-

len zu können ist eine Handlungsoption, die sich beide Seiten erhofften. Es ent-

stand der Gedanke, sich gemeinsam für die Änderung von Rahmenbedingungen 

einzusetzen; hier konkret, auf Grund der steigenden Zahl von Kindern mit psychi-

schen Auffälligkeiten, in der Forderung nach mehr Schulpsychologen25.                                                                             

3. Diesem ersten Lösungsansatz folgten weitere, auf die Gestaltung des āBr¿ckenjah-

resó bezogene Vorschlªge: Die Eltern begr¿Çten die vom Arbeitskreis eingebrach-

ten Ideen von Lesepatenschaften und eines Kennenlern-Festes. Sie wünschten 

sich darüber hinaus Patenschaften der Viertklässler mit den neuen Erstklässlern, 

die möglichst vom ersten Tag an oder noch eher beginnen sollten. Sie bekräftigten 

ihren Wunsch nach mehr Informationen und drückten in diesem Zusammenhang ihr 

Erstaunen aus, dass bereits  konkrete Vorschlªge und Ideen f¿r das āBr¿ckenjahró 

vorhanden waren. Hierfür boten sie ihre Mitarbeit bei der Gestaltung dieser Projekte 

an und machten deutlich, dass sie sich gerne an der Planung von Aktionen beteili-

gen wollten.  

Eltern wie Pädagoginnen wollen einen kontinuierlichen und ernsthaften Austausch 

stärken und vereinbarten daher weitere gemeinsame Treffen während des āBrücken-

jahresó, auch mit neuen Elternvertretern und weiteren Interessierten. 

Die Ergebnisse dieser Fortbildung spiegeln sich in denen der Elternbefragung zum 

āBr¿ckenjahró (s. Kap. 5.2.2) wider. Sie demonstrieren ein Interesse der Eltern an Maß-

nahmen und Bewältigungsangeboten des Übergangs und zeigen, dass durch ehrliche 

und partnerschaftliche Kommunikation Lösungswege beschritten werden können. Der 

Kooperationsprozess soll insbesondere zu mehr Transparenz in der Frage nach den 

Rollen und Aufgaben der Eltern bei der Schulvorbereitung und der Begleitung ihres 

Kindes führen. 

In der täglichen Praxis wurde uns in der Einrichtung bewusst, dass sich nach der Fort-

bildung die Begegnung mit den Eltern veränderte. Die Teilnehmer informierten die an-

deren Vorschuleltern über die Ergebnisse. Daraufhin interessierten sich fast alle deut-

lich mehr für die vorschulischen Projekte und berichteten häufiger von den Reaktionen 

der Kinder. Die Erzieherinnen verspürten einen Vertrauensvorschuss in das Gelingen 

                                                           
25

 Inwieweit solche inoffiziell diagnostizierten Auffälligkeiten durch eine gelingende Erziehungs- und 
Bildungspartnerschaft mit den Eltern gar nicht erst entstünden oder zumindest aufgefangen werden 
könnten, wäre ein interessanter, weiterführender Untersuchungsgegenstand. Aber auch für diese inten-
sive Art von Beziehung müssten andere Rahmenbedingungen geschaffen werden (s. Kap. 4.4 und 5.2.4). 
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der Übergangsmaßnahmen. Das beförderte ihre eigene Offenheit gegenüber den El-

tern. Bereits der Beginn einer intensiveren Kommunikation zeigte damit positive Aus-

wirkungen auf die gemeinsame Transitionsarbeit; ein vielversprechender und richtung-

sweisender Anfang für die neue Kooperation war gemacht.  

Im Februar 2010 fand in Hannover eine Fachtagung des Kultusministeriums für alle 

aktuellen Modellprojekte statt. Thematische Schwerpunkte bildeten neben der Vorstel-

lung einiger Modellprojekte der ersten Runde (2007-2009) Vorträge zur Entwicklung 

eines gemeinsamen Bildungsverständnisses26 und zur Anschlussfähigkeit von Bil-

dungsprozessen im Übergang27. Eingeladen waren die āBr¿ckenjahró-Beauftragten, 

aber keine Eltern. Die immer wieder postulierte Zusammenarbeit mit den Eltern ließ bei 

mir die Frage aufkommen, warum diese nicht an der Fachtagung teilnehmen durften. 

Die Gelegenheit, sie an den theoretischen Grundlagen des āBr¿ckenjahresó teilhaben 

zu lassen und über praktische Umsetzungsmöglichkeiten zu informieren, wurde nicht 

genutzt. Sind die Eltern als wesentlicher Bestandteil des ¦bergangs und des āBr¿cken-

jahresó nicht gerade wichtig in der fachlichen Diskussion und dem Austausch von Ideen 

und Erfahrungen ï besonders, wenn es um die Bildung von Erziehungspartnerschaften 

geht? Die angestrebte Gleichwertigkeit zwischen den Erziehungs- und Bildungspart-

nern wird auf der Ebene derer, die sie fordern, offensichtlich noch nicht realisiert. Inso-

fern war die Planung und Umsetzung der Fortbildung in unserem Modellprojekt eine 

zukunftsorientierte, fortschrittliche Maßnahme und setzt genau dort an, wo der im 

Transitionsmodell formulierte ko-konstruktive Aspekt der Übergangsbewältigung die 

gleichberechtigte Begegnung von professionellen Pädagogen und Eltern fordert.  

Das erste Jahr in diesem konkreten Modellprojekt hat also nicht nur auf der Ebene der 

Fachkräfte ein besseres Kennenlernen sowie einen intensiven Austausch in Gang ge-

setzt. Der Beginn einer engen Kooperation mit den Eltern wurde gemacht und muss 

fortgesetzt werden, wenn das Ziel einer dauerhaft gelingenden Transition erreicht wer-

den soll.28 

 

     5.4 Zusammenfassung und Diskussion 

Das niedersªchsische Modellprojekt āBr¿ckenjahró greift ï ähnlich wie die Projekte in 

anderen Bundesländern ï das Problem eines möglichen Bruches in der  Bildungsbiog-

raphie der Kinder zum Zeitpunkt der Einschulung auf; es will dazu beitragen, dass alle 

Kinder ähnliche Startchancen in der Schule haben und die Zurückstellungen von der 

Einschulung möglichst überflüssig werden.  Um diese Ziele zu erreichen, soll der Tran-

                                                           
26

 vgl. Strätz (2009): Ein gemeinsames Bildungsverständnis von Kindertagesstätten und Grundschulen. 
27

 vgl. Kammermeyer (2009): Schulfähigkeit als Brücke zwischen Kindertagesstätte und Grundschule. 
28

 LƴǿƛŜŦŜǊƴ ŘƛŜ ǇƻǎƛǘƛǾŜƴ !ƴǎŅǘȊŜ ƛƳ ȊǿŜƛǘŜƴ ΰ.ǊǸŎƪŜƴƧŀƘǊΨ ǿŜƛǘŜǊŜƴǘǿƛŎƪŜƭǘ ǿŜǊŘŜƴ ƪƻƴƴǘŜƴΣ ƭƛŜǖ ǎƛŎƘ  
    bis zum Abschluss dieser Arbeit leider nicht klären. 
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sitionsprozess genauer wahrgenommen und bewusster gestaltet werden; Bildungsin-

halte und -prozesse sollen anschlussfähig werden. Insbesondere spielt dafür die Ent-

wicklung eines gemeinsamen Bildungsverständnisses der Kooperationspartner eine 

wichtige Rolle.  

Der Anreiz für die Institutionen, sich des Themas anzunehmen, wurde durch die Be-

reitstellung von (begrenzten) finanziellen Mitteln und Hilfestellungen inhaltlich-

fachlicher Art geschaffen. Das Interesse der Einrichtungen ist groß: Ein Drittel aller 

Grundschulen und ein Viertel aller Kindergärten in Niedersachsen hat an einem Mo-

dellprojekt teilgenommen (vgl. MK 2011a). Das zeigt, dass das Bedürfnis nach einer 

gelingenden Transition vorhanden ist und ernst genommen wird.   

Die Aufgabenstellung war so formuliert, dass die Teilnehmer eigene, bereits vorhande-

ne Kooperationsstrukturen weiterentwickeln konnten und zudem Anregungen für weite-

re Aspekte der Kooperation erhielten. Auf diesem Wege und durch die Bereitstellung 

finanzieller Mittel f¿r zusªtzliche Arbeitsstunden der āBr¿ckenjahró-Beauftragten wurde 

die Hemmschwelle gesenkt, sich an diesem Projekt zu beteiligen. 

Neben einer breiten Zustimmung zum Erfolg des āBr¿ckenjahresó, die aus den Ab-

schlussberichten und bereits veröffentlichten Kooperationsbeispielen des ersten Durch-

laufs sichtbar wird, lässt sich in den entsprechenden Evaluationsdokumenten erken-

nen, dass die Zusammenarbeit mit den Eltern für die Institutionen als ein zentraler Fak-

tor eines gelingenden Übergangs bewertet wird (vgl. Manning-Chlechowitz u.a. 2010; 

Sitter/Cloos 2011).  

Die Zielvorstellungen, unter denen das Projekt entworfen wurde, beinhalten die fachli-

chen Aspekte einer Erziehungs- und Bildungspartnerschaft: Eltern sind gleichberech-

tigte Partner der Pädagogen für die Begleitung des kindlichen Bildungsprozesses. Sie 

sind Akteure im Übergang und wollen nicht nur Beobachter, sondern Teilhaber des 

Veränderungsprozesses sein und ihren Kindern zu einem bestmöglichen Start in der 

Schule verhelfen. Die praktische  Umsetzung dieses Konzeptes steht in vielen Einrich-

tungen in den Anfängen.  

Um eine Anschlussfähigkeit der kindlichen Bildungsprozesse zu erreichen, müssen die 

in der Familie begonnenen Entwicklungen beachtet werden. Diese sollen in das ge-

meinsam zu erarbeitende Bildungsverständnis mit einfließen. 

Als ein Ausgangspunkt für die Entwicklung eines gemeinsamen Bildungsverständnis-

ses wird die menschliche Fähigkeit der Bildsamkeit angenommen: Bildung wird hier als 

der individuelle Prozess eines Menschen verstanden, sich die Welt zu erschließen und 

anzueignen bzw. zu konstruieren. Auf dieser Basis bedeutet Anschlussfähigkeit das 

Eingehen auf den individuellen Entwicklungsstand jedes Kindes sowie die Beachtung 
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auch der bereits im Elternhaus angeregten Bildungsprozesse (vgl. MK 2009, 2.1, S.1-

6). 29  

Dieses Bildungsverständnis entspricht aktuellen Definitionen des erziehungswissen-

schaftlichen Diskurses, die ihrerseits auf den neuhumanistischen Bildungsbegriff der 

āAneignung der Weltó rekurrieren. F¿r Liegle (2008) ist Bildung eine ĂAneignungstªtig-

keitñ (a.a.O., S.99), deren Voraussetzung die Bildsamkeit darstellt, nªmlich Ă(é) die im 

Menschen angelegte Fªhigkeit, ein āBildó von der Welt aufzubauen (zu ākonstruierenó), 

sich die physische und geistige Welt anzueignen, den Dingen Sinn und Bedeutung zu 

verleihenñ (a.a.O., S.95). Sie steht dabei in Abhªngigkeit von einer anregenden Umge-

bung und der sozialen Auseinandersetzung mit anderen Menschen (vgl. a.a.O., S.96). 

Laewen (2002) sieht kindliche Bildung in einer Spannung zwischen einem Ă(é) āSich-

Selbst-Erschaffenó des Kindes zu einem kulturellen Subjektñ (a.a.O., S.47) und einem 

zur Selbstbildung anregenden Erziehungshandeln (vgl. a.a.O., S.39 u.50f.). 

Dieses Bildungsverstªndnis umfasst also ĂErziehung als Aufforderung zur Bildungñ 

(Liegle 2008), und muss daher die Eltern mit einschließen, die als erste und vorderste 

Erziehungsinstanz den wichtigsten Einfluss auf ihre Kinder besitzen. 

Auch der Transitionsansatz, auf den das āBr¿ckenjahró-Konzept Bezug nimmt30, defi-

niert Ă(é) Bildung als einen sozialen Prozess (é), an dem das Kind, seine Familie, und 

Fach- und Lehrkrªfte aktiv beteiligt sindñ (Fthenakis 2004, S.12).  

Unverstªndlich ist daher, dass im āBr¿ckenjahró die Entwicklung eines gemeinsamen 

Bildungsverständnisses ausschließlich auf der institutionellen Ebene angeregt wird. 

Eine Einbeziehung von Eltern in diesen Prozess bleibt unberücksichtigt, obwohl ihnen 

ihr Expertentum bescheinigt wird (vgl. MK 2009, 2.1, S.4). Auch wenn die Fachkräfte 

aus Kindergarten und Grundschule einen professionellen Blick auf das für sie gültige 

Bildungskonzept werfen, den Eltern aus ihrem Blickwinkel und der Vielgestaltigkeit 

ihrer Lebenshintergründe und -bezüge nicht entwickelt haben mögen, kennzeichnet 

eine Erziehungs- und Bildungspartnerschaft gerade die vielfältige Perspektive, die 

auch die Beachtung der  familiär angeregten Bildungsprozesse umfasst. Insofern wäre 

es in der Entwicklung eines gemeinsamen Bildungsverständnisses ein wichtiger 

Schritt, die Elternperspektive kennenzulernen. Eltern setzen unterschiedliche Prioritä-

ten in den Bildungszielen ihrer Kinder. Wenn z.B. das sportliche Interesse in einer Fa-

milie groß ist, kann sie leichter dafür begeistert werden, sich für gezielte Angebote zu 

Bewegung und Motorik zu engagieren, von denen auch die anderen Familien profitie-

ren können. In der Praxis wird diese Art von Partizipation durchaus geübt; durch eine 

Beteiligung an der Konzipierung eines gemeinsamen Bildungsverständnisses würde 

                                                           
29

 Vgl. dazu Ehrenspeck 2006 

30
 Vgl. Griebel 2007 
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den Eltern Gelegenheit gegeben, ihre Erfahrungen und Vorstellungen in eine erweiter-

te, theoretische Grundlage einfließen zu lassen.  

In der Evaluation bestätigt sich die Erkenntnis, dass es für Eltern ein großes Anliegen 

ist, in die Übergangsgestaltung mit einbezogen und als aktive Teilhaber der Transition 

wahrgenommen zu werden. Grundsätzlich wird dieses Anliegen von den Institutionen 

geteilt. Die Mehrheit hat die Zusammenarbeit als einen der Grundpfeiler in der Transi-

tionsarbeit erkannt. Sie drückt sich bisher aber überwiegend in der Weitergabe von 

Informationen und durch Beratung aus. Die Ergebnisse der Elternbefragung machen 

deutlich, dass der theoretische Ansatz, die Expertenrolle der Eltern in einer Bildungs- 

und Erziehungspartnerschaft anzuerkennen und den āAustausch auf Augenhºheó f¿r 

die Begleitung des Kindes zu nutzen, erst langsam in die Praxis umgesetzt wird und 

gerade bei den Grundschulen noch nicht angekommen ist. Eltern werden informiert 

und beraten; ihre eigenen Bedürfnisse in der Übergangszeit, nämlich die notwendigen 

Schulvorbereitungen mitzutragen, ihre Einschätzung ï auch an die Lehrer ï weiterzu-

geben und sich in besondere Aktionen einzubringen, ist offensichtlich ein noch wenig 

betretenes Neuland. Die eigene Beteiligung der Eltern bleibt deutlich hinter deren 

Wünschen und Möglichkeiten zurück.  

Inwieweit eine solch enge Zusammenarbeit bei Erzieherinnen und Lehrern auf Grund 

von negativen Erfahrungen auf Skepsis stößt, wird an dieser Stelle nicht untersucht. Zu 

einer Umsetzung der Ziele im āBr¿ckenjahró gehºrt auch die Auseinandersetzung mit 

den (evtl. berechtigten) Befürchtungen von Widerstand oder Ablehnung seitens der 

Eltern. Hier wird einmal mehr deutlich, dass eine gelungene Transitionsarbeit die Ein-

bettung in das grundsätzliche Konzept einer Erziehungs- und Bildungspartnerschaft 

erfordert. Der positive Blick auf Kinder und Familien muss geübt und entwickelt wer-

den, ebenso wie Eltern manchmal erst durch kontinuierliches Interesse und dauerhafte 

Wertschätzung zu Vertrauensbildung und Zusammenarbeit animiert werden. Die Er-

gebnisse der āBr¿ckenjahró-Befragung zeigen, dass die Mehrheit der Eltern offen ist für 

das Transitionsgeschehen und die eigene Beteiligung daran.  

In Anbetracht der Tatsache, dass die Befragung nach dem ersten Durchlauf des Pro-

jektes stattfand, ist es realistisch, die vorhandenen Defizite  in der Zusammenarbeit mit 

den Eltern als Anfangsschwierigkeiten zu betrachten.31 Das Bewusstsein für die Be-

deutung dieses Arbeitsbereiches ist vorhanden; die Handlungsempfehlungen greifen 

die praktischen Möglichkeiten auf und zielen auf eine permanente Verankerung der 

begonnenen Kooperationen in den selbstverständlichen Ablauf des Übergangsjahres. 

                                                           
31

 Eine zweite Befragung nach Beendigung des zweiten Projektdurchlaufs (2009-2011) wurde nicht   
    durchgeführt , wie Prof. Dr. Cloos mir auf Anfrage hin freundlicherweise mitteilte. 
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Inwieweit sich begonnene Strukturen nach Abschluss der Projektphase verstetigen und 

ausbauen lassen, wird insbesondere von den Erfahrungen und den ï dann wieder feh-

lenden ï zeitlichen und finanziellen Ressourcen abhängig sein. Welche Art von Bezie-

hungen ist möglich in Kindergartengruppen mit 25 Kindern bzw. in Schulklassen mit bis 

zu 30 Kindern und der entsprechenden Anzahl von Eltern? 

Die Angaben der Eltern bezüglich der Bedeutung konkreter Vorbereitungsangebote für 

die Kinder bestätigen die bereits genannten Untersuchungsergebnisse: Distale Kompe-

tenzen werden wichtiger eingeschªtzt als proximale (vgl. Kap. 3.3. u.3.5). Im āBr¿cken-

jahr-Ordneró ist ein einschlägiger Vortrag von Kammermeyer zum Thema Schulfähig-

keit vorhanden, der die Bedeutung proximaler Kriterien erläutert (vgl. MK 2009, 4.3.7). 

Es lässt sich daher annehmen, dass eine praktische Umsetzung der wissenschaftli-

chen Erkenntnisse in den Institutionen erst in den Anfängen steht.  

Für die Eltern muss geklärt werden, wie sie eine gute Schulvorbereitung fördern und 

begleiten können. Wenn Eltern als Bildungspartner ernst genommen werden sollen, 

braucht es sowohl eine interne als auch eine gemeinsame Abstimmung mit ihnen, auf 

welche Weise familiäre Bildungsverläufe für die Schulvorbereitung genutzt werden 

können. Auch dafür ist es wichtig, die Entwicklung eines gemeinsamen Bildungsver-

ständnisses auf den Kreis der Eltern auszuweiten, ebenso wie die Konzeptionierung 

des āBr¿ckenjahresó. Betroffene Eltern sowie die vorhandenen Eltern-Gremien in Kin-

dergarten und Grundschule sind geeignete Partner für diesen Prozess. Eine Teilnahme 

an den Kooperationstreffen sollte deshalb auch für die Eltern möglich und selbstver-

ständlich sein (vgl. Hacker 2008, S.121). 

Die in der Handreichung dargestellten Formen der Zusammenarbeit sind dafür sinnvol-

le Instrumente. Ihre Verwirklichung braucht die Überzeugung, dass Eltern als Experten 

ihrer Kinder wertvolle Beteiligte im Transitionsgeschehen sind, deren Mitwirkung durch 

die nötige Transparenz gefördert und im Sinne eines gelingenden Übergangs für die 

Kinder nutzbar gemacht werden kann (vgl. MK 2011b, S.42f.). 

Laut Hacker (2011) wird in der aktuellen Forschung kritisiert, dass eine Kooperations-

struktur nach den Maßgaben des Transitionsansatzes zu spät greift, um Krisen im 

Übergang zu verhindern: Gerade die frühe Bildungsbegleitung und die Persönlichkeits-

unterstützung im Kindergarten schaffen entlastende Bewältigungsstrukturen für die 

Übergangszeit (vgl. a.a.O., S.251; vgl. Kap. 2.4). Meines Erachtens ist genau das ein 

Argument für die Erziehungs- und Bildungspartnerschaft, die spätestens mit dem Ein-

tritt in den Kindergarten beginnen sollte und die Eltern als Kontinuitäts-Komponente 

sowie mit ihrem Expertenwissen einschließt. In einer Fortführung des von Griebel und 

Niesel (2004, vgl. Kap. 2.3) entwickelten Transitionsmodells wäre daher die Einbettung 

in eine Erziehungs- und Bildungspartnerschaft konsequent: 
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   Abb. 8: Erziehungs- und Bildungspartnerschaft als Grundlage des Transitionsprozesses 
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               S  moderieren    entwickelt                      moderieren 

         I    bewältigen          Basiskompetenzen 

            T                      und schulnahe        

         I                                      Vorläuferkompetenzen 

          O                  

          N                            

                           bewältigt 

           

     zu Eltern eines       zum 

     Schulkindes  Schulkind 

                     

  Erstellt von Kirsten Raudonat  in Anlehnung an Griebel/Niesel 2004 

 

Die verschiedenen Aspekte der Zusammenarbeit mit den Eltern im Vorschuljahr bedür-

fen in der Zukunft weiterer Entwicklung und Evaluation. Dort, wo eine fruchtbare Ko-

operation begonnen hat, gibt es offensichtliche und konkrete Brücken, die Kinder und 

Eltern vom Kindergarten zur Grundschule führen. Aber auch da, wo noch kein theoreti-

scher Austausch über das Bildungsverständnis begonnen hat, ist es wichtig, dass El-

tern wissen, welche grundlegenden Vorbereitungen sie mit ihrem Kind für die Schule 

treffen können. 

In dem von mir selbst erlebten āBr¿ckenjahró-Projekt lernte ich ein Konzept kennen, das 

sich mit eben dieser Fragestellung an alle Eltern wendet. Dieses Konzept soll zum Ab-

schluss als eine konkrete Möglichkeit beschrieben werden, die Eltern in den Vorberei-

tungs- und damit in den Transitionsprozess mit einzubeziehen. 
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          Erkläre mir, und ich vergesse.   

                                                                                               Zeige mir, und ich erinnere.  

                                                                                  Lass es mich tun, und ich verstehe. 

                             Konfuzius 

                                     

6.     Elternfortbildung als Kooperationsform im āBr¿ckenjahró 

 

Wie bereits in Kapitel vier festgestellt wurde, ist das Interesse der Eltern groß, günstige 

Bedingungen  für einen möglichst guten Schulstart ihres Kindes zu schaffen. Unsicher 

sind sich aber viele, welches die notwendigen Voraussetzungen sind. Um das zu klä-

ren und den Eltern ein effektives Werkzeug an die Hand zu geben, bedarf es der Ab-

stimmung zwischen ihnen und den Pädagogen bezüglich der Sicht auf Schul- und An-

schlussfähigkeit. Eltern sollen in ihrer Handlungskompetenz gestärkt werden; im Mittel-

punkt muss die Schulvorbereitung des Kindes stehen und nicht ihr eigenes, evtl. sogar 

als defizitär eingeschätztes Erziehungshandeln. Wichtig dafür ist ein Beratungsprozess 

zwischen Eltern und Pädagogen bezüglich der Verantwortlichkeiten auf beiden Seiten. 

In einer guten Kooperation braucht es dafür Zeit, die Bereitschaft, aufeinander zuzuge-

hen und gemeinsam wie auch individuell die notwendigen Schritte zu planen. Der 

Rahmen einer Erziehungs- und Bildungspartnerschaft ist dafür besonders geeignet; 

aber auch dort, wo diese noch nicht hinreichend implementiert wurde, kann eine res-

pektvolle Unterstützung der elterlichen Handlungskompetenz ein bedeutender Schritt 

zu einem gelingenden Übergang, bzw. zu einer solchen Partnerschaft sein.  

Ein solches Instrument sollte an der Schnittstelle von verschiedenen pädagogischen 

Handlungsfeldern verortet sein: Vorschul- und Schulpädagogen definieren im Rahmen 

ihrer Kooperation ein klares Anforderungsprofil für den Schuleintritt und stimmen es mit 

den Eltern ab. Die nötige Hilfestellung zur Teilhabe an der Umsetzung zu leisten, ist 

sowohl ein schul- und sozialpädagogisches Aufgabengebiet als auch ein Angebot von 

Erwachsenenbildung. Wissen über die kindliche Entwicklung ist für Eltern von großem 

Wert, da sie ihr Handeln den entsprechenden Bedingungen bzw. Anforderungen an-

passen können. Die Fachkräfte können solche Veranstaltungen und Fortbildungen 

planen und organisieren; bei der Durchführung bietet sich die Möglichkeit, die Hilfe von 

externen Pädagogen in Anspruch zu nehmen. Hier erweitert sich die Schnittfläche au-

ßerdem zu medizinischen und therapeutischen Berufsfeldern, die die Informationen 

abrunden und das von den Pädagogen erstellte Anforderungsprofil fachperspektivisch 

unterstützen können. Solche Angebote können, auch mit Hilfe von Referenten, für alle 

Eltern gestaltet werden und sollten möglichst niedrigschwellig angelegt sein, um eine 

große Anzahl von Eltern zu erreichen. 
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Im āBr¿ckenjahró-Projekt wurde eine gemeinsame Fortbildung für Eltern, Erzieherinnen 

und Lehrer angeboten, die als einen bedeutsamen Faktor der Schulvorbereitung die 

Teilhabe der Kinder an praktischen Alltagstätigkeiten sieht. Das Konzept wurde von 

einem Pädiater entwickelt und implementiert. Es richtet sich sowohl an Eltern als auch 

an Erzieherinnen und Lehrer, Mediziner und Ergotherapeuten. Bekannt gemacht wird 

es deutschlandweit auf Vortragsabenden und in Seminaren. Für die Eltern kann das 

Fortbildungsangebot, mithilfe einer kurzen Broschüre, eines schriftlichen Leitfadens  

und auch durch Elternvorträge und Gruppenprogramme umgesetzt werden (vgl.  

Dernick o.A. a). 

 

     6.1 Rupert Dernick: ĂTopfit f¿r die Schuleñ ï Das ĂFamilienErgoñ-Konzept 

Der Wilhelmshavener Kinderarzt Dr. Rupert Dernick beobachtet ï wie andere Pädiater 

auch ï seit etlichen Jahren einen Rückgang der Alltagskompetenzen bei Kindern im 

Vorschulalter. Motorische, kognitive, sprachliche und soziale Fähigkeiten nehmen ab, 

bzw. scheinen nicht mehr selbstverständlich gefördert zu werden. Gleichzeitig steigt 

der Bedarf an ergotherapeutischen Verordnungen für Kinder zwischen vier und sieben 

Jahren. Dabei sind nach der Erfahrung Dernicks viele Eltern davon überzeugt, dass 

ihre Kinder nur mit zusätzlichen Therapieverordnungen schulfähig werden. Die diag-

nostizierten Entwicklungsauffälligkeiten lassen sich keinen definierten Krankheitsbil-

dern oder Behinderungen zuordnen, befördern aber eine ungünstige Entwicklungs-

prognose (vgl. Dernick 2011, S.4; Dernick/Lange/Esser 2009, S.324; Drees-

man/Schlanstedt-Jahn/Bruns-Philipps 2008). Weil eine breit gestreute Anordnung von 

Ergotherapie nicht möglich ist, und aufgrund der eigenen Beobachtung, dass kleine, 

alltägliche Haushaltstätigkeiten die angesprochenen Kompetenzen stärken, erstellte 

der Autor eine Broschüre, in der er entsprechende Anregungen zur Förderung der All-

tagskompetenz sammelte.32  

Die Kinderärzte nehmen Veränderungen der familiären Lebensgewohnheiten als Ursa-

che dafür an, dass die vorhandenen Entwicklungspotenziale nicht ausreichend genutzt 

werden. Um diese These zu untersuchen, führte Dernick im Jahr 2005 eine Studie mit 

über 500 Kindern bzw. ihren Eltern durch.  

 

     6.1.1 Die KIKA-Studie 

Die Studie ĂKindliche Kompetenzen im Alltag (KIKA) und gelungener Schulstartñ (Der-

nick u.a. 2009) untersucht die Partizipation von Kindern im Vorschulalter an den tägli-

chen familiären Tätigkeiten und versucht einen Zusammenhang mit den Vorausset-

zungen für den Schulstart herzustellen.  

                                                           
32

 Für die Bereitstellung dieser Information danke ich Herrn Dr. Dernick. 
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In seiner eigenen kinderärztlichen Praxis beantworteten dafür die Eltern von 373 Kin-

dern einen Fragebogen. Zusätzlich wurden 250 Schulanfänger-Eltern aus 17 Grund-

schulklassen bei ihrem ersten Elternabend in der Schule befragt. Die Auswahl der 

Klassen deckt verschiedene Wohnumgebungen ab (sieben großstädtisch, fünf klein-

städtisch, zwei in einem sozialen Brennpunkt, zwei ländlich). Die teilnehmenden Kinder 

waren nicht behindert. 

Folgende Fragestellung lag der Untersuchung zugrunde:  

 

1.   In welchem Ausmaß werden Kinder zwischen viereinhalb und siebeneinhalb 

Jahren in Alltagstätigkeiten einbezogen? Über welche Alltagskompetenzen ver-

fügen Kinder im (Vor-)Schulalter? 

2.   Ist Alltagskompetenz an Elternbildung gekoppelt? 

3.   Korreliert die Alltagskompetenz mit einem gelungenen Schulstart? 

    4.   Welche Gründe stehen dem Erwerb von Alltagskompetenz entgegen?  

 

Neben den Angaben über die Alltagskompetenz wurde nach der Schulbildung der El-

tern gefragt, die bei den Praxiskindern und den Schulanfängern eine weitgehende 

Übereinstimmung in der Verteilung zeigte; der Anteil der Eltern mit höherem Schulab-

schluss war im Vergleich zum bundesdeutschen Durchschnitt etwas höher. 

Fast alle Kinder (95,6%) hatten mindestens zwei Jahre einen Kindergarten besucht; im 

Durchschnitt wurde ein Freizeit- oder Förderangebot (Sport, Musikschule, Basteln, 

Englisch) wahrgenommen. 96,6% der Kinder hatte die Gelegenheit, direkt vor der 

Haustür zu spielen. 

Die Alltagskompetenz wurde gemessen, indem die Eltern zur Selbstständigkeit der 

Kinder bei 16 verschiedenen Alltagstªtigkeiten (āFamilienErgo-Tªtigkeitenó) befragt 

wurden, z.B. An- und Ausziehen, Brot schmieren oder Verabredungen am Telefon tref-

fen. Dabei ging es bei den Kindern im Alter der letzten Vorsorgeuntersuchung (U9, 

viereinhalb bis fünfeinhalb Jahre) bewusst um die Häufigkeit der ausgeführten Tätigkei-

ten, um nicht die theoretische, sondern die aktive Kompetenz der Kinder zu messen 

(vgl. a.a.O., S.324-326). 

Eine Übersicht der erfragten Alltagskompetenzen und die Angaben zur Häufigkeit ihrer 

Ausführung wird in der folgenden Grafik dargestellt: 
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 Abb. 9: Antworten auf die Frage: Wie oft hat ihr Kind die folgende Tätigkeit in den 

 

 Quelle: Mit freundlicher Genehmigung von Dr. Rupert Dernick 

 

Die Häufigkeitsverteilung der Alltagstätigkeiten zeigt, dass alle Handlungen im unter-

suchten Alter tatsächlich ausgeführt werden können, aber von etlichen Kindern nicht 

regelmªÇig durchgef¿hrt werden. Lediglich bei den Kriterien āselbststªndiges Einkau-

fenó und āSchleife bindenó ist die Anzahl derjenigen, die dies nicht alleine tun, so hoch, 

dass auf einen hohen Schwierigkeitsgrad geschlossen werden kann. Da aber immerhin 

knapp 25% mindestens gelegentlich eine Schleife binden und 43% alleine einkaufen, 

wäre es angebracht danach zu fragen, ob die Kinder diese Tätigkeit tatsächlich nicht 

alleine ausführen können, oder ob es an Gelegenheit bzw. an Zutrauen der Eltern 

mangelt.  

Von den siebenjährigen Kindern der Stichprobe (insg. 144) können sich fast alle alleine 

aus- und anziehen (99,3 bzw. 98,6%). Kompetenz ist bei über 90% vorhanden in Be-

zug auf das Essen (Brot schmieren, Tisch decken, Gebrauch von Besteck, Hilfe beim 

Kochen) und Telefonieren. Weniger können eine Schleife binden (88,2%). Die Zahlen 

nehmen ab bei der Erledigung von weiteren Hausarbeiten: Wäsche legen und Einkau-

fen praktizieren nur 75%, die Spülmaschine ausräumen und Abtrocknen lediglich 2/3 

der Kinder, und Wäsche aufhängen nur 50%. 

Befragt nach den Gründen für die fehlenden Kompetenzen, geben die Eltern vor allem 

an, dass die Tätigkeiten alleine schneller durchzuführen seien und/oder es sich noch 

nicht ergeben habe, die Kinder anzuleiten. Die meisten Eltern sehen die Mithilfe im 
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Haushalt als wichtig bzw. richtig an und sind nicht der Meinung, dass das Kind diese 

verweigert (vgl. a.a.O., S.326-330). 

Um eine Korrelation mit einem gelungenen Schulstart untersuchen zu können, erstell-

ten die Lehrer der beteiligten Grundschulklassen einen Katalog von neun Kriterien, mit 

deren Hilfe die Lernvoraussetzungen am Schulanfang gemessen werden sollten. Diese 

sind  

¶ Umsetzung mündlicher Aufforderungen 

¶ Mündliche Mitarbeit im Unterricht 

¶ Grafomotorik 

¶ Räumliche Orientierung 

¶ Lebenspraxis 

¶ Sozialverhalten 

¶ Emotionale Stabilität 

¶ Auffassungsgabe. 

 

Die Schulanfänger wurden nach sechs Wochen anhand dieser Kriterien durch ihre 

Lehrer eingeschätzt. In der Auswertung zeigte sich, dass die Beurteilung der Lehrer am 

stªrksten mit den Faktoren āSchulbildung des Vatersó und āFamilienErgo-Tªtigkeitenó 

korrelierte, wobei zwischen diesen beiden keine signifikante Korrelation vorhanden 

war. Die Kinder, die eine hohe Alltagskompetenz zeigten, wurden auch in ihren Lern-

voraussetzungen von den Lehrern besser eingeschätzt. Damit wäre die Einbeziehung 

der Kinder in alltägliche Aufgaben ebenso einflussreich für eine gute Schulvorbereitung 

wie die elterliche Schulbildung, und das unabhängig voneinander: Einige Kinder, deren 

Eltern einen niedrigen Schulabschluss hatten, zeigten eine deutlich höhere Alltags-

kompetenz als manche Kinder von Akademikern (vgl. a.a.O. S.324f. u.329f.; Dernick/  

Küstenmacher 2010, S.110).  

Dernick sieht die Ergebnisse der Studie als Ă(é) einen Hinweis auf eine positive Kor-

relation zwischen Fºrderung im Familienalltag und gelungenem Schulstartñ (Dernick 

u.a. 2009, S.331). Als problematisch gelten daher die ungenutzten Potenziale in die-

sem Förderspektrum: Die meisten Kinder sind in der Lage, einfache Haushaltstätigkei-

ten zu verrichten, bekommen aber nicht die Gelegenheit dazu. ĂDadurch verpassen die 

Kinder viele Möglichkeiten, ihre Fertigkeiten durch ¦ben zu verbessernñ (a.a.O., 

S.326). In diesem Zusammenhang vermutet er eine Ursache für die steigende Verord-

nung von therapeutischen MaÇnahmen: ĂWenn 1/3 der Vorschulkinder hunderte von 

Trainingsmöglichkeiten für Motorik, Geschick und (Eigen-)Wahrnehmung versäumen, 

könnte dies ein wichtiger Faktor für die Zunahme motorischer Störungen in den letzten 

10 Jahren seinñ (a.a.O., S.330). 
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Dernick räumt ein, dass die Studie eine derartige Hypothese nahelegt, diese aber nicht 

ausreichend wissenschaftlich untermauert. Weitere Untersuchungen seien nötig, um 

einen eindeutigen Zusammenhang zwischen der familiären Förderung durch Alltagstä-

tigkeiten und einem gelungenen Schulstart nachzuweisen. ĂBei Bestªtigung der Ergeb-

nisse dieser Studie wäre eine in breiten Bevölkerungsschichten verfügbare vorschuli-

sche Bildungsressource identifiziert, die kaum zusätzlicher finanzieller oder zeitlicher 

Investitionen bedarf und das Angebot vieler Kindertagesstªtten ergªnztñ (a.a.O., 

S.331). Dass eine Einbeziehung der Kinder förderlich für ihre Entwicklung ist und zur 

Entstehung von Selbstständigkeit und Selbstbewusstsein beiträgt, ist allgemeiner Kon-

sens. Die Studie zeigt, dass diese Ressource unabhängig vom Bildungsstatus der Fa-

milie ist (vgl. a.a.O., S.330f.).  

Um Eltern auf diese Möglichkeiten bzw. ihre eigene Vorbildfunktion hinzuweisen und 

ihnen die Umsetzung zu erleichtern, hat Dernick einen Elternleitfaden entwickelt, in 

dem er ï auf Basis der KIKA-Studie -  die Grundlagen seines Ansatzes und die prakti-

sche Anwendung im familiären Bereich vorstellt. Er ist als kurze Broschüre mit den 

verschiedenen Trainingsbereichen und als umfassendes Buch mit detaillierten Erklä-

rungen zu Schulvoraussetzungen und Hinweisen zur Überwindung von Schwierigkei-

ten erschienen (vgl. Dernick 2009; Dernick/Küstenmacher 2010). 

Der Elternleitfaden wird im Folgenden vorgestellt. 

 

     6.1.2 Die āFamilienErgoó33 

Dernick geht durch seine Erfahrungen in der pädiatrischen Beratungstätigkeit davon 

aus, dass alle Eltern ihren Kindern zu einem erfolgreichen Schulstart verhelfen wollen. 

Dafür brauchen die Kinder geeignete Lernvoraussetzungen, mit deren Hilfe sie nicht 

nur inhaltliches Wissen erfassen können, sondern sich auch in der fremden Umgebung 

der Schule zurechtfinden und den äußerlichen, organisatorischen Anforderungen ge-

wachsen sind. Geraten sie z.B. durch die Bewältigung des Schulweges oder durch 

mehrere, gleichzeitig gestellte Handlungsaufträge des Lehrers unter Stress, ist die 

notwendige Bereitschaft zum Aufnehmen von Lerninhalten bereits eingeschränkt. 

Dernick sieht die Verantwortung für eine effektive Schulvorbereitung nicht nur bei den 

Institutionen, sondern in erheblichem Maße auch bei den Eltern. Diese organisieren oft 

externe Fördermaßnahmen für ihre Kinder, messen aber den im Alltag vorhandenen  

Fördermöglichkeiten kaum Bedeutung zu. Da eingekaufte Kurse und Maßnahmen zu-

dem manchmal zeitlich und finanziell unerschwinglich oder unerreichbar sind, viele 

Eltern aber auch unsicher in der Wahl sind, ist das āFamilienErgoó-Training als Alterna-

tive für alle Familien konzipiert. Der Begriff bedeutet, dass Kinder in alltägliche Tätig-

                                                           
33

 Die Verwendung des weiblichen Genus geht auf den Sprachgebrauch des Autors zurück. 
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keiten einbezogen werden mit dem Ziel, die Wahrnehmungs- und Handlungsfähigkeit, 

die Selbstständigkeit und das Selbstbewusstsein aller Vorschulkinder zu stärken. Der-

nick setzt voraus, dass Kinder im Vorschulalter stolz sind, wenn sie helfen dürfen, und 

dass sie gerne helfen. Durch regelmäßiges Tun und die damit verbundene Wiederho-

lung wird die Wahrnehmungsentwicklung unterstützt; ein fortschreitender Schwierig-

keitsgrad begünstigt die Lernprozesse. Diese Art der Förderung kann im Familienalltag 

geschehen; eine kommerzielle Leistung speziell für Vorschulkinder ist dafür nicht not-

wendig. Für die Schulvorbereitung sollen die Tätigkeiten eine Ähnlichkeit zu den Anfor-

derungen im Schulalltag aufweisen (vgl. Dernick/ Küstenmacher 2010, S.9-16).  

Dernick nennt vier Bereiche der Schulvorbereitung:  

 

Tab. 2: Kriterien der Schulfähigkeit 

Kompetenz Drückt sich aus durch 

Motorik Bewegung und Präzision 

Kognitive Entwicklung Sortieren/Kategorisieren/Vergleichen/Verstehen 

Sprache Ausdrucks- und Überzeugungsfähigkeit  

Soziales Verhalten, Selbstständig-
keit 

Wachsen an den eigenen Aufgaben  

vgl. Dernick/Küstenmacher  2010, S.18 

 

Für alle vier Bereiche werden in dem Elternleitfaden ï neben Grundlagen für eine ge-

sunde Entwicklung ï die erforderlichen Fähigkeiten und ihre Bedeutung für die schuli-

schen Anforderungen benannt. Zur Umsetzung schlägt Dernick Übungen vor, die im 

alltäglichen Familienleben natürliche Fördermöglichkeiten bieten, und gibt Anregungen 

zur weiteren Unterstützung.  In der folgenden Aufstellung werden die Zuordnungen 

überblicksweise dargestellt: 
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Tab. 3: Kompetenztraining durch die āFamilienErgoó 

 

Kompetenz 

 
Einzelne  
Fähigkeiten 

 
Bedeutung 
für die Schule 

 
Übungsmöglichkeiten      
in der Familie 

Motorik Feinmotorik Grafomotorik 
 
 
 
 
 

Bilder malen, basteln 
Brot schmieren 
Abwaschen, abtrocknen 
Gemüse und Obst schnei-
den 
Hilfe beim Kochen/Backen 
Anziehen 

  
Grobmotorik 
 

 
Körperliche Ausdauer 
bei Schulweg, Sport 
und Spielen 
 

 
Bewegungsfreude fördern   
durch Spielen und Toben 
Ballspiele, klettern, 
schwimmen lernen 
Bewegungsanlässe schaf-
fen durch Fußwege/Rad- 
fahren  
Hilfe beim Staubsaugen 
und (Schnee-)Fegen 
Fernsehzeiten und Auto-
strecken begrenzen 

 
Kognitive 
Entwicklung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Seriation: 
Zusammen-
hänge und Un-
terschiede er-
kennen 
 
 
Beziehungen 
herstellen 
 
 
 
Zahlenwissen 
und Mengen-
verständnis 
 
 
 
 
Konzentration 
 
 
 
 
 
 
Gedächtnis-
leistung 
 
 
 
                

 
Vergleich v. Mengen, 
Längen, Formen als 
Grundlage f. mathe-
matische Fähigkeiten 
u. Strategien d. 
Rechtschreibung 
   
Räumliche und zeitl. 
Angaben verstehen 
und umsetzen 
 
 
Anweisungen verste-
hen, z.B. Buchseite 
aufschlagen, Gruppen 
bilden 
 
 
 
Aufträge in einer un-
ruhigen Schulklasse 
hören und ausführen 
können 
15 Minuten bei einer 
Aufgabe bleiben 
 
Kurzzeitgedächtnis f. 
d. Erledigen von An-
weisungen 
Langzeitgedächtnis f. 
d. Behalten von Lern-
inhalten 

 
ĂSockenmemoryñ:  
Vergleichen, Sortieren und 
Zuordnen von Socken-
paaren 
Müll trennen 
Geschirr wegräumen 
 
Aufträge beim Einkaufen 
Rechts und links benennen, 
wiederholen, üben 
Tisch decken 
 
Zählen lernen bis 10, z.B. 
beim Treppensteigen 
Zahlensymbole kennen, 
z.B. durch Kartenspiele 
Telefonnummern wählen 
 
 
Mehrere kleine Aufträge 
beim Einkaufen hören, be-
halten und ausführen 
Inhalt eines kurzen Telefo-
nats wiedergeben 
Tisch vollständig decken 
 
Einkaufen 
Telefonieren 
Kinderzimmer aufräumen 
Wäsche wegräumen 
Eigene Adresse merken 
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Kompetenz 

 
Einzelne 
Fähigkeiten 

 
Bedeutung  
für die Schule 

 
Übungsmöglichkeiten in 
der Familie 

 
Sprache 

 
Deutliches, ver-
ständliches 
Sprechen 
 
 
 
 
Verstehen des 
alphabetischen 
Prinzips 
 

 
Wahrgenommen und 
verstanden werden 
 
 
 
 
 
Vorbereitung auf den 
Schriftspracherwerb 

 
Mit dem Kind reden, Hand-
lungen erklären 
Zum Sprechen motivieren 
durch Interesse und Auf-
merksamkeit 
Vorlesen 
 
Buchstaben kennenlernen 
und wiedererkennen, z.B. 
im eigenen Namen 

 
 
 
Soziales 
Verhalten 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Selbststän-
digkeit 

Phonologische 
Bewusstheit  
 
Soziale Kontak-
te bzw. Freund-
schaften herstel-
len und pflegen 
können 
Regeln einhal-
ten 
Andere respek-
tieren und wert-
schätzen 
Aufforderungen 
befolgen 
 
Alleine zurecht- 
kommen 
Zutrauen in ei-
gene Fähigkei-
ten 
 

 
 
 
Wohlfühlen in der 
Gruppe und sich ein-
fügen können 
Bereitschaft und 
Ideen zur Konfliktlö-
sung 
 
 
 
 
 
 
 
Wege alleine finden 
und bewältigen 
Namen, Adresse, Te-
lefonnummer kennen 
Verantwortung für 
eigene Sachen tragen 
Materialien finden und 
wegräumen 
 

Reime sprechen und dazu 
klatschen 
 
Eltern als Vorbilder 
im Umgang mit anderen 
Menschen, Freunden und 
Erzieherinnen/Lehrern 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Schulweg üben 
Fußwege gehen und ein-
prägen 
Merkfähigkeit fördern 
dem Kind etwas zutrauen, 
kleine Aufgaben selbst-
ständig erledigen lassen 
alleine anziehen 
aufräumen 

vgl. Dernick/Küstenmacher 2010; Zusammenstellung Kirsten Raudonat 

 

Die vier Entwicklungsbereiche übergreifend bietet eine musische Förderung zahlreiche 

Möglichkeiten der Kompetenzentwicklung. Durch auswendiges Singen von Liedtexten 

lässt sich beispielsweise das Langzeitgedächtnis trainieren. Das Klatschen zu rhythmi-

schen Silben ist ein Beitrag zur motorischen Koordination und unterstützt gleichzeitig 

die Entwicklung der phonologischen Bewusstheit, ebenso wie Liedtexte in Reim-Form. 

Das gemeinsame Singen bietet Anlässe für soziale Kontakte und Begegnungen. Diese 

Art von musischer Förderung kann ebenfalls Teil der familiären Beschäftigung sein und 

ist bereits ohne eine (teure) Form des musikalischen Unterrichts durchführbar (vgl. 

a.a.O., S.55-58). 
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Dernick befragte auch Viertklässler nach den ihrer Meinung nach wichtigsten Fähigkei-

ten für den Schulbeginn. Ihre Antworten lassen sich in zwei Kategorien zusammenfas-

sen: Selbstwertgefühl/Selbstbewusstsein (Umgang mit Kritik, Misserfolg und Leis-

tungsvergleich; Gelassenheit; Mut zum Nachfragen) und Selbstdisziplin (still sitzen, 

zuhören können; Geduld und Beherrschung). Außerdem wurde es als wichtig erachtet, 

ein Vorbild zu haben. Dernick fasst diese Fähigkeiten unter dem Stichwort Schulreife 

zusammen. ĂSchule ist nicht nur Lern-, sondern auch wesentlicher Lebensort von Kin-

dern. Der Erwerb sozialer Fähigkeiten ist nicht nur für den sozialen Erfolg wichtig, son-

dern auch Voraussetzung dafür, dass der Kopf für das schulische Lernen frei ist. Kin-

der sollen Aufgaben haben und auch lernen, Dinge zu tun, zu denen sie im Moment 

keine Lust habenñ (a.a.O., S.80). Dies kann in der Familie ge¿bt werden, wenn die 

Kinder ein oder zwei verbindliche Aufgaben im Haushalt bekommen, deren Erledigung 

von ihnen häufig und regelmäßig erwartet wird (vgl. a.a.O., S.78-80). 

Die āFamilienErgoó beinhaltet neben der ausf¿hrlichen Beschreibung der Schulvoraus-

setzungen  und der täglichen Übungsmöglichkeiten einen detaillierten Test, mithilfe 

dessen Eltern den aktuellen Kompetenzstand ihres Kindes feststellen und ggf. später 

überprüfen können. Desweiteren wird das Training in überschaubare Tageseinheiten 

und sieben Tätigkeitsbereiche gegliedert, die mit einer ausführlichen Erfolgskontrolle 

für die Eltern und einem Belohnungssystem für die Kinder evaluiert und verstärkt wer-

den können. Zusätzlich werden weiterführende Informationen zum Selbstverständnis 

der ĂEltern als Managerñ (a.a.O., S.162) ihrer Kinder, zum Umgang mit Medienkonsum, 

für auftauchende Schwierigkeiten bzw. Entwicklungsverzögerungen gegeben (vgl. 

a.a.O., S.139-188). 

 

     6.1.3 Anwendung im āBr¿ckenjahró und weitere Verbreitungswege 

Der Autor der āFamilienErgoó bietet Vortragsabende f¿r Eltern, Erzieherinnen und Leh-

rer an. Hier werden die Inhalte der āFamilienErgoó vorgestellt, so dass die Zusammen-

hänge zwischen den Übungen und der Schulvorbereitung ersichtlich und verständlich 

werden. Im Rahmen des Modellprojektes āBr¿ckenjahró hielt er zwischen 2008 und 

2010 ca. 30 dieser Vorträge in verschiedenen Regionen Niedersachsens.34 Da die ge-

meinsamen Fortbildungen im āBr¿ckenjahró durch das Modellprojekt finanziert wurden, 

ergab sich hier eine wenig aufwändige und kostenlose Form der Kooperationsarbeit, 

die auch die Eltern mit einbezog (vgl. Dernick o.A. a). 

Der Vortrag ist auch als selbstständig einzusetzendes Material erhältlich, das für eige-

ne, von den Einrichtungen organisierte Veranstaltungen nutzbar ist. Damit können die 

Inhalte referentenunabhängig für die Zusammenarbeit mit den Eltern und die Gestal-
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 Auch für die freundliche Genehmigung dieser Angabe danke ich Herrn Dr. Dernick. 
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tung des Übergangs eingesetzt werden. Daneben werden auch Seminare für Ärzte und 

medizinische Fachangestellte organisiert. Diese können in den kinderärztlichen Praxen 

einen Teil der (prophylaktischen) Arbeit übernehmen, wenn sie bei den obligatorischen 

Vorsorgeuntersuchungen auf solche Möglichkeiten der Schulvorbereitung hinweisen 

und Anregungen zur Umsetzung geben. Dafür sollen die medizinischen Fachangestell-

ten gesondert geschult werden. Die Seminare und Vorträge finden deutschlandweit 

statt (vgl. Dernick o.A. a; Dernick 2011). Eine besondere Bedeutung erhält die Zusam-

menarbeit zwischen den Kindergärten und den Pädiatern: Mithilfe eines Beobach-

tungsbogens, den die Erzieherinnen im Kindergartenalltag ausfüllen sollen, können 

Auffälligkeiten in den einschlägigen Entwicklungsbereichen, die sie selbst oder der 

Kinderarzt bei der Vorsorgeuntersuchung feststellen, definiert und auf Ausmaß und 

Dauerhaftigkeit überprüft werden. Die Erzieherin und der Arzt erhalten so eine Mög-

lichkeit des Austauschs und der gegenseitigen Bestätigung ihrer Beobachtungen. Eine 

weitergehende Beratung, wie Eltern ihre Kinder mit der āFamilienErgoó fºrdern kºnnen, 

ist dann in einem Entwicklungsgespräch mit der Erzieherin oder in der Kinderarztpraxis 

durch medizinische Fachangestellte möglich (vgl. Dernick 2011, S.11-22). 

Das āFamilienErgoó-Programm kann auch in Form einer Eltern-Kind-Gruppe durch-

geführt werden. In mehreren wöchentlichen Terminen werden die verschiedenen Tä-

tigkeitsbereiche vorgestellt und der Zusammenhang zu den Aspekten der Schulfähig-

keit erklärt. Gemeinsame Spiele und Handlungen üben die erlernten Tätigkeiten und 

schenken Eltern und Kindern eine positive Zeit des Zusammenseins. Dieses Modell 

wurde in einem Familienzentrum in Hannover entwickelt und zur Nachahmung für an-

dere Gruppen in einem Fotobuch35 dokumentiert (vgl. a.a.O., S.26f.).  

Eine weitere Mºglichkeit der Verbreitung ist das āFamilienErgoó-Lied, das der Autor 

selbst verfasste und dessen Refrain mit den Kindern im Kindergarten einstudiert wer-

den kann, z.B. beim gemeinsamen Kochen oder Backen. Die Kinder werden in ihrer 

Selbstständigkeit bestätigt und können das Lied zuhause oder bei Festen im Kinder-

garten vortragen. ĂDas Ein¿ben (é) transportiert die Botschaft āLass mich mal ranó in 

die Elternhªuser und weckt Neugierde (é)ñ (a.a.O., S.24). Da ein Lied oft im Gedäch-

tnis bleibt, kann es auch in der Anwendungsphase der āFamilienErgoó eine unterst¿t-

zende Reminiszenz bedeuten (vgl. ebd.). 

 

     6.2. Diskussion 

Die āFamilienErgoó hat den Anspruch, eine effektive Schulvorbereitung zu ermºglichen, 

und zwar mit den in den meisten Familien natürlicherweise vorhandenen Ressourcen 

und Methoden. Im Folgenden soll überprüft werden, ob die in den bisherigen Kapiteln 
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 Stadt Hannover/Familienzentrum Gronostraße (2011): Eltern-Kind-Programm zur Schulvorbereitung.  
    FamilienErgo. 
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vorgestellten wissenschaftlichen Ergebnisse mit dem Ansatz und diesem Anspruch 

kompatibel sind. 

 

     6.2.1 Schulfähigkeit als Ko-Konstruktion verschiedener Ökosysteme 

Der Ansatz der āFamilienErgoó beinhaltet die Vorstellung, dass ein Schulkind bestimmte 

Kompetenzen besitzen sollte, um sich im Schulalltag zurechtzufinden und geeignete 

Lernvoraussetzungen mitzubringen. Diese Kompetenzen werden sowohl in wissen-

schaftlichen Untersuchungen genannt als auch von den befragten Lehrern in der KIKA-

Studie bestätigt (s.u.).  

Das im Transitionsansatz beschriebene Verständnis von Schulfähigkeit bezieht sich 

auf einen ko-konstruktiven Prozess, der nicht nur die Eigenschaften und Kompetenzen 

des Vorschulkindes, sondern auch die Schulfähigkeitsphilosophie der Kooperations-

partner Kindergarten, Schule und Eltern sowie die Anschlussfähigkeit der von ihnen 

initiierten Bildungsanregungen berücksichtigt (vgl. Kap. 3.2 u.3.5). Der Einsatz von 

āFamilien-Ergoó sollte daher in einem Zusammenhang mit diesem Prozess stehen; d.h. 

für alle Beteiligten ist Transparenz darüber, welche Schulfähigkeits-Kriterien in ihrer 

Kooperation von Bedeutung sind, unerlässlich. 

Eine Erziehungs- und Bildungspartnerschaft ist der geeignete Rahmen für die gemein-

same Arbeit im Transitionsprozess. In ihr kann die Ko-Konstruktion der Schulfähig-

keitsphilosophie geschehen und damit auch der Beitrag der Eltern zur Schulvorberei-

tung āauf Augenhöheó diskutiert werden (vgl. Kap.4.4 u.5.4).  

Dernick bezeichnet das Vorhandensein notwendiger persönlicher und sozialer Kompe-

tenzen wie Selbstbewusstsein, Selbstwertgef¿hl und Selbstdisziplin als āSchulreifeó. 

Ihre Entwicklung sollte schon vor Schulbeginn angeregt werden. In der familiären Um-

gebung sowie in Gruppen-Situationen, z.B. im Kindergarten, haben die Kinder Gele-

genheit zur Übung (vgl. Dernick/Küstenmacher 2010, S.78-80).  

Die Verwendung des Begriffs Schulreife ist in diesem Zusammenhang problematisch, 

da die historische Entstehung seiner Bedeutung das Vorhandensein eines biologischen 

Reifestandes impliziert. Gerade diese Kompetenzen werden aber im Zusammenspiel 

mit Bindungs- und Beziehungserfahrungen entwickelt; die verschiedenen Ökosysteme 

tragen zu ihrer Entstehung und Förderung bei (vgl. Kap. 3.1 u.3.2). Dernick selbst cha-

rakterisiert diese Kompetenzen mit dem Sprichwort ĂDer Mensch wªchst mit seinen 

Aufgabenñ (Dernick/K¿stenmacher 2010, S.78). Damit spricht er die Bedeutung von 

Erfahrung und Lernen als Initiatoren der hier erforderlichen Entwicklungsprozesse an. 

Genauso wie diese im vorschulischen und häuslichen Bereich gefördert werden soll-

ten, kann auch die neue Klassensituation in der Grundschule zu ihrer weiteren Unters-

tützung beitragen. Im Sinne eines Transitionsverständnisses, das nicht gleich zu Be-

ginn der Schulzeit ein āfertigesó Schulkind erwartet, sondern den ¦bergangsprozess 
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erst nach einiger Zeit und individuell verschieden abgeschlossen sieht (vgl. Kap. 2.4), 

wäre es auch hier sinnvoller, von Schulfähigkeit bzw. Anschlussfähigkeit zu sprechen. 

 

     6.2.2 Aspekte der Schulfªhigkeit und āFamilienErgoó 

Das āFamilienErgoó-Konzept zielt auf die Förderung der vier Kernbereiche Motorik,  

kognitive Entwicklung, Sprache und soziales Verhalten bzw. Selbstständigkeit. Sie 

werden, neben der Wahrnehmungsfähigkeit, sowohl von Erzieherinnen und Lehrern als 

auch von Eltern als wichtigste Schulfähigkeits-Kriterien anerkannt. Im Bereich der kog-

nitiven Entwicklung wird in den bereits genannten Untersuchungen (vgl. Kap. 3.2 u.3.4) 

die Konzentrationsfähigkeit als besonders relevant bewertet. Dernick schließt die 

Wahrnehmungsfähigkeit mit ein, da ihre Entwicklung durch die alltäglichen Übungen im 

Haushalt und in der Familie unterstützt wird (vgl. Dernick o.A. b). 

Griebel und Niesel (2004) definieren zwei Bereiche der Schulfähigkeit: Die Basiskom-

petenzen zum einen umfassen (neben persönlichkeitsbezogenen Faktoren, sozialen 

Beziehungen sowie der Resilienz-Stärke) die distalen Kriterien Wahrnehmung, Kon-

zentration, Sprache und soziales Verhalten. Schulnahe Vorläuferfähigkeiten zum ande-

ren beziehen sich z.B. auf Gliederungsfähigkeit und Mengenerfassung (vgl. Kap.3.5). 

Diese werden von Kammermeyer (2003; 2011) als vorhersagekräftige Faktoren für das 

Erlernen der Kulturtechniken hervorgehoben (vgl. Kap.3.2 u.3.4). In der Liste der 

Schulvoraussetzungen, die Grundschullehrer für die KIKA-Studie erstellten, werden 

diese proximalen Fähigkeiten nicht erwähnt; alle genannten Kriterien gehören, bis auf 

die Grafomotorik, zu den distalen Kompetenzen. Die āFamilienErgoó greift neben diesen 

aber auch die spezifischen Vorläuferfähigkeiten auf; sie werden im Bereich der kogniti-

ven Entwicklung und der Sprachentwicklung angesprochen.  

Die in der KIKA-Studie befragten Lehrer bewerten die grafomotorischen Fähigkeiten 

als wichtige Lernvoraussetzung für den Unterricht. In den Studien von Kammermeyer 

(2003) und Pohlmann-Rother u.a. (2011) werden sie unterschiedlich eingeordnet. Be-

sonders bei Erzieherinnen rangiert die Feinmotorik auf den vorderen Plätzen (vgl. 

Kap.3.2 u.3.4). Sie nehmen die Entwicklung der Feinmotorik als Voraussetzung für den 

Schulerfolg und als eine von ihnen erwartete Vorbereitungsleistung wahr. Im Gegen-

satz zu den genannten Untersuchungen bestätigen in der Studie von von Bülow (2011) 

auch die Lehrer die Wichtigkeit der Feinmotorik (vgl. a.a.O., S.100 u.118f.; s.198).  

Dernick schätzt die motorischen Kompetenzen ebenfalls als bedeutende Vorausset-

zung für den Schulunterricht ein und widmet ihrer Förderung ein Kapitel. Neben der 

Feinmotorik als Voraussetzung für den Schriftspracherwerb hält er grobmotorische 

Fähigkeiten für wichtig, damit die Kinder sich im Spiel und beim Sport in der sozialen 

Gruppe wohlfühlen. Das sich wiederholende und regelmäßige Training durch viel Be-
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wegung erhöht die Ausdauer, die für den Schulweg und im Sportunterricht benötigt 

wird (vgl. Dernick/Küstenmacher 2010, S.27-32). 

Beelmann (2006) stellt fest, dass die Eltern die erwünschte Selbstständigkeit ihrer Kin-

der selber kaum fördern: Nur zwei von 60 Befragten gaben an, hier konkrete Maßnah-

men durchzuführen (vgl. a.a.O., S.126). Dies korrespondiert mit der Feststellung von 

Dernick, dass Kindern im Vorschulalter weniger Alltagsaufgaben überlassen werden. 

Nach Niesel u.a. ist gerade das Erleben von Autonomie und intrinsischer Motivation ein 

Schlüssel, um das Lernen zu lernen. Eine zunehmende Rolle in der Pädagogik spielt 

dabei die Selbstbestimmungstheorie (Self-Determination Theory) von Deci und Ryan36:  

ĂIm Mittelpunkt der Selbstbestimmungstheorie steht das Bestreben des Kindes, sich 

selbst als eigenständiges Zentrum seines Handelns zu erleben und ohne Kontrolle von 

außen über die Bewältigung von Aufgaben bestimmen zu können. Dabei darf Autonomie 

nicht mit totaler Unverbindlichkeit verwechselt werden. Handlungsfreiheit ist nur dann ein 

positives Erlebnis, wenn die Chance besteht, eine Aufgabe erfolgreich bewältigen zu 

kºnnen. Solche positiven Erfahrungen f¿hren zu Kompetenzerlebenñ (Niesel u.a. 2008, 

S.57f.). 

Nicht nur Pädagogen, sondern gerade auch Eltern können daran mitwirken, dass Kin-

der an ihrer Umwelt interessiert sind und, eingebettet in einen liebevollen und ermuti-

genden Kontext, eigene Erfahrungen machen dürfen (vgl. a.a.O., S.57-59).  

Ă(Fast) alle Kinder im Vorschulalter sind froh und stolz, wenn sie den Erwachsenen 

helfen kºnnen und Erwachsenentªtigkeiten ausf¿hren d¿rfenñ (Dernick/K¿stenmacher 

2010, S.10). Die āFamilienErgoó setzt hier an, mithilfe dieses Interesses die kindliche 

Handlungsfähigkeit und Selbstständigkeit anzuregen. Eltern können ihren Kindern 

durch alltägliche, im Schwierigkeitsgrad angepasste Aufgaben Erfolgserlebnisse ver-

schaffen und zur Kompetenzausbildung verhelfen.  

Aus der Studie von Grotz (2005) geht hervor, dass die Anpassungsfähigkeit eines Kin-

des ein zentraler Faktor für die positive Bewältigung des Transitionsprozesses ist. Die 

Entwicklung der Anpassungsfähigkeit wird maßgeblich durch die Unterstützung seitens 

der Eltern und Erzieherinnen beeinflusst (vgl. a.a.O., S.225; Kap. 2.4.1). Die von  

Dernick befragten Schulkinder nennen in ihren Antworten zu den wichtigsten Schulvor-

aussetzungen verschiedene soziale Kompetenzen. Sich in die Klassengruppe einord-

nen zu können, erfordert Selbstdisziplin; für den Umgang mit anderen Kindern und mit 

eigenen Erfolgen und Misserfolgen braucht es ein gesundes Selbstbewusstsein und 

Selbstwertgefühl. Hier geht es um die Anpassungsfähigkeit im neuen sozialen System 

Schule, die nach Grotz bereits in der Familie und im Kindergarten gefördert werden 

muss. Die āFamilienErgoó unterst¿tzt die Herausbildung dieser Kompetenzen, indem 

Vorschulkinder alltägliche Aufgaben übertragen bekommen, deren regelmäßige und 
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verbindliche Erfüllung dann auch von ihnen erwartet wird. Die Kinder lernen dadurch - 

neben der entsprechenden, sich wiederholenden Wahrnehmungsförderung ï auch bei 

wechselnder Motivation für eine Hausarbeit die Verantwortung zu tragen. Eine weitere 

Form der Selbstdisziplin, das Zuhören, wird in der Übung des Einkaufens geübt: Vor 

der Geräuschkulisse eines Supermarktes lernen die Kinder, die elterliche Stimme mit 

den Einkaufsaufträgen wahrzunehmen. Die Anerkennung des Bemühens und die 

Freude über Erfolge unterstützen das Selbstvertrauen und das Selbstbewusstsein des 

Kindes. 

Die Forderungen nach Anpassungsfähigkeit einerseits und Selbstständigkeit anderer-

seits können den Eindruck erwecken, an die Kinder würden disparate Erwartungen 

gestellt. Tatsächlich werden in der Schule Kompetenzen beider Arten benötigt: Schüler 

müssen in der Lage sein, eigenständig für sich und ihre Materialien zu sorgen, Bezie-

hungen zu gestalten, Aufgaben zu erfüllen und nach Lösungswegen zu suchen. Eben-

so wird von ihnen verlangt, sich in eine Gruppe einzuordnen, Mitschüler und Lehrer zu 

respektieren, fremde Bedürfnisse wahrzunehmen und Anweisungen zu befolgen. Beide 

Aspekte werden in der āFamilienErgoó angesprochen, der Schwerpunkt liegt aber da-

rauf, dass die Kinder durch das Erleben von eigener Kompetenz in ihrer Selbstwirk-

samkeitserfahrung, ihrer Selbstständigkeit und ihrem Selbstbewusstsein gestärkt und 

zum Lernen motiviert werden.  

Ein Zusammenhang zwischen den āFamilienErgoó-Tätigkeiten und einem erfolgreichen 

Schulbeginn konnte in der KIKA-Studie nicht eindeutig bestätigt werden. Alle in dem 

Konzept angesprochenen Kriterien der Schulfähigkeit gehören aber zu den Kernkom-

petenzen, die sowohl allgemein als auch wissenschaftlich als zentral für den Schuler-

folg betrachtet werden. Niesel beschreibt für Eltern in einem Beitrag des Online-

Familienhandbuches u. a. exakt die in der āFamilienErgoó behandelten Förderbereiche, 

ohne das Konzept zu nennen, und gibt Anregungen zur Umsetzung (vgl. Niesel 2010). 

Textor greift in einem anderen Ratgeber an gleicher Stelle den Ansatz von Dernick auf. 

Er nimmt insbesondere Bezug auf Ăbildungsstarke Familienñ (Textor 2011, S. 2f.) als 

solche, die einen wertschätzenden, kommunikativen Erziehungsstil pflegen und ihren 

Kindern Zugänge zu Lern- und Bildungsmöglichkeiten verschaffen. Textor thematisiert 

dabei auch die Gefahr der Überforderung und einseitigen Förderung der Kinder in ex-

ternen Bildungsangeboten. Die āFamilienErgoó wertet er als sinnvollen Beitrag zur fami-

liären Schulvorbereitung in vertrauter Umgebung und mit wenig zusätzlichem Aufwand. 

Ein Hinweis auf den Begriff āFamilienErgoó und die zugehºrige Internet-Seite fehlt (vgl. 

a.a.O., S.2-7).  
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     6.2.3 Kritische Rezeption 

Der Deutsche Verband der Ergotherapeuten (DVE) übt Kritik an der Verwendung des 

Begriffs āErgoó:  

ĂFragw¿rdig und irref¿hrend ist allerdings die Bezeichnung āFamilienErgoó, die eine Nähe 

zur Ergotherapie suggeriert. Die Ähnlichkeit der Begriffe sorgt nach vielen Rückmeldun-

gen an den DVE bundesweit für Verwirrung. Manche Kinderärzte scheinen anzunehmen, 

dass durch dieses Programm Ergotherapie ersetzt werden kann ð ein Problem, das bei 

ähnlichen Programmen nie aufgetreten ist. Dies ist nat¿rlich nicht der Fallñ (DVE, zit. 

nach Stülpnagel 2012). 

Weiterhin fordert der DVE, dass ĂPräventionsangebote ï und dazu zählen auch Pro-

gramme wie "Familien-Ergo" ï [é] deutlich von einer notwendigen ergotherapeuti-

schen Intervention zu unterscheiden [sind]ñ (ebd.). 

Dernick f¿hrt in einer Stellungnahme dazu aus, dass die verbindende Silbe āergoó 

(griech. für Beschäftigung, Betätigung) als das von Menschen als sinnvoll erlebte Han-

deln sowohl in der Ergotherapie als auch im āFamilienErgoó-Konzept zentrale Bedeu-

tung hat. Während aber die Ergotherapie als Heilmittel die Behandlung kranker und 

behinderter Menschen zur Aufgabe hat, verfolgt die āFamilienErgoó einen prªventiven 

Ansatz für gesunde bis in der Entwicklung leicht auffällige Kinder, deren Potenzial und 

Handlungskompetenz schon durch Veränderungen der Lebensgewohnheiten im famili-

ären Kontext gefördert werden kann. Die Abgrenzung zur Ergotherapie erfolgt dort, wo 

die alltägliche Übung nicht den erwünschten Erfolg zeigt oder zeigen kann, weil die 

körperlichen Voraussetzungen des Kindes gezieltere therapeutische Maßnahmen er-

fordern. Dernick folgert: ĂSo sind FamilienErgo und Ergotherapie keine konkurrieren-

den, sondern sich ergänzende Zugangswege in dem Bemühen, Kindern möglichst viel 

eigenes Handeln und sinnvolle Betªtigung zu ermºglichenñ (Dernick o.A. c). Eine ande-

re Ursache daf¿r, dass die Umsetzung der āFamilienErgoó nicht immer gelingt, kann in 

der Überforderung der Eltern durch fehlende Erfahrungen in der eigenen Kindheit oder 

durch belastende Lebensumstände und -situationen liegen. Auch hier sieht der Autor 

andere Hilfsmaßnahmen, z.B. den Hinweis auf Elternkurse37 oder die Inanspruchnah-

me von behºrdlichen Hilfen angezeigt, da das Konzept der āFamilienErgoó solche tief-

ergehenden Probleme nicht lösen kann oder soll (vgl. ebd.). 

 

     6.2.4 Durchführbarkeit für Eltern 

Hausarbeiten müssen in jeder Familie erledigt werden. Die Übungen der āFamilienErgoó 

sind daher sehr konkret und leicht durchzuführen, da die beschriebenen Handlungen 

selbstverstªndlicher Teil des Tagesablaufes sind. Neben dieser ābeilªufigenó Fºrderung 
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bieten sie den Eltern die Möglichkeit, bei der gemeinsamen Erledigung mit ihren Kin-

dern in Kontakt zu sein. Die KIKA-Studie belegt, dass keine besonderen Bildungsvor-

aussetzungen für das Training notwendig sind. Diese Tatsache und die wenig aufwän-

dige Durchführung machen das Programm zu einem niedrigschwelligen Angebot für 

Eltern, die Schulvorbereitung ohne erheblichen Zusatzaufwand und weitere Vorausset-

zungen zu unterstützen.  

 Die Entlastung der Eltern von Haushaltstätigkeiten könnte als vorrangiger Anreiz ver-

standen werden, die Kinder mit in die Hausarbeit einzubeziehen. Um diese nicht zu 

überfordern oder zu frustrieren, muss die Einhaltung bzw. Steigerung eines angemes-

senen Schwierigkeitsgrades berücksichtigt werden. Die genaue Anleitung im Eltern-

Leitfaden zu den täglichen Übungen, verbunden mit der Aufforderung, nicht das Er-

gebnis, sondern die Bemühungen zu loben, hilft einer übersteigerten Erwartungshal-

tung vorzubeugen (vgl. Dernick 2009; ders. 2011, S.10).  

Dass die āFamilienErgoó sowohl prophylaktisch als auch bei Kindern mit leichten Ent-

wicklungsauffälligkeiten angewandt werden kann, macht sie zu einem attraktiven Prog-

ramm für einen Großteil der Eltern. In jedem Fall muss es ihnen bekannt und zugäng-

lich sein.  

 

     6.2.5 Zugangsmöglichkeiten für Eltern 

Die Verbreitung des Konzeptes durch Vorträge in Kindergärten und Schulen sowie 

durch Hinweise und Beratungen in der pädiatrischen Praxis treffen wesentliche Orte im 

Erziehungsalltag der Eltern. Die Vorsorgeuntersuchungen U5 bis U8 für Kinder sind in 

Niedersachsen (vgl. Land Niedersachsen 2009; Nds. Landesamt für Soziales, Jugend 

und Familie 2012) sowie in den meisten anderen Bundesländern verbindlich. Dadurch 

wird ein Großteil der Familien an signifikanten Stellen der Entwicklung ihrer Kinder er-

reicht und kann ï unter der Voraussetzung, dem behandelnden Arzt ist das Konzept 

vertraut ï auf die āFamilienErgoó aufmerksam gemacht werden. Der Zeitraum der ge-

nannten Vorsorgeuntersuchungen (sechster Lebensmonat bis vierter Geburtstag) er-

möglicht eine frühzeitige Erkennung des vorhandenen Entwicklungsstandes auch in 

Bezug auf die Schulfähigkeit. Da die U9 (fünfter Geburtstag) in Niedersachsen nicht zu 

den verpflichtenden Terminen gehört, wird hier eine Chance vertan, möglichst alle El-

tern zu erreichen. Die im Vorschuljahr folgende Einschulungsuntersuchung ist für alle 

Kinder verbindlich. Sie kann allerdings auch in kürzerem Abstand zur Einschulung 

stattfinden, so dass f¿r die Durchf¿hrung des āFamilienErgoó-Programms weniger Zeit 

bleibt. Das setzt auch eine Verbreitung des Konzepts in den Gesundheitsämtern vor-

aus. Diese wurden auf einer Fachtagung der āLandesvereinigung für Gesundheit und 

Akademie für Sozialmedizin Niedersachsenó (2010) vom Autor der āFamilienErgoó ¿ber 

das Konzept informiert und zeigen Interesse an der Weitervermittlung (vgl. a.a.O.). 
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Die Zusammenarbeit von Kindergärten und Pädiatern ist nur mit dem Einverständnis 

der Eltern machbar. Sie ist sinnvoll, wenn einer der Parteien eine Entwicklungsverzö-

gerung beim Kind auffällt, die von einer zweiten Seite bestätigt werden soll.  

Der Einsatz des Beobachtungsbogens bietet sich als Kommunikationsmittel und Ge-

sprächsgrundlage an. Eltern werden auf vernetzte Beratungsangebote eher eingehen, 

wenn sie den gemeinsamen, auch über die pädagogischen Grenzen hinausgehenden 

Blick auf das Kind bereits kennen und durch eine Erziehungs- und Bildungspartner-

schaft auf die positive Unterstützung seitens der Erzieherinnen vertrauen können. 

Der Hinweis auf evtl. bestehende Entwicklungsverzögerungen muss im Gespräch mit 

den Eltern mit einer respektvollen und einfühlsamen Haltung verbunden sein; anderen-

falls besteht die Möglichkeit, dass die Eltern sich den Argumenten verschließen. Dafür 

müssen Erzieherinnen und medizinische Fachangestellte besonders geschult sein. Für 

die Erzieherinnen gehören Entwicklungsgespräche zur fachlichen Professionalität, 

brauchen aber dennoch Übung. Eine Erziehungs- und Bildungspartnerschaft bietet 

auch in diesem Fall den geeigneten Rahmen, um den Eindruck einer asymmetrischen 

Belehrungssituation gar nicht erst aufkommen zu lassen.  

Dernick (vgl. 2011, S.12-22) gibt in seinem Beratungsmanual dezidierte Hilfestellungen 

für solche Gesprächssituationen.  

Vorträge in den Kindergärten oder Schulen können Teil der regulären Transitionsarbeit 

sein. Wenn sich Institutionen und Eltern über eine gemeinsame Vorstellung von Schul-

fªhigkeit und entsprechende Kriterien geeinigt haben, kann die āFamilienErgoó als Hil-

festellung und als ein Beitrag der elterlichen Schulvorbereitung dienen. Die Organisati-

on solcher Vorträge ist mit Hilfe von überzeugten Kinderärzten oder entsprechend vor-

bereiteten Erzieherinnen bzw. Lehrern durchführbar. Im ersten Fall bedeutet das eine 

finanzielle Belastung; im letzten ist die zusätzliche Arbeitszeit zu bedenken, die aber 

durch das vorhandene, bereits ausgearbeitete Material und die ohnehin selbstver-

ständliche Notwendigkeit von Eltern-Informationsveranstaltungen überschaubar bleibt 

und sich im Hinblick auf das Gelingen des Transitionsprozesses auszahlt. Führen Ärzte 

der Gesundheitsämter die Vorträge im Rahmen der allgemeinen Gesundheitsvorsorge 

durch, könnten beide Hindernisse überwunden werden.  

Dernick beobachtet, dass sich die Teilnehmerzahlen in diesen Fällen erhöhen (vgl. 

a.a.O., S.23). Gründe dafür können sein, dass ihnen eine besondere, professionelle 

Kompetenz bezüglich des Wissens über kindliche Entwicklung zugestanden wird und 

sie als Autoritäten in Bezug auf Einschulungsvoraussetzungen und -entscheidungen 

gelten. Zusätzlich bietet sich den Eltern die Gelegenheit, einen Arzt kennenzulernen, 

der evtl. die Einschulungsuntersuchung ihres Kindes durchführen wird. In der dann 

fremden Situation könnte dies einen Vorteil bedeuten (vgl. Kap. 3.5 u.4.4). 
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Für Eltern sollte eine solche Veranstaltung kostenlos sein, damit die Hemmschwelle, 

sie zu besuchen, möglichst niedrig ist. Dazu trägt ebenfalls der vertraute Rahmen des 

Kindergartens oder der evtl. bereits bekannten Grundschule bei.  

Die āFamilienErgoó-Broschüre mit der genauen Anleitung der Übungen ist mit einem 

aktuellen Preis von vier Euro relativ kostengünstig. Dennoch kann es sinnvoll sein, ihre 

Anschaffung durch Fördervereine oder Träger der Einrichtungen zu unterstützen, um 

sie möglichst allen Eltern zugänglich zu machen. Da sie auch in türkischer, russischer 

und arabischer Sprache erhältlich ist, können auch Eltern mit wenig Deutschkenntnis-

sen einbezogen werden (vgl. Dernick 2011, S. 23 u.38).  

Der ausführlichere Eltern-Leitfaden kann interessierten Eltern empfohlen werden, ist 

aber teurer. Um ihn allen Eltern zugänglich zu machen, könnte man ihn in den Einrich-

tungen anschaffen und dann verleihen. 

Der oben erwähnte Artikel von Textor (2011) ist eine weitere Möglichkeit für Eltern, auf 

die āFamilienErgoó aufmerksam zu werden. Das Internet-Portal āDas Familien-

Handbuch des Staatsinstituts f¿r Fr¿hpªdagogik IFPó (2010) bietet interessierten Eltern 

eine Sammlung von fachlichen Artikeln zu Fragen des Familienlebens. Da das Internet 

ein leicht zugängliches und vielfach genutztes Medium ist, können die Ausführungen 

zum āFamilienErgoó-Ansatz große Breitenwirkung erzeugen.  

Die Vortrags-Angebote, die in der Projektphase des āBr¿ckenjahresó gemacht wurden, 

haben das Konzept etlichen Eltern und Pädagogen bekannt gemacht. In der kommen-

den Phase der Verstetigung der āBr¿ckenjahró-Projekte muss beobachtet werden, ob 

sich die āFamilienErgoó dauerhaft als Beratungs- und Förderkonzept etabliert. In diesem 

Fall sollte es von wissenschaftlichen Langzeitstudien begleitet werden, die dann einen 

Zusammenhang zwischen dem Training und dem prognostizierten bzw. dem faktischen 

Schulerfolg überprüfen könnten. Aufgrund der genannten Eigenschaften bietet sich 

diese Form der Elternzusammenarbeit an.  

 

Insgesamt betrachtet handelt es sich bei dem Konzept der āFamilienErgoó um ein nied-

rigschwelliges Angebot zur Schulvorbereitung, das den Eltern eine konkrete Methode 

bietet, leicht durchführbar und einfach zu handhaben ist. Es entspricht den wissen-

schaftlich anerkannten Kriterien zur Schulfähigkeit und ist für die Anwendung in einer 

breiten Mehrheit von Familien konzipiert. Der gemeinsame Blick unterschiedlicher Ak-

teure der Transition sowie weiterer Fachleute aus angrenzenden Bereichen richtet sich 

auf eine Anschlussfähigkeit der kindlichen Bildungsprozesse. Daher kann die Zusam-

menarbeit mit Eltern auch in Kooperationsprojekten, die nach dem Transitionsansatz 

arbeiten, durch diese Form der Fortbildung gestaltet werden. Die Einbettung in eine 

Erziehungs- und Bildungspartnerschaft bietet sich hier, wie in allen Bereichen der 

Transitionsarbeit, an. 
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7.      Fazit 

 

Der Transitionsprozess vom Kindergarten in die Grundschule stellt für alle Kinder eine 

Herausforderung dar: Abschied von Vertrautem, Neubeginn in einer noch fremden 

Umgebung, Rollenveränderung und das Einfinden in ein neues soziales System sowie 

in unbekannte  inhaltliche Aufgabenstellungen markieren einen gravierenden Umbruch 

im Leben. Auch die Eltern durchleben diese Veränderungen und sind damit nicht nur 

Begleiter und Unterstützer ihrer Kinder, sondern auch Bewältigende des Übergangs. 

Der Transitionsansatz beschreibt die Mehrfachrolle der Eltern und bietet einen theore-

tischen Rahmen, der sich zum besseren Verständnis der Elternrolle und zur Entwick-

lung adäquater Kooperationsstrukturen eignet. Ziel eines gelingenden Transitionspro-

zesses ist es, Brüche in den Bildungsbiographien der Kinder zu vermeiden. Dabei sol-

len und können nicht alle Diskontinuitäten des Übergangs verhindert werden; vielmehr 

bietet der stimulierende Aspekt des Übergangs als Entwicklungsaufgabe auch positive 

Herausforderungen für das persönliche Wachstum von Kindern sowie von Eltern. 

Der Transitionsansatz geht von den bestehenden Verhältnissen in den deutschen Bil-

dungsstrukturen aus: Kindergärten und Schulen gehören zwei unterschiedlichen 

Rechtsbereichen und Bildungssystemen an, auch wenn in den einzelnen Bundeslän-

dern versucht wird, über diese Trennung hinweg Anschlüsse zu schaffen. So lange sie 

aber besteht, können keine ï mindestens landesweit ï einheitlichen Standards für die 

vorschulische Bildung oder für die konkrete Schulvorbereitung geschaffen werden. 

Konsequenterweise kann ein gemeinsames Bildungsverständnis von Kindergarten und 

Schule nur lokal in den einzelnen Kooperationsgemeinschaften, höchstens regional als 

Empfehlung, vereinbart werden. Das Modellprojekt āBr¿ckenjahró hat hierf¿r einen wich-

tigen Anfang initiiert: Durch die zweijährige Förderung sind viele örtliche Kooperationen 

entstanden oder verbessert worden. Werden auf regionaler Ebene zukünftig tatsächlich 

Konzepte erarbeitet, die ein gemeinsames Bildungsverständnis formulieren, die vor-

handene Kooperationsstrukturen darlegen, Mindeststandards festschreiben und weite-

re Möglichkeiten für die Übergangsgestaltung vorschlagen, ist das ein wegweisender 

Schritt in die richtige Richtung. Besonders für die Betroffenen ï Kinder und Eltern ï 

könnte dadurch mehr Stabilität und Orientierung geschaffen werden. Die kommenden 

Jahre werden zeigen, ob sich die Ergebnisse verstetigen lassen und das Ziel seine 

Priorität behält: Die Transition als gelingender Prozess für alle Kinder (und alle Eltern)! 

Obwohl die Rolle der Eltern im Transitionsprozess in theoretischen Konzepten immer 

wieder diskutiert und betont wird, ist ihre Bedeutung in der Alltagspraxis noch nicht 

hinreichend beachtet: Eltern sind Experten für ihre Kinder, auch im Übergang zur 

Grundschule. Sie haben den direktesten Zugang zu ihnen und wissen, welche Gedan-

ken das Kind in Bezug auf die Schule bewegt, worauf es sich freut und wo Ängste ver-
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borgen liegen. Sie sind außerdem die längsten Bildungsbegleiter ihrer Kinder und wis-

sen, welche Vorlieben es pflegt und wo besondere Interessen und Fähigkeiten beste-

hen. Vielen Eltern ist ihr Expertentum aber nicht bewusst, oder sie überlassen den 

Fachkräften die Schulvorbereitung, weil sie sich unsicher fühlen und nicht wissen, was 

von ihren Kindern und von ihnen erwartet wird. Andere verbinden mit dem Gedanken 

an eine erfolgreiche Schullaufbahn vorrangig kognitive Fähigkeiten oder soziale Kom-

petenzen und fördern ihre Kinder daher einseitig in diesen Bereichen.  

In den öffentlichen Institutionen ist das Expertentum der Eltern nicht immer anerkannt 

oder wird nicht explizit formuliert. Um ein gemeinsames Bildungsverständnis zu gene-

rieren, bzw. die Anschlussfähigkeit der institutionellen Bildungsbegriffe zu realisieren, 

müssen Eltern durch die sie vertretenden Gremien mit in diese Prozesse einbezogen 

werden; das gilt auch für das vor Ort geltende Konstrukt der Schulfähigkeit.  

Alle Eltern müssen wissen, welche Einschulungspraxis in den für sie zuständigen Koo-

perationseinrichtungen ausgeübt wird. Diese Transparenz ermöglicht es ihnen, sich auf 

konkrete Anforderungen im Transitionsprozess einzustellen. Gleichzeitig sollten sie die 

Chance haben, sich selbst in die Planung und Durchführung der praktischen Über-

gangsgestaltung einzubringen. Viele Eltern wünschen sich diese Möglichkeit als Teil 

der eigenen Verarbeitungsstrategie.  

Das Konzept der āFamilienErgoó stellt einen praktikablen Ansatz dar, um Eltern f¿r we-

sentliche Aspekte der Schulvorbereitung zu gewinnen und ihnen konkrete Methoden 

an die Hand zu geben. Diese Fortbildung zeigt den Eltern auf, wie sie selbst zentrale 

Schulfähigkeitskriterien im Alltag fördern können. Unabhängig von den eigenen Bil-

dungsvoraussetzungen erleben sie sich als kompetent in alltäglichen Handlungen und 

in der Weitergabe dieses Wissens an ihre Kinder. Das und die Beobachtung, welche 

Fähigkeiten die Kinder schon besitzen und an welchen es noch fehlt, macht sie auch 

hier zu Experten. Mithilfe der genauen Anleitung im āFamilienErgoó-Konzept ist es ihnen 

möglich, die erforderliche Unterstützung zu geben, da die beschriebenen Tätigkeiten 

von fast allen Eltern durchgeführt werden (können). Sinnvollerweise sollte der Ansatz 

eingebettet sein in eine von den Kooperationspartnern Grundschule, Kindergarten und 

Eltern konzipierte Schulfähigkeitsphilosophie, um allen die Bedeutung und die Notwen-

digkeit der zu fördernden Schulfähigkeitskriterien zu erläutern. Eine Erziehungs- und 

Bildungspartnerschaft als Arbeitsrahmen schafft dafür die adäquaten Voraussetzun-

gen, auch im Hinblick auf Kinder mit Entwicklungsauffälligkeiten und auf Eltern, die 

schwerer für die Kooperation zu gewinnen sind. Weitere wissenschaftliche Studien, die 

den Zusammenhang zwischen kindlicher Alltagskompetenz und Schulerfolg untersu-

chen, sind wünschenswert, um diese potentiell unterschätzte Ressource genauer zu 

betrachten. 
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Alle genannten Aspekte der Transitionsarbeit lassen sich idealerweise im Konzept der 

Erziehungs- und Bildungspartnerschaft verwirklichen, das spätestens im Transitions-

prozess auf die zukünftige Schule ausgeweitet wird. Es schafft einen Rahmen von Ver-

trauen und Zusammenarbeit, in dem das Expertentum von Eltern, Erzieherinnen und 

Lehrern für die Förderung der kindlichen Entwicklung und die Bewältigung des Über-

gangs gebündelt werden kann.  

Eltern als begleitende und bewältigende Akteure des Transitionsprozesses wollen und 

sollen in seine aktive Gestaltung einbezogen werden. Die aktuellen theoretischen Er-

kenntnisse der Transitionsforschung und die bereits erprobten praktischen Umset-

zungsmºglichkeiten, wie z.B. im āBr¿ckenjahró, weisen in diese Richtung. Die Durchfüh-

rung ist eng verbunden mit der politischen Unterstützung auf Ebene der Länder und 

des Bundes. Soll der bildungspolitische Wunsch nach institutionsübergreifenden Koo-

perationen im Transitionsprozess, nach Anschlussfähigkeit und gelingender Zusam-

menarbeit mit den Eltern im Rahmen von Erziehungs- und Bildungspartnerschaften 

realisiert werden, müssen dafür zusätzliche Stellen und ausreichende Zeitstrukturen 

geschaffen werden: Es braucht dauerhafte finanzielle Voraussetzungen, die es den 

Beteiligten erlauben, die Vorstellungen in die Tat umzusetzen. Ebenso sind Mittel für 

die wissenschaftliche Forschung und Begleitung in der Transitionsarbeit und in prakti-

schen Umsetzungsmodellen erforderlich.  

Die Verwirklichung dieser Ziele bedeutet in letzter Konsequenz eine Annäherung der 

Bereiche Elementar- und Primarpädagogik. Der politische Wille hält bisher an der be-

stehenden Trennung fest. Inwieweit positive Erfahrungen mit umfassenden Koopera-

tionen, mit Modellen wie der jahrgangsübergreifenden Eingangsstufe  und institutions-

übergreifenden Erziehungs- und Bildungspartnerschaften dazu beitragen können, die-

sen Willen zu verändern ï auch gegen den Widerstand unabhängiger Träger ï muss 

die Zeit zeigen.  

ĂUm Probleme im Bildungssystem angemessen bewªltigen zu kºnnen, werden wir mit 

nur kosmetischen Operationen nicht weiter kommen [sic]. In dieser Situation sollten wir 

die Chance nutzen, die Diskontinuität birgt. Tief greifende Reformen sind erforderlich, die 

auch vor lieb gewordenen Strukturen nicht Halt machenñ (Fthenakis 2004, S.12). 

Die Forderung nach Erziehungs- und Bildungspartnerschaften, wie sie in den Bil-

dungsplänen der Länder und z.B. im niedersächsischen Schulgesetz zu finden ist, 

zeigt, dass diesem Ansatz eine Wirksamkeit unterstellt wird. Auch hier sind weitere 

wissenschaftliche Untersuchungen und die dafür notwendigen Mittel nötig, um ihn auf 

ein tragfähiges Fundament zu stellen.  

Letzten Endes braucht es nicht nur das Postulat von gelingenden Übergängen als Ba-

sis für erfolgreiche Bildungsbiographien, sondern die Offenheit gegenüber neuen Er-

kenntnissen, eine klare Prioritätensetzung zugunsten der Bereitstellung notwendiger 
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Ressourcen sowie die dauerhafte Verankerung ausreichender Mittel in den Haushalten 

der Bildungsministerien. Bildung kostet Geld; die nachkommenden Generationen soll-

ten allen Verantwortlichen dieses Geld wert sein.  

Eltern als wichtiger Part der Bildungsbiographien ihrer Kinder brauchen die Wertschät-

zung und Anerkennung aller an diesen Prozessen Beteiligten, um Übergänge wie den 

vom Kindergarten in die Grundschule mitzugestalten und zu bewältigen. Auch für ihre 

eigene Persönlichkeitsentwicklung ist das Gelingen von Transitionsprozessen von gro-

ßer Bedeutung. Letztlich bewirkt eine erfolgreiche Transition, dass Kinder befähigt 

werden, ihren eigenen Lebensweg aktiv zu gestalten und gestärkt weiterzugehen. Für 

die Eltern heißt das, ihnen größere Verantwortung und mehr Selbstbestimmung zu 

übertragen. Eine gute Begleitung in diesem Prozess des Loslösens von ihren Kindern 

ist daher ebenso Aufgabe der Transitionsarbeit, die Eltern wie Kindern zugute kommt; 

mit ihr sind auch Diskontinuitäten als unabdinglicher Teil einer Transition eher zu be-

wältigen. 

Der größte Erfolg in der Bewältigung des Übergangs vom Kindergarten in die Grund-

schule kann erreicht werden, wenn die Eltern als Experten ihrer Kinder aktiv mit allen 

anderen Akteuren des Transitionsprozesses zusammenwirken.  

 

Vernünftige Wesen, berufen, an ein und derselben Arbeit gemeinsam zu wirken, 

     erfüllen  im  gemeinsamen  Weltleben  die Bestimmung, welche  die Glieder am 

menschlichen Körper erfüllen. ï Sie sind für ein vernünftiges Zusammenwirken    

geschaffen.              Marc Aurel  
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